Entwurf einer Formulierungshilfe für einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages einzubringenden 
Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Schutzes der Bevölkerung und insbesondere vulnerabler Personengruppen vor COVID-19 
(COVID-19-SchG)
A. Problem und Ziel
Durch die Subtypen der Variante Omikron des Coronavirus SARS-CoV-2 BA.4 und BA.5 verursacht, werden derzeit wieder erhöhte Infektionszahlen in der Bundesrepublik Deutschland festgestellt. Das Auftreten von Varianten mit neuartigen Erreger- bzw. Immunfluchteigenschaften ist jederzeit möglich und nicht vorhersehbar. Des Weiteren ist durch saisonbedingte Effekte mit einem Wiederanstieg der Infektions- und in der Folge auch mit einem Anstieg der Hospitalisierungszahlen zum Herbst/Winter 2022/2023 zu rechnen. Gleichzeitig treten wichtige Verordnungsermächtigungen zur Bekämpfung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 zeitnah außer Kraft.
Ein hoher Anteil von Personen mit SARS-CoV-2-Immunität senkt die Wahrscheinlichkeit schwerer SARS-CoV-2-Ausbrüche, die das öffentliche Gesundheitssystem überfordern können. Die COVID-19-Schutzimpfung ist aktuell das wirksamste Mittel, um die Pandemie dauerhaft unter Kontrolle zu bringen und künftige Notlagen zu vermeiden. Eine vollständige COVID-19-Schutzimpfung (Grundimmunisierung plus Auffrischimpfung) ist nach derzeitigem wissenschaftlichen Stand der beste Schutz zur Verhinderung einer COVID-19-Infektion mit schwerem Verlauf. und der Eine Ausbreitung einer SARS-CoV-2-Virusvariante mit neuen pandemischen Eigenschaften könnte allerdings die Effekte der Impfung mildern und, die eine Überlastung des Gesundheitswesens zur Folge haben könnte. Die derzeitige Impfquote reicht sogar schon auf Basis der bisherigen Erfahrungen mit der Omikron-Variante das Coronavirus SARS-CoV-2 jedoch nicht aus, um einen möglichen, sehr schnellen und starken Anstieg der Erkrankungszahlen und die damit bestehende Gefahr einer Überlastung des Gesundheitssystems und gegebenenfalls weiterer Versorgungsbereiche in den kommenden Herbst- und Wintermonaten einzudämmen. Durch diese Situation wäre insbesondere die vulnerable Bevölkerung erneut besonders gefährdet, weil auch eine Schutzimpfung nicht in jedem Fall eine schwere Erkrankung und eine Hospitalisierung verhindern kann. Gleichzeitig sollen die schweren gesamtgesellschaftlichen Einschränkungen der vergangenen Jahre vermieden werden, indem Surveillance- und Schutzmaßnahmen zielgerichtet eingesetzt werden. 	Comment by Rexroth, Ute: Ein Absatz weiter oben wird ausgeführt, dass Varianten mit Immunfluchteigenschaften jederzeit auftreten können. Das beträfe u.U. auch die Schutzwirkung der Impfung. 	Comment by Rexroth, Ute: Die hohe Impfquote schützt nicht notwendigerweise vor der Verbreitung einer Variante, gegen die die Impfung nicht gut schützt. Außerdem soll in dem Gesetz nicht die Impfpflicht begründet werden, sondern die Anwendung von NPI	Comment by Mehlitz, Joachim-Martin: Es sollte erwogen werden, hier (sowie auch im Kontext "vulnerable Einrichtungen" und vulnerable Personengruppen") das Merkmal „vulnerabel“ zu definieren und neben biologischen auch soziale Vulnerabilitäten berücksichtigen. Neben biologischen Faktoren (Alter, Vorerkrankungen) sind auch soziale Faktoren (sozio-ökomische Situation, Arbeits- und Wohnbedingungen etc.) Gründe für eine erhöhte Vulnerabilität für eine SARS-CoV-2-Infektion und einen schweren Covid-19-Krankheitsverlauf. Bei der Planung und Implementierung von Maßnahmen zur Verhütung, Erkennung, Erfassung und Bekämpfung von Infektionserkrankungen müssen daher auch soziale Faktoren berücksichtigt werden.

(Anmerkung von Abt. 3)
Zur Optimierung des Pandemiemanagements hat der Corona-Expertenrat es für notwendig erachtet, dass spätestens bis zum Herbst 2022 Kennzahlen zur aktuellen Hospitalisierungsprävalenz und der Bettenbelegung der Krankenhäuser vorliegen. Es bedarf daher gesetzlicher Anpassungen mit Blick auf das mögliche Pandemiegeschehen im Herbst und Winter 2022 auch in Bezug auf die Meldungen intensivmedizinischer Behandlungskapazitäten an das DIVI-Intensivregister.
Seit dem 1. Januar 2021 besteht für SARS-CoV-2 diagnostizierende Labore die Verpflichtung zur Anbindung und elektronische Meldung der positiven Testergebnisse an DEMIS, sodass für positive PCR-Testergebnisse auf SARS-CoV-2 nahezu eine Vollerfassung vorliegt (PoC-PCR-Ergebnisse werden ggf. nicht über diesen Weg gemeldet). Allerdings wird die Fallfindung stark von der Sensitivität der Teststrategie beeinflusst. Mit der alleinigen Erfassung der Positivmeldungen über DEMIS können weder Rückschlüsse auf die vorhandenen PCR-Testkapazitäten noch Positivenanteile der durchgeführten Testungen gezogen werden diesen Daten kann allerdings keine Positivrate ermittelt werden, zusätzlich können bei der alleinigen Erfassung der Positivmeldungen über DEMIS keine Rückschlüsse auf die PCR-Testkapazitäten gezogen werden.Daher ist die Erhebung weiterer Daten zu durchgeführten Testungen insgesamt nötig. 
Nach jetziger Rechtslage kann das Bundesministerium für Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und mit Zustimmung des Bundesrates den Zeitraum, in dem die Vertragsparteien nach §§ 111 Absatz 5 Satz 1, 111c Absatz 3 Satz 1 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) Vergütungsvereinbarungen für Leistungen der Vorsorge oder medizinischen Rehabilitation an die durch COVID-19-bedingte Sondersituation anzupassen haben, längstens bis zum Ablauf des 23. September 2022 verlängern. Mit Blick auf die Ungewissheit der weiteren pandemischen Entwicklung ist allerdings nicht absehbar, ob es über diesen Zeitpunkt hinaus zu Mehraufwand und Mindererlösen für Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen kommt. Es ist daher auch über den 23. September 2022 hinaus erforderlich sicherzustellen, dass die möglicherweise während des Zeitraums einer epidemischen Lage nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG oder einer bundesweiten Gefährdung der öffentlichen Gesundheit durch eine übertragbare Krankheit im Sinne von § 23 Absatz 1 IfSG entstehenden wirtschaftlichen Probleme der betroffenen Einrichtungen abgefedert werden.
Nach den bisherigen Erfahrungen konnte in der COVID-19-Pandemie in Phasen eines hohen Infektionsgeschehens eine verminderte Inanspruchnahme von Heilmitteln und vertragszahnärztlichen Leistungen durch die Versicherten beobachtet werden. 
Die Leistung der Heilmittelerbringer ist in der Regel nicht unter Einhaltung des Mindestabstandes durchführbar, sodass erhöhte Hygieneanforderungen insbesondere in Form von persönlicher Schutzausrüstung (zum Beispiel Schutzmasken, Handschuhe) bereits im Fall einer bundesweiten Gefährdung der öffentlichen Gesundheit durch eine übertragbare Krankheit im Sinne von § 23 Absatz 1 IfSG dazu beitragen können, das Infektionsgeschehen in diesem Bereich deutlich einzudämmen. Die Beschaffung dieser Schutzausrüstung führt jedoch zu einem finanziellen Mehraufwand für die Heilmittelerbringer.
B. Lösung
Im Sinne des vom Bundesministerium für Gesundheit vorgelegten 7-Punkte-Plans für den Herbst sollen zum Schutz vor COVID-19 die Arzneimittelversorgung für die kommende Herbst-/Wintersaison verbessert, zielgerichtete Impfkampagnen ermöglicht und der Schutz der vulnerablen Bevölkerung gestärkt werden.
Die Ermächtigungsgrundlage für die Coronavirus-Impfverordnung (CoronaImpfV) und Coronavirus-Testverordnung (TestV) sowie die Geltungsdauer der Coronavirus-Impfverordnung werden bis zum 30. April 2023 verlängert. Darüber hinaus wird die Berechtigung zur Durchführung von COVID-19-Impfungen durch Apotheker, Zahnärzte sowie Tierärzte bis zum 30. April 2023 verlängert. Des Weiteren wird in dem neu gefassten § 23 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) eine Grundlage für nationale Präventionsprogramme geschaffen, mit der die weitere Aufrechterhaltung insbesondere der Strukturen für bevölkerungsbezogene Impf- und Testkampagnen sichergestellt werden soll. Eine Kostenbeteiligung des Bundes (zum Beispiel für Testungen) wird ermöglicht.
Der Infektionsschutz in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe wird durch besondere Regelungen und durch eine Aufgabenerweiterung der KRINKO gestärkt. Die Regelungen zu sonstigen vulnerablen Einrichtungen werden zum Schutz des Personenkreises mit erhöhtem Risiko für einen schweren Covid-19-Krankheitsverlauf in den neu gefassten §§ 34 bis 36 IfSG zusammengeführt und vereinheitlicht. Es werden Verordnungsermächtigungen vorgesehen, die eine bundesweite Festlegung bestimmter Mindestschutzstandards zur Infektionsprävention und Hygiene in diesen Einrichtungen ermöglichen. Die Länder erhalten eine (ergänzende) Ermächtigungsgrundlage, um auch im Pflegebereich Regelungen zu Hygiene und Infektionsschutz zu treffen, zum Beispiel die Bestellung von hygienebeauftragten Pflegefachkräften in vollstationären Einrichtungen, was der Empfehlung des Expertenrates der Bundesregierung entspricht. Die Regelungsmöglichkeiten für Schutzmaßnahmen außerhalb dieser Einrichtungen (§§ 28 ff. IfSG) sollen nach Vorliegen der Evaluation nach § 5 Absatz 9 IfSG im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfs im parlamentarischen Verfahren Berücksichtigung finden.
Krankenhäuser sollen verpflichtet werden, regelmäßig die Anzahl der belegten Betten sowie der aufgestellten Betten auf Normalstationen pro Krankenhaus zu melden. Um die Datengrundlagen weiter zu verbessern und gleichzeitig die Meldeaufwände für die Krankenhäuser zu reduzieren, sollen die Meldungen modifiziert und technisch angepasst werden. Dafür wird die gesetzliche Grundlage der entsprechenden Verordnungsermächtigung geschaffen. Gleichzeitig wird die Ermächtigungsgrundlage, die Grundlage für die DIVI-Intensivregisterverordnung ist, verstetigt.
Es wird in § 7 Absatz 4 IfSG eine verpflichtende anonymisierte Erfassung der durchgeführten (auch negativen) SARS-CoV-2-PCR-Testungen vorgesehen.
Es werden weitergehend als bisher repräsentative Sentinel-Erhebungen und Studien ermöglicht, wie z. B. die syndromische Sentinelsurveillance, bei denen beispielsweise in Zusammenarbeit mit Einrichtungen der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung repräsentative Auswertungen zu Erkrankungs- und Infektionszahlen und Durchimpfungsraten stattfinden können. Auch die sogenannte Abwassersurveillance kann auf dieser Basis fortgeführt werden. Das Bundesministerium für Gesundheit erhält die Ermächtigung, bestimmte Einrichtungen zur Mitwirkung zu verpflichten. Der Bund kann sich über § 69 IfSG an den Kosten dafür beteiligen.	Comment by Walter Haas: Hier beispielhaft als Sentinelsurveillance zur Erfassung und Bewertung der Krankheitsschwere und Krankheitslast
Die Ermächtigungsgrundlage für die auf § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 IfSG beruhenden Verordnungen wird um ein Jahr verlängert. Dasselbe gilt für die Geltungsdauer der einschlägigen Verordnungen. Außerdem wird die Ermächtigungsgrundlage für die auf § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 IfSG beruhenden Anordnungen um ein Jahr verlängert.
Für den Fall der erneuten Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG sollen die Folgen einer erneuten verminderten Inanspruchnahme von Leistungen durch die Versicherten in entsprechenden Vereinbarungen zwischen den Partnern der Gesamtverträge im vertragszahnärztlichen Bereich sowie den maßgeblichen Spitzenorganisationen der Heilmittelerbringer auf Bundesebene und dem GKV-Spitzenverband Berücksichtigung finden.
Die Regelung des § 56 Absatz 1a IfSG wird entfristet.
§ 71 Absatz 2 des Arzneimittelgesetzes wird dahingehend ergänzt, dass Regelungen zur Abwicklung des Vertriebs und zur Abgabe der beschafften Arzneimittel sowie zu Fragen der Vergütung dieser Tätigkeiten erlassen werden können.
Um breitflächige und niederschwellige Testungen in Rahmen der Pandemiebekämpfung zu erleichtern, soll die Durchführung von Testungen zum Nachweis des Krankheitserregers SARS-CoV-2 vom Werbeverbot weiterhin ausgenommen sein. Die Regelung soll bis Ende 2023 befristet werden.
Mit dem Ziel, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen auch für den Fall einer erneuten Verschärfung der pandemischen Lage sicherzustellen, wird den Vertragsparteien nach § 111 Absatz 5 Satz 1 und § 111c Absatz 3 Satz 1 SGB V aufgegeben, bei Feststellung einer epidemischen Lage nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG oder, wenn gemäß § 23 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist, an diese Sondersituation angepasste Vergütungsvereinbarungen zu vereinbaren. Auf diese Weise können die Vertragsparteien im Bedarfsfall flexibel und zeitnah auf die durch Mindereinnahmen und Mehrausgaben verursachte Gefährdung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit dieser Einrichtungen reagieren.
C. Alternativen
Keine.
D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
Gesetzliche Krankenversicherung
Für den Fall, dass angepasste Vergütungsvereinbarungen im Bereich der Vorsorge und Rehabilitation vereinbart werden, können den gesetzlichen Krankenversicherungen Mehrausgaben in nicht quantifizierbarem Umfang entstehen. Sie hängen von den konkret getroffenen Vereinbarungen und der Entwicklung der Infektionslage ab. 
Für den Fall, dass angepasste Vergütungsvereinbarungen in den Bereichen der vertragszahnärztlichen Versorgung und Heilmittelversorgung vereinbart werden, können den gesetzlichen Krankenversicherungen Mehrausgaben in nicht quantifizierbarem Umfang entstehen. Sie hängen von den konkret getroffenen Vereinbarungen und der Entwicklung der Infektionslage ab. 
Für den Fall, dass je Heilmittelverordnung eine Pauschale zur Abgeltung erhöhter Hygienekosten vereinbart wird, entstehen der gesetzlichen Krankenversicherung Mehrausgaben in Abhängigkeit von der Zahl der abgerechneten Heilmittelverordnungen und der vereinbarten Höhe der Pauschale. Im Jahr 2021 wurden laut der GKV-Schnellinformation für Deutschland nach § 84 Absatz 5 Satz 4 in Verbindung mit Absatz 7 SGB V rund 38,4 Millionen Verordnungsblätter abgerechnet.
Bund, Länder und Gemeinden
Mehrbelastungen des Bundes aufgrund der Verlängerung der Coronavirus-Impfverordnung über das derzeitige Außerkrafttreten zum 25. November 2022 hinaus bis zum 30. April 2023 hängen von stark volatilen Parametern wie dem weiteren Verlauf des Infektionsgeschehens und der Inanspruchnahme der Bevölkerung ab. Je eine Million Impfungen durch die Leistungserbringer nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 bis 9 CoronaImpfV entstehen Kosten für den Bund in Höhe von höchstens 36 Millionen Euro, sofern bei der Impfung die Verpflichtung zur Teilnahme an der Impfsurveillance erfüllt wird.
Für die Ausstellung von Impfzertifikaten, für die Apotheken- und Großhandelsvergütung sowie Impfungen in Apotheken könnten in der Summe auf Grundlage der Abrechnungsdaten des ersten Halbjahres 2022 darüber hinaus geschätzte Kosten von rund 75 Millionen. Euro pro Monat entstehen. Die durch die Verlängerung der CoronaImpfV entstehenden Kosten für das Digitale Impfquotenmonitoring (DIM) betragen insgesamt voraussichtlich ca. 2 Millionen Euro.
Für die Länder können durch Erlass von Schutzmaßnahmen nach § 56 Absatz 1a IfSG weitere Haushaltsausgaben zur Finanzierung der Entschädigungszahlungen nach dieser Vorschrift notwendig werden.
Für Bund, Länder und Kommunen entstehen durch die Verlängerung der Medizinischer Bedarf Sicherstellungsverordnung keine finanziellen Belastungen.
Für Bund, Länder und Kommunen entstehen durch die Änderung des § 71 Absatz 2 AMG keine finanziellen Belastungen.
E. Erfüllungsaufwand
E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand.
Für Bürgerinnen und Bürger wird durch die Verlängerung der Medizinischer Bedarf Sicherstellungsverordnung kein Erfüllungsaufwand begründet, geändert oder aufgehoben.
Für Bürgerinnen und Bürger wird durch die Änderung des § 71 Absatz 2 AMG kein Erfüllungsaufwand begründet, geändert oder aufgehoben. 
E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
Für die Krankenhäuser entsteht im Zeitraum vom 17. September 2022 bis zum 31. Dezember 2022 Erfüllungsaufwand für die täglichen Meldungen der belegten Betten und für die einmalige Meldung der Zahl der im Durchschnitt des Vorjahres aufgestellten Betten. Für die täglichen Meldungen entsteht insgesamt über alle Krankenhäuser hinweg ein Erfüllungsaufwand von ca. 3 Millionen Euro, für die Meldung der Zahl der Betten des Vorjahres entsteht ein einmaliger geringer Erfüllungsaufwand, der je 100 Krankenhäuser den Betrag von 500 Euro nicht übersteigen dürfte.
Den Meldepflichtigen nach § 8 IfSG entsteht ein geringfügiger Erfüllungsaufwand in nicht quantifizierbarer Höhe durch die Einführung zusätzlicher Meldepflichten. 
Durch neue Vorgaben in § 35 IfSG (hygienebeauftragte Pflegefachkraft in vollstationären Einrichtungen) entstehen für die Wirtschaft jährliche Belastungen in Höhe von rund 18 Millionen Euro.
Für die Wirtschaft wird durch die Verlängerung der Medizinischer Bedarf Sicherstellungsverordnung kein Erfüllungsaufwand begründet, geändert oder aufgehoben.
Für die Wirtschaft wird durch die Änderung des § 71 Absatz 2 AMG kein Erfüllungsaufwand begründet, geändert oder aufgehoben.
Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten
Der vorgenannte Erfüllungsaufwand besteht zum Teil aus Bürokratiekosten aus Informationspflichten.
E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung
Beim Robert Koch-Institut entsteht ein Erfüllungsaufwand für die Verarbeitung der zusätzlichen Meldedaten der Krankenhäuser, dessen Umfang abhängig ist von der Ausgestaltung der Rechtsverordnung, die das Nähere zur Übermittlung der Daten der Krankenhäuser festlegt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist eine Quantifizierung daher noch nicht möglich.	Comment by Rexroth, Ute: Nicht nur durch die Meldedaten der Krankenhäuser entsteht ein Erfüllungsaufwand.  Auch durch Erweiterung der Gonokokken und Neueinführung der Chlamydien-Meldepflichten. Die Systeme müssen außerdem ertüchtigt werden, um die Negativtestungen abzubilden Dokumente und Handreichungen müssen an die neue Gesetzeslage angepasst werden Bezüge müssen neu hergestellt werden. 

Gemäß §33 ist das RKI für Einrichtung und betrieb des elektronischen Melde- und Informationssystems – DEA – verantwortlich. Dies erfordert erhebliche technische, materielle und personelle Ressourcen, genau wie das Führend er Kontaktlistend er Beförderer (§33)	Comment by Wascher, Lorenz: Wir verstehen dies so, dass hier ausschließlich der Erfüllungsaufwand für die Ausweitung des DIVI-IntensivRegisters aufgeführt sind. 

Aus unserer Sicht ist zusätzlich auf die Mehraufwände für die Ausweitung von DEMIS, Sentinel-Erhebungen und der Abwassersurveillance hinzuweisen, welche sich auch in Mehraufwänden in Verwaltungsressorts des RKI zeigen. Insbesondere bei DEMIS ist aufgrund der zusätzlichen Meldung negativer PCR-Testergebnisse ein wesentlich höherer Aufwand zu erwarten. 
Den Gesundheitsämtern entsteht ein geringfügiger Erfüllungsaufwand in nicht quantifizierbarer Höhe durch die Einführung zusätzlicher Meldepflichten.	Comment by Rexroth, Ute: Wahrscheinlich nicht sehr geringfügig
Den Krankenkassen kann im Bereich der Vorsorge und Rehabilitation Erfüllungsaufwand in nicht bezifferbarer Höhe entstehen, sofern Vergütungsvereinbarungen angepasst werden. 
Den Krankenkassen kann in den Bereichen der vertragszahnärztlichen Versorgung und Hilfsmittelversorgung Erfüllungsaufwand in nicht bezifferbarer Höhe entstehen, sofern Vergütungsvereinbarungen angepasst werden.
Für die Verwaltung entsteht durch die Verlängerung der Medizinischer Bedarf Sicherstellungsverordnung kein Erfüllungsaufwand.
Für die Verwaltung entsteht durch die Änderung des § 71 Absatz 2 AMG kein Erfüllungsaufwand.
F. Weitere Kosten
Keine.
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Entwurf einer Formulierungshilfe für einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages einzubringenden 
Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Schutzes der Bevölkerung und insbesondere vulnerabler Personengruppen vor COVID-19
(COVID-19-SchG)
Vom ...
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

[bookmark: eNV_546E41C07E684D6FB5C6B50C518543F9_1]Änderung des Infektionsschutzgesetzes
Das Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. März 2022 (BGBl. I S. 473) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_347AB9C6725A4C56AF6E78D5309174B6_1]Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_902ECAF84379470C846A90761747A771_1]Die Angabe zu § 23 wird wie folgt gefasst:
„§ 23	Nationale Programme zur Prävention übertragbarer Krankheiten“.
[bookmark: eNV_730D7BEE8B5447CA97DDA6112A5C0AEF_1]Die Angabe zu § 23a wird gestrichen.
[bookmark: eNV_EBDC6DFD19B9405CACAA689093D58F9B_1]Die Angaben zu den §§ 33 bis 36 werden durch die folgenden Angaben ersetzt: 
„§ 33	Maßnahmen im Reiseverkehr, Verordnungsermächtigung
§ 34	Infektionsschutz in medizinischen Einrichtungen, Verordnungsermächtigung
§ 35	Infektionsschutz in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe, Verordnungsermächtigung
§ 36	Infektionsschutz in Gemeinschaftseinrichtungen“.
[bookmark: eNV_20E2A73A08EA44DFADBD0D707DE6DFBA_1]§ 5 wird wie folgt geändert:
a) [bookmark: eNV_72B689841EE74A069231720761ADA8B8_1]Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) [bookmark: eNV_7C2D48FA060245FF8E3AF2DCDEFD2E2B_1]Satz 1 Nummer 7 wird wie folgt geändert:
aaa) [bookmark: eNV_1E6788ECF2A249F18CEB7A4BBF1CC490_1]Buchstabe b wird wie folgt gefasst:
0. „	abweichend von der Approbationsordnung für Ärzte die Regelstudienzeit, die Zeitpunkte und die Anforderungen an die Durchführung der einzelnen Abschnitte der Ärztlichen Prüfung und der Eignungs- und Kenntnisprüfung, der Famulatur und der praktischen Ausbildung festzulegen und alternative Lehrformate vorzusehen, um die Fortführung des Studiums zu gewährleisten,“.
bbb) [bookmark: eNV_A99C71D17B0A458F8034347D552243B9_1]Buchstabe g wird aufgehoben.
bb) [bookmark: eNV_C9BFC88B01B048D1B9AC6755D836BD19_1] Satz 3 wird aufgehoben.
[bookmark: eNV_81DA8C03AB2C4530B439E0C17029AB2C_1]Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4)	Eine auf Grund des Absatzes 2 oder des § 5a Absatz 2 erlassene Rechtsverordnung tritt mit Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite außer Kraft. Abweichend von Satz 1
0. bleibt eine Übergangsregelung in der Verordnung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b bis f bis zum Ablauf der Phase des Studiums in Kraft, für die sie gilt, und
[bookmark: DQPErrorScope67EC77B43B7AF438E00E6753E0D]tritt eine nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, 7 Buchstabe a oder Nummer 10 erlassene Verordnung spätestens zwei Jahre nach Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite außer Kraft.
Bis zu ihrem jeweiligen Außerkrafttreten kann eine nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, 7 Buchstabe a oder Nummer 10 erlassene Verordnung auch nach Aufhebung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geändert werden. Nach Absatz 2 Satz 1 getroffene Anordnungen gelten mit Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite als aufgehoben. Abweichend von Satz 4 gilt eine Anordnung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 spätestens zwei Jahre nach der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite als aufgehoben. Nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 getroffene Anordnungen können auch nach Aufhebung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geändert werden. Eine Anfechtungsklage gegen Anordnungen nach Absatz 2 Satz 1 hat keine aufschiebende Wirkung.“ 
[bookmark: eNV_1CCF5D39CC3443F89092E673759D6568_1]Nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe t wird wie folgender Buchstabe u eingefügteingefügt:	Comment by Rexroth, Ute: Die Verdachtsmeldung für Ärzte wird vermutlich nicht mehr gebraucht, wenn Leiter von Einrichtungen im neuen 36 COVID-Verdacht (also pos. Schnellteste) melden müssen. 
Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) könnte in § 6 von Ziffer 1 in 1.a. verschoben werden. 	Comment by Michaela Diercke: Das RKI weist darauf hin, dass bei der Umsetzung von DEMIS noch einmal deutlich wird, dass die nichtnamentliche Meldung nosokomialer Ausbrüche an die Gesundheitsämter gemäß § 6 Abs. 3 IfSG namentlich erfolgen sollte (siehe Diskussionen von 2017)- Die nichtnamentliche Meldepflicht bringt einen unnötige Komplexität mit sich, insbesondere, weil im GA teilweise namentliche und nichtnamentliche Daten zusammengeführt werden.
„u)	durch Orthopockenviren verursachte Erkrankungen,“.
[bookmark: eNV_A671C79ED53649E8B9574F657F725681_1]§ 7 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_92D43B33E2664D60AB61F042FFF7B9FD_1]Nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 36 wird folgende Nummer 36a eingefügt:
„36a.	Orthopockenviren“.
[bookmark: eNV_B00409FD69904B3F8DDFAB479D816805_1]Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_EE9D1D8AB73F4C97A0CD05CE5894E024_1]In Nummer 6 werden die Wörter „mit verminderter Empfindlichkeit gegenüber Azithromycin, Cefixim oder Ceftriaxon“ gestrichen und der Satzpunkt durch ein Komma ersetzt. 
[bookmark: eNV_E9A82A6936FA4A6AA8DA15415A5F4250_1]Nach Nummer 6 wird folgende Nummer angefügt:
[bookmark: DQPErrorScope7E48C4748ABB52A7B7CCDF1A8BE]„7.	Chlamydia trachomatis, soweit es sich um einen der Serotypen L1-L3 handelt.“
[bookmark: eNV_CD4427938E9F45D6AAE99DC1E6E71014_1]Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
„(4)	Bei Untersuchungen zum direkten oder indirekten Nachweis des Severe- Acute-Respiratory-Syndrome-Coronavirus-2 (SARS-CoV-2) ist das Untersuchungsergebnis nichtnamentlich zu melden. Die Meldung nach Satz 1 hat gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 2, 3 oder Absatz 4, § 10 Absatz 3 zu erfolgen.“	Comment by Michaela Diercke: Mit dieser Formulierung wären auch alle Antikörper- und Antigennachweise von der Regelung betroffen. Hier sollte aus RKI-Sicht auf Nukleinsäurenachweise fokussiert werden; auch in der Einleitung wird auf PCR-Tests abgestellt. Zum Zeitpunkt der urspr. Regelung in 2020 war der potentielle Umfang an Testungen in 2022 noch nicht absehbar, da seinerzeit außerhalb von Laboren nicht in nennenswertem Umfang getestet wurde.
[bookmark: eNV_3070C79973B54F9D9CEDF2F25A826395_1]§ 8 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_81C12CCB27AA455ABEFA4787A3F3C6DC_1]In Nummer 1 wird die Angabe „§ 23 Absatz 5 Satz 1“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_00407252711040A8A4F6DCDCDDBAD229_1]In Nummer 7 wird die Angabe „§ 36 Absatz 1 Nummer 1 bis 7“ durch die Angabe „§ 35 Absatz 1 Satz 1 und § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_C4422FBD7AC7424CAD2A0AC683CB7E5A_1]§ 9 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_768BC10313BB4EC6A38DB80AE66E005D_1]In Buchstabe f wird die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1 oder nach § 36 Absatz 1 und 2“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 35 Absatz 1 Satz 1 oder § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_260D48580D304C6E9AC9CAEBE939987B_1]In Buchstabe h wird die „Angabe „§ 23 Absatz 5 Satz 1 oder § 36 Absatz 1 oder Absatz 2“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 35 Absatz 1 Satz 1 oder § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_F1FE692039E749D3ABDE99846A2FC43B_1]In Buchstabe o wird die Angabe „§ 23 Absatz 5 Satz 1“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_977D572D5A7B46E19F09FCEF7D4DC3A0_1]§ 10 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_3CC02BDE3A3D427C8E6296C31D22765D_1]Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_694C0DE2512A4BAFBEC2FE146AB6F290_1]In Nummer 1 wird die Angabe „nach Absatz 3“ gestrichen. 
[bookmark: eNV_930F24C2FE244C8F81E36938A95D6E2E_1]Nummer 11 wird wie folgt gefasst:
„11.	bei Treponema pallidum, HIV, Plasmodium sp. und Neisseria gonorrhoeae Angaben zu einer für den wahrscheinlichen Zeitpunkt der Infektion erfolgten Maßnahme der spezifischen Prophylaxe und bei Neisseria gonorrhoeae Angaben zu einer vorliegenden verminderten Empfindlichkeit gegenüber Azithromycin, Cefixim oder Ceftriaxon,“
[bookmark: eNV_E8B9E13DB3624660BB414D2D8637A617_1]Absatz 3 wird durch folgende Absätze ersetzt:
„(3) Die nichtnamentliche Meldung nach § 7 Absatz 4 Satz 1 muss spätestens 24 Stunden, nachdem der Meldende Kenntnis erlangt hat, an das Robert Koch-Institut erfolgen. Die Meldung muss, soweit vorliegend, folgende Angaben enthalten:	Comment by Wascher, Lorenz: Hier ist zu spezifizieren, woran die Kenntnis anknüpft. Sofern Kenntnis des Untersuchungsbefunds maßgeblich ist, sind Vorkehrungen zu treffen zur Nachmeldung des Typisierungsergebnisses. 

Sofern die Kenntnis aller Angaben aus Abs. 3 S. 2 erforderlich ist, kann es zu erheblichen Meldeverzögerungen kommen. 
0. eine fallbezogene Pseudonymisierung,
0. Geschlecht der betroffenen Person,
0. Monat und Jahr der Geburt der betroffenen Person,
0. die ersten drei Ziffern der Postleitzahl der Hauptwohnung oder des gewöhnlichen Aufenthaltsortes,
0. Untersuchungsbefund einschließlich Typisierungsergebnissen,
0. Art des Untersuchungsmaterials,
0. Nachweismethode,
0. Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten des Einsenders,
0. Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten des Meldenden,
0. Grund der Untersuchung.
(4) Die fallbezogene Pseudonymisierung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 besteht, soweit keine Pseudonymisierung nach § 14 Absatz 3 Nummer 1 erfolgt, aus dem dritten Buchstaben des ersten Vornamens in Verbindung mit der Anzahl der Buchstaben des ersten Vornamens sowie dem dritten Buchstaben des ersten Nachnamens in Verbindung mit der Anzahl der Buchstaben des ersten Nachnamens. Bei Doppelnamen wird jeweils nur der erste Teil des Namens berücksichtigt; Umlaute werden in zwei Buchstaben dargestellt. Namenszusätze bleiben unberücksichtigt. . Angaben nach den Sätzen 1 bis 3 und die Angaben zum Monat der Geburt dürfen vom Robert Koch-Institut lediglich zu der Prüfung, ob verschiedene Meldungen sich auf denselben Fall beziehen, verarbeitet werden. Sie sind zu löschen, sobald nicht mehr zu erwarten ist, dass die damit bewirkte Einschränkung der Prüfung nach Satz 5 eine nicht unerhebliche Verfälschung der aus den Meldungen zu gewinnenden epidemiologischen Beurteilung bewirkt.“	Comment by Wascher, Lorenz: Unklar ist, in welchen Anwendungsfällen keine Pseudonymisierung nach § 14 Abs. 3 Nr. 1 erfolgt sein soll, da hier die Meldepflicht zwingend über eine elektronische Meldung an DEMIS erfolgt. Hierbei wird nach unserem Verständnis in jedem Fall ein Pseudonym erstellt. 	Comment by Michaela Diercke: Dieses Pseudonymisierungsverfahren ist ungeeignet und sollte daher durch die DEMIS-Lösung und auch außerhalb davon nicht ermöglicht werden	Comment by Wascher, Lorenz: Änderungsvorschlag: „Die fallbezogene Pseudonymisierung“.

Grund: Die Angaben nach S. 1 bis 3 (welche Daten zur Erstellung der Pseudonymisierung verwendet werden dürfen) liegen dem RKI nicht vor, das Pseudonym wird vor der Meldung an das RKI erstellt. In der Folge erhält das RKI ausschließlich die Pseudonyme. 
[bookmark: eNV_2CD5567CC08F43089D38148E46B081C2_1]§ 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert:	Comment by Michaela Diercke: Bei Einführung der Abwassersurveillance gemäß § 13 sollte § 11 so angepasst werden, dass auch die Zugehörigkeit zum Abwassereinzugsgebiet für alle Fälle an das RKI übermittelt wird, damit die Daten aus der Abwassersurveillance mit den Daten aus dem Meldesystem verglichen werden können
[bookmark: eNV_1859E60F8E0146EB90E9CB7AE9C90C12_1]In Buchstabe f wird die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1, Absatz 5 Satz 1 oder § 36 Absatz 1 und 2“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 35 Absatz 1 Satz 1 oder § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_79E40C0B6726427F91B51F5958EAE2C4_1]In Buchstabe k wird die Angabe „§ 23 Absatz 5 Satz 1“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_013D035BC6AE47FF857B6400025EFE7D_1][bookmark: _Hlk107315609][bookmark: eNV_3679E278247749D297EC87E05DDE9E35_1]§ 13 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_24692825638D4E5A809963FAEDDDAC23_1]Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2)	Der Bund kann zur Überwachung übertragbarer Krankheiten Sentinel-Erhebungen durchführen und insbesondere Testungen und Befragungen bei bestimmten Personengruppen, an bestimmten Wasserproben und in bestimmten Gebietskörperschaften durchführen. Die Studien nach Satz 1 können insbesondere in Zusammenarbeit mit ausgewählten Einrichtungen der Gesundheitsvorsorge und der gesundheitlichen sowie pflegerischen Versorgung zu Personen stattfinden, die diese Einrichtungen unabhängig von der Sentinel-Erhebung in Anspruch nehmen. Sentinel-Erhebungen an Abwasserproben können in Zusammenarbeit mit ausgewählten Einrichtungen der Abwasserbeseitigung, der -analytik sowie der -versorgung stattfinden. Die Sentinel-Erhebungen können auch über anonyme unverknüpfbare Testungen an Restblutproben oder anderem geeigneten Material erfolgenerfolgen. Werden personenbezogene Daten verwendet, die bereits bei der Vorsorge oder Versorgung erhoben wurden, sind diese zu anonymisieren. Daten, die eine Identifizierung der in die Untersuchung einbezogenen Personen erlauben, dürfen nicht erhoben werden.  Die obersten Landesgesundheitsbehörden können zusätzliche Sentinel-Erhebungen durchführen. Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass und auf welche Weise bestimmte in Satz 2 und 3 genannte Einrichtungen verpflichtet sind, an den Sentinel-Erhebungen mitzuwirken.“	Comment by Wascher, Lorenz: Wir gehen davon aus, dass hierunter auch das RKI fällt.	Comment by Mehlitz, Joachim-Martin: Ggf. Klarstellung in Begründung, dass RKI mitumfasst ist.	Comment by Rexroth, Ute: Welche Sentinel-Erhebungen sind hier alle gemeint? AGI? ICOSARI, ARS? GrippeWeb? Abwassersurveillance?	Comment by Walter Haas: Die syndromische Sentinelsurveillance wird in Absatz 4 beschrieben. Falls sich diese Erweiterung auch auf die syndromische Sentinelsurveillance bezieht, sollte hier bei der Anonymisierung als Ausnahme die unter Absatz 4 genannten Erhebungssysteme genannt werden, für die eine pseudonymisierte Erfassung bereits bisher möglich und methodisch unabdingbar notwendig ist.	Comment by Walter Haas: s. meine obige Anmerkung bez. der Ausnahme von Sentinel-Erhebungen im Sinne von Absatz 4	Comment by Rexroth, Ute: Sollen tatsächlich die Ministerien diese Sentinel-Erhebungen durchführen? Eher die Landesgesundheitsämter oder andere zuständige Stellen	Comment by Rexroth, Ute: Initiieren/ beauftragen oder selbst durchführen
[bookmark: eNV_F19D27147102404FBE678D04C0F8B98F_1]In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_D1EB40AFD1484E5EBE793D6F39BC4888_1]Absatz 5 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_49DC7089EF36430087DF78D1B4F31E1B_1]Satz 1 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_3AB67794A1E54463977A918820BD7722_1]Die Wörter „Impfleistungen eingerichteten Impfzentren haben“ werden durch die Wörter „Schutzimpfungen verantwortlichen Einrichtungen und Personen haben nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Satz 2“ ersetzt.	Comment by Siedler, Anette: Das heißt Meldepflicht für ALLE Impfungen von ALLEN Impfenden Stellen?
Das sollte eingeschränkt werden auf Impfungen, auf die ein Leistungsanspruch besteht (also alle, die in der Schutzimpfungsrichtlinie des G-BA enthalten sind oder für die der Anspruch durch Rechts-VO geregelt ist). Ausgangspunkt für §13(5) war mal die KV-Impfsurveillance, die nur im GKV-System abrechenbare Impfungen enthält entsprechend der in der Schutzimpfungsrichtlinie festgelegten Abrechnungsziffer.
[bookmark: eNV_7691035195F541338642617BA3029429_1]In Nummer 5 werden die Wörter „des Impfzentrums“ durch die Wörter „der für die Schutzimpfung verantwortlichen Einrichtung oder Person“ ersetzt.	Comment by Siedler, Anette: Wir sehen darüber hinaus Regelungsbedarf in Nummer 10: anstatt „den Beginn oder den Abschluss der Impfserie“ besser: „die genaue Stellung der Impfung in der Impfserie“ (Begründung: Beginn und Abschluss der Impfserie reichen nicht mehr aus, da der Abschluss diese nicht klar definiert ist (Grundimmunisierung sind 2 Impfungen, mindestens eine Auffrischimpfung (3. Impfung) und für bestimmte Personen noch eine weitere Auffrischimpfung (Impfung Nr. 4) - ggf demnächst auch für alle. Das heißt einfache Zählung der durchgeführten Impfungen . 
[bookmark: eNV_AC0D1A9FDEFD4D26976F15D0DD73CA59_1]Die Sätze 2 bis 4 werden durch folgende Sätze ersetzt:
„Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates das Nähere und Abweichungen zu den Inhalten und Verfahren der Übermittlung der Daten nach Satz 1 festzulegen. Soweit keine Rechtsverordnung nach Satz 2 vorliegt, kann das Robert Koch-Institut das Nähere und Abweichungen zu den Inhalten und Verfahren der Übermittlung der Daten nach Satz 1 festlegen. Die Kassenärztlichen Vereinigungen und die zur Durchführung von Schutzimpfungen verantwortlichen Personen sowie von Ihnen beauftragte Dritte dürfen personenbezogene Daten verarbeiten, soweit es erforderlich ist, um Verpflichtungen nach Satz 1 oder aufgrund einer Rechtsverordnung nach Satz 2 zu erfüllen.“	Comment by Siedler, Anette: Getrennte Meldestränge an RKI und PEI vs. Vorgaben des RKI zu den Inhalten – das ist eine ungünstige Konstellation. Die Rolle beider Institute sollte hierbei klar geregelt werden.
Wir sehen außerdem den Bedarf einer Vertrauensstelle für ein einheitliches Pseudonym aus KV-Meldungen und Meldungen der anderen Impfstellen um die KV-Daten sinnvoll nutzen zu können.  
[bookmark: eNV_132330840F7441FD8E8F896394E30827_1]Nach Absatz 6 wird folgender Absatz angefügt:
„(7)	Für Zwecke der Feststellung der Auslastung der Krankenhauskapazitäten (Krankenhauskapazitätssurveillance) sind zugelassene Krankenhäuser verpflichtet, 	Comment by Walter Haas: Die Konkretisierung der Benennung dient der Abgrenzung von der Krankenhaussurveillance, welche sich auf die Erfassung der Erkrankungen der Patientinnen und Patienten bezieht.
0. täglich die für die Kapazitätsermittlung auf Normalstationen erforderlichen Angaben aufgrund einer Rechtverordnung nach Satz 3 und
[bookmark: DQPErrorScopeEF2132A4EB78A29DCE80DE88AC7]einmal jährlich die Anzahl der im Jahresdurchschnitt des Vorjahres aufgestellten Betten auf Normalstationen, und	Comment by Walter Haas: Fachliche Anmerkung: Die Zahl der „betreibbaren Betten“ ist nicht identisch mit der Zahl der aufgestellten Betten und muss entsprechend der Kapazitätsauslastung und (insbesondere) dem verfügbaren Personal kontinuierlich angepasst werden. Bei einer einmaligen Meldung pro Jahr sind erhebliche Nennerfehler zu erwarten, welche die Bewertungsgrundlage verzerren.
[bookmark: DQPErrorScopeB3D0D0D4336908F6567B9445513]soweit das Krankenhaus im Rahmen seines Versorgungsauftrags oder aufgrund einer Genehmigung der für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehörde nach § 21 Absatz 5 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes intensivmedizinische Behandlungskapazitäten vorhält, die für die Ermittlung der intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten erforderlichen Angaben aufgrund einer Rechtverordnung nach Satz 3
[bookmark: DQPErrorScope512F9584B11B9762E1249D3AE04]an das Robert Koch-Institut zu übermitteln. Die Übermittlung nach Satz 1 Nummer 1 und 2 hat über das elektronische Melde- und Informationssystem nach § 14 zu erfolgen; die Übermittlung nach Satz 1 Nummer 3 hat an das DIVI IntensivRegister zu erfolgen. Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates das Nähere zu den Übermittlungen im Rahmen der Krankenhauskapazitätssurveillance nach Satz 1 festzulegen. Dabei kann auch die Erfassung und Übermittlung weiterer Angaben vorgesehen werden. Das Bundesministerium für Gesundheit kann die Ermächtigung nach Satz 3 ganz oder teilweise durch Rechtsverordnung auf die zuständige Bundesoberbehörde übertragen.“	Comment by Wascher, Lorenz: nach Übernahme der Verantwortlichkeit des RKI ist dies der offizielle Name. 	Comment by Walter Haas: s.o.
[bookmark: eNV_54D996CB66F34A1B960A4064ED62A357_1]§ 14 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_92789CAE0F8D48AF9384A0EB2A78BF2D_1]In Absatz 2 Nummer 1 wird die Angabe „34“ durch die Angabe „35“ ersetzt.
[bookmark: eNV_025E9B7AAA8B4D83A00820494F499756_1]In Absatz 3 wird die Angabe „34“ durch die Angabe „35“ ersetzt.
[bookmark: eNV_798145250F2841BCBCBF4983620EE0B2_1]In Absatz 4 wird die Angabe „34“ durch die Angabe „35“ ersetzt.
[bookmark: eNV_D9E79DD1A0934539AFD9F8BBC1CDBF59_1]In Absatz 5 wird die Angabe „§ 34“ durch die Angabe „§ 35“ ersetzt.
[bookmark: eNV_51E149F769F94296AA439DFB5F338F95_1]Nach Absatz 8 Satz 5 werden folgende Sätze eingefügt:
„Meldepflichtige nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 müssen, soweit sie in einem Krankenhaus tätig sind, abweichend von Satz 2 ihrer Verpflichtung zur Meldung des direkten oder indirekten Nachweises einer Infektion mit den in § 7 Absatz 3 Satz 1 genannten Krankheitserregern durch Nutzung des elektronischen Melde- und Informationssystems ab dem 17. September 2022 nachkommen. Meldepflichtige nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 und Benachrichtigungspflichtige nach §§ 35 und 36 müssen abweichend von Satz 2 ihrer Verpflichtung zur Meldung und Benachrichtigung ab dem 1. Juli 2023 nachkommen.“	Comment by Michaela Diercke: Ist dieser Bezug richtig? Sollte es nicht § 6 Abs. 1 Nr. Buchst. t IfSG sein?

BMG hatte zuvor auf Arbeitsebene mitgeteilt, dass es um die Hospitalisierungsmeldung in Bezug zu COVID-19 ging, nicht um die nichtnamentlichen Meldungen von Erregernachweisen an das RKI

Verschiebung von Frist für Meldungen gemäß § 7 Abs. 3 wäre zusätzlich notwendig, Vorschlag 01.10.2023
[bookmark: eNV_A250F257189D4B888A877D9C5373002A_1]§ 15a wird nach § 15 im 3. Abschnitt eingefügt.
[bookmark: eNV_4E101E5660EC46FAA4D14E832D150245_1]In § 15a Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „§ 36 Absatz 1 und 2“ durch die Angabe „§ 35 Absatz 1 Satz 1 und § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_2658F8CED12F44D1958519D2014354F5_1]§ 20 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_DF7A4D406E434333A1584E02E3373D01_1]Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_8E55D70F19284A60A439EEC9C04A3F14_1]In Nummer 1 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 1 bis 3“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3“ ersetzt.
[bookmark: eNV_C1F17BD439934DCF8F49CDA7EE040C72_1]In Nummer 2 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 4“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“ und die Angabe „§ 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_8F4AACA776C14AF495B4093FCC58146F_1] In Nummer 3 wird die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 36 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 oder Nummer 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_94739C51D7C7428D9F58DD96C5F7082F_1]Absatz 9 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_FE8B88DA7AB442A09B2794BE20DAA1F6_1]In Satz 1 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 1 bis 3“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3“ und die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 oder Nummer 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_87D30F67F187433F83BE092917C958F5_1]In Satz 2 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 1 bis 3“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3“, die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 oder Nummer 7“ und die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt.
[bookmark: eNV_5BD82CBBC5C64F7DAF88494D72AB5E8A_1]In Satz 6 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 1 bis 3“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3“ und die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 oder Nummer 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_F186B86535884B98B35DDA4A4F2A4532_1]In Satz 7 wird die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 oder Nummer 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_49196164577D48938C13EC0DC804DD8B_1]In Satz 9 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 3“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3“ ersetzt.
[bookmark: eNV_AAAAC5B17059404ABA5681024B7291BA_1] Absatz 9a wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_A9620153E6104AF99EDFB8D3EACD2A78_1]In Satz 1 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 1 bis 3“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3“ und die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 oder Nummer 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_D59923AE64224C2486997507DBCB2B01_1]In Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt.
[bookmark: eNV_10E32FE19717439A961C8E980F529C07_1]Absatz 10 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_3F6D5AD900AC418A87494E065952C711_1]In Satz 1 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 1 bis 3“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3“ und die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 oder Nummer 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_4604969DD15346AB9A3CC30D4E16593E_1]In Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt.
[bookmark: eNV_731851D806224651A0709410D241B03D_1]Absatz 11 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_AABCC4838D6D4B26A1FF4A76CCFF1178_1]In Satz 1 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 4“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“ und die Angabe „§ 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_C6B1DCFB156844518E479809B5F55A8F_1]In Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt.
[bookmark: eNV_6A13FE6E171C4999A0CC019CBBE5444C_1]Absatz 12 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_27D48D668B0A483DB27DA93550965CB9_1]In Satz 1 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 1 bis 3“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3“, die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 4“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“, die Angabe „§ 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7“ und die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 oder Nummer 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_60418D01A9E44465BF78B889480189FD_1]In Satz 5 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 3“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3“ ersetzt.
[bookmark: eNV_A963B8175B1E43A78DD524D6A43CFD4F_1]In Satz 6 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 4“ durch die Wörter „Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“ und die Angabe „§ 36 Absatz 1 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_9A5E6A89FE08448DB8D87E6DF99B1381_1]§ 20a wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_E542C1CBAD6F445D8FAC4FF109BEDB11_1]In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt.
[bookmark: eNV_F9BFFB5370704D8591CECF118F471082_1]In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt.
[bookmark: eNV_6C4F4DBD37044FF5A14F7D2DEF0C81CF_1]In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt.
[bookmark: eNV_2A8DDEDB427C4A4A8D52397EA8A1855D_1]In Absatz 7 Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt.
[bookmark: eNV_FDC3224E468349B7B0C1FDC6E1A97258_1][bookmark: eNV_90E95A56FBEE49C7AE674A7002920E4A_1]In § 22a wird folgender Absatz angefügt:	Comment by Siedler, Anette: Hinsichtlich des bestehenden §22a Absatz 1 Nr. 3 besteht Handlungsbedarf: Dort wird „vollständiger Impfschutz“ gegen COVID19 mit 3 Impfungen für alle Altersgruppen gleich definiert und weicht damit sowohl von den STIKO-Empfehlungen (1 Impfung für Kinder) als auch den Zulassungsinformationen der Hersteller (Auffrischimpfung für Kinder bisher nicht zugelassen) ab. 
Das kann Konsequenzen für die Ausstellung der Impfzertifikate insbesondere für Kinder haben, für die kein vollständiger Impfschutz nach IfSG bescheinigt werden kann
„(9)	Vorbehaltlicher nationaler oder europäischer Regelungen besteht kein individueller Anspruch auf Ausstellung eines COVID-19-Zertifikats nach den Absätzen 5 bis 7 oder auf Anschluss eines Leistungserbringers zur Generierung eines COVID-19-Zertifikats nach den Absätzen 5 bis 7; für die in Halbsatz 1 genannten Leistungen können angemessene Gebühren erhoben werden.“
[bookmark: eNV_1A4209ABA87249E19096399F37AF517B_1]§ 23 wird wie folgt gefasst:
„§ 23
Nationale Programme zur Prävention übertragbarer Krankheiten
(1)	Wenn eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist, wird das Bundesministerium für Gesundheit ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, dass Stellen des Bundes oder die Länder zum Schutz der die öffentliche Gesundheit bedrohenden übertragbaren Krankheit
0. bestimmte Schutzimpfungen oder andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe, 
[bookmark: DQPErrorScopeB0000934A30B086DD9D75A354A1]Gegenstände der persönlichen Schutzausrüstung und Produkte zur Desinfektion, und
[bookmark: DQPErrorScope68294BC438D9C783265F531F56B]Beratung und Untersuchung einschließlich Testungen 
unentgeltlich oder gegen Gebühr anzubieten haben. In der Rechtsverordnung nach Satz 1 kann die Einrichtung oder Vorhaltung einer grundlegenden Infrastruktur für Leistungen nach Satz 1 vorgesehen werden, insbesondere für den Betrieb von Impf- und Testzentren. Im Fall beschränkt verfügbarer Ressourcen kann die Rechtsverordnung eine Priorisierung festlegen. Als Priorisierungskriterien kommen insbesondere das Alter, der Gesundheitszustand, das behinderungs-, tätigkeits- oder aufenthaltsbedingtes Expositionsrisiko sowie die Systemrelevanz in zentralen staatlichen Funktionen und Kritischen Infrastrukturen in Betracht. § 15 Absatz 2 gilt entsprechend. 
(2)	In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 kann auch das Nähere geregelt werden
0. zu den Voraussetzungen, zur Art und zum Umfang der Leistungen,
0. zur Leistungserbringung, einschließlich der für die Leistungserbringung eingerichteten Testzentren und Impfzentren, 
0. zur Vergütung und Abrechnung der Leistungen und Kosten sowie zum Zahlungsverfahren, insbesondere können Regelungsinhalte von Verträgen nach § 132e des Fünften Buches Sozialgesetzbuch vorgesehen oder für entsprechend anwendbar erklärt werden,
0. zur Organisation der Versorgung einschließlich der Mitwirkungspflichten der Kassenärztlichen Vereinigungen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung.“
[bookmark: eNV_6E5E60C5EB3343538CDE8821F50BE475_1]§ 23a wird aufgehoben. 
[bookmark: eNV_CBD0E7B45F5E44CFA7638AC922A16408_1]In § 24 Satz 1 wird die Angabe „§ 34 Absatz 1 Satz 1“ durch die Angabe „§ 36 Absatz 5 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_D99677096F534DE79887722BC500C6D6_1]§ 28 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_3BC6A4FD5B1F4C00BFA782AD98389B6E_1]In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen“ durch die Wörter „Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_C115FDEFC8EC43B3B06C17A210580CBB_1]In Absatz 2 wird die Angabe „§ 34 Absatz 1 Satz 1 und 2“ durch die Angabe „§ 36 Absatz 5 Satz 1 und 2“ ersetzt.
[bookmark: eNV_9E7A372D4AF84BE1B6C2BDC8FB800031_1]§ 28a wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_B7201DA59CA84396BF049BFCEEC99950_1]In Absatz 1 Nummer 16 werden die Wörter „Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33“ durch die Wörter „Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_D3D271D673224D87B24062705542377A_1]Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_12D6B42E81CF426DA7D4C9105264EA50_1]Nummer 1 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_E64A575099BC4EFEBFABF7E792FC7270_1]In Buchstabe a wird die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 5, 11 und 12“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 5, Nummer 12“ und die Angabe „§ 36 Absatz 1 Nummer 2 und 7“ durch die Angabe „§ 35 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_A3EE905DF61644689A001EE72F9DD717_1]In Buchstabe c wird die Angabe „§ 36 Absatz 1 Nummer 3 und 4“ durch die Angabe „§ 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 und 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_35E451017DE84067BA13CCE5EA3FABFE_1]In Nummer 2 wird in Buchstabe a die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 11“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1“ und die Angabe „§ 36 Absatz 1 Nummer 2, 4 und 7“ durch die Angabe „§ 35 Absatz 1 Satz 1 und § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7“ ersetzt.  
[bookmark: eNV_B3185F6818FD498B8BF5242C21572112_1]In Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 wird die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1 und § 36 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 35 Absatz 1 Satz 1 und § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_42C46F8A79604562A968A249E981669B_1]In 29 Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „§ 23 Absatz 5 oder § 36 Absatz 1 sowie beim Wechsel in eine Gemeinschaftseinrichtung nach § 33“ durch die Wörter „§ 34 Absatz 3 Satz 1, § 35 Absatz 1 Satz 1 oder § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_1C3DB1125AE34F83A89706432AECB890_1]§ 33 bis § 36 werden wie folgt gefasst:
„§ 33
Maßnahmen im Reiseverkehr, Verordnungsermächtigung
0. Die Bundesregierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind und bei denen die Möglichkeit besteht, dass sie einem erhöhten Infektionsrisiko für die Krankheit ausgesetzt waren, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, insbesondere, weil sie sich in einem entsprechenden Risikogebiet aufgehalten haben, ausschließlich zur Feststellung und Verhinderung der Verbreitung dieser Krankheit verpflichtet sind,
[bookmark: DQPErrorScope19CBE11498FB413199ECB1D0D7C]sich unverzüglich nach der Einreise für einen bestimmten Zeitraum in geeigneter Weise auf eigene Kosten abzusondern sowie
[bookmark: DQPErrorScope3655DAD4B439B9B239D61816426]der zuständigen Behörde durch Nutzung des vom Robert Koch-Institut nach Absatz 2 eingerichteten elektronischen Melde- und Informationssystems folgende Angaben mitzuteilen:	Comment by Rexroth, Ute: Sollte gewünscht sein, eine digitale Einreiseanmeldung dauerhaft vorzuhalten, werden hierfür erhebliche Ressourcen notwendig sein. Bei dem rechtlichen Rahmen und der Funktionalität sollte berücksichtigt werden, dass auch außerhalb von epidemischen Notlagen digitale Lösungen für den Infektionsschutz in Transportbereich nötig sind, u.a. für die Kontaktpersonennachverfolgung oder digitale ePLF.
[bookmark: DQPErrorScope27BABF94DDE828BD4C0845BE418]ihre personenbezogenen Angaben,
[bookmark: DQPErrorScope250793646FCB7E8AE506545F710]das Datum ihrer voraussichtlichen Einreise,
[bookmark: DQPErrorScope3F44EAF409A8113FED778312926]ihre Aufenthaltsorte bis zu zehn Tage vor und nach der Einreise,	Comment by Seidel, Juliane:  Je nach Inkubationszeit des Erregers können 10 Tage zu kurz sein (z.B. erfasst nicht die Inkubationszeit für Ebola (ca. 3 Wochen), sinnvoll längeren Zeitraum zu berücksichtigen;
 nach der Einreise sollten KP länger erreichbar sein, weil Inkubationszeit der KP erregerabhängig bis zu max. 3 Monate nach der Einreise notwendig ist
[bookmark: DQPErrorScope579E3C948B383CAE6ECE3BCC401]das für die Einreise genutzte Reisemittel und vorliegende Informationen zum Sitzplatz,
[bookmark: DQPErrorScope2EF2C5E4241B162968AB834E899]Angaben, ob eine Impfdokumentation hinsichtlich der Krankheit vorliegt, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat,
[bookmark: DQPErrorScopeD3A70E14F70AD792AD547E3ED2F]Angaben, ob ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens der Krankheit vorliegt, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, und
[bookmark: DQPErrorScopeD0381B74331B0F1A4363D724FC6]Angaben, ob bei ihr Anhaltspunkte für die Krankheit vorliegen, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat;
in der Rechtsverordnung kann auch festgelegt werden, dass eine Impfdokumentation im Sinne des Buchstabens e oder ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis im Sinne des Buchstabens f über das nach Absatz 2 eingerichtete Melde- und Informationssystem der zuständigen Behörde zu übermitteln sind. In der Rechtsverordnung ist auch zu bestimmen, in welchen Fällen Ausnahmen von den Verpflichtungen nach Satz 1 bestehen. Personen nach Satz 1 können einer Beobachtung nach § 29 unterworfen werden, auch wenn die in § 29 Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht vorliegen. Es kann festgelegt werden, in welchen Fällen anstelle der Nutzung des vom Robert Koch-Institut nach Absatz 2 eingerichteten elektronischen Melde- und Informationssystems eine schriftliche Ersatzmitteilung gegenüber der zuständigen Behörde vorzunehmen ist. 	Comment by Seidel, Juliane: Bedeutet viel Arbeitsaufwand, ist teuer und nicht nachhaltig (nicht von lokalen Behörden vor Ort gewünscht), sollte ausschließlich elektronisch vorliegen, dann ggf. vor Ort eine Möglichkeit (Terminal, Tablet) vorhanden sein, um Pers. eine Anmeldung zu ermöglichen
[bookmark: DQPErrorScopeFA6DA894578957969AF823778CF]Das Robert Koch-Institut richtet für die Zwecke des Absatzes 1 Satz 1 ein elektronisches Melde- und Informationssystem ein und ist verantwortlich für dessen technischen Betrieb. Das Robert Koch-Institut kann einen IT-Dienstleister mit der technischen Umsetzung beauftragen. Die aufgrund einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 erhobenen Daten dürfen von der zuständigen Behörde nur für Zwecke der Erfüllung und Überwachung der Verpflichtungen, die sich aus der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 ergeben, und der Kontaktnachverfolgung verarbeitet werden. Sie sind spätestens 14 Tage nach dem mitgeteilten Datum der Einreise der jeweils betroffenen Person zu löschen. Eine Übermittlung der auf Grund einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 erhobenen Daten durch die zuständigen Behörden an andere Stellen oder eine Weiterverwendung dieser Daten durch die zuständigen Behörden zu anderen als den in Satz 3 genannten Zwecken ist unzulässig.	Comment by Seidel, Juliane: Unserer Kenntnis nach liegen die laufenden Kosten der (aktuell im reduzierten Betrieb befindlichen) DEA im gut 6-stelligen Bereich (ca 600.000 EUR/monatlich), das sind erhebliche Dauerkosten. Soll dieser Aufwand permanent betrieben werden für selten auftretende Lagen? In inaktiven Phase Kosten-Nutzen-Verhältnis schwierig zu rechtfertigen (hohe Kosten/ Aufwand, wenig Nutzen)	Comment by Rexroth, Ute: Je nach Inkubationszeit des betreffenden Erregers können 14 Tage deutlich zu kurz sein. 	Comment by Seidel, Juliane: Vorschlag: 3 Monate als zeitlicher Rahmen für die Kontaktpersonennachverfolgung sinnvoll; auf CMO-Meeting 2020 technischen Daten zur Verfügbarkeit diskutiert	Comment by Rexroth, Ute: Je nach Inkubationszeit des betreffenden Erregers können 14 Tage deutlich zu kurz sein. 	Comment by Seidel, Juliane: KoNa Bedarf besteht auch außerhalb einer epidemischen Lage zu versch. Erregern, z.B. Masern, Menigokokken	Comment by Rexroth, Ute: Die Daten müssen weitergegeben werden, wenn sich herausstellt, dass die Person im Zuständigkeitsbereich einer anderen Behörde ist	Comment by Seidel, Juliane: Weitergabe muss zwingend möglich sein, um KoNa durchzuführen	Comment by Rexroth, Ute: Die Daten müssen auch genutzt werden können, um die Effektivität der Maßnahme zu evaluieren. Dafür müssen sie länger verfügbar und nachnutzbar bleiben 
[bookmark: DQPErrorScope7CD4FF3429491904180581B584C]Die Bundesregierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen,
[bookmark: DQPErrorScopeC4671FC49CF885633B4AC1EB331]dass die in einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 genannten Personen verpflichtet sind, gegenüber den Beförderern, gegenüber der zuständigen Behörde oder gegenüber den diese Behörde nach Maßgabe des Absatzes 4 Satz 1 unterstützenden, mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden 
[bookmark: DQPErrorScope4596F49424796084F140C1BF6D2]einen Nachweis über die Erfüllung der in einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 festgelegten Verpflichtungen oder die Ersatzmitteilung nach Absatz 1 Satz 4 vorzulegen oder auszuhändigen,
[bookmark: DQPErrorScope37703E94686ACC695AA4DA35CE2]eine Impfdokumentation hinsichtlich der in Absatz 1 Satz 1 genannten Krankheit vorzulegen,
[bookmark: DQPErrorScopeCD511144C65BEAD34D626B01476]ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens der in Absatz 1 Satz 1 genannten Krankheit vorzulegen,
[bookmark: DQPErrorScope850D5F647DB8281A569C2B6B936]Auskunft darüber zu geben, ob bei ihnen Anhaltspunkte für die in Absatz 1 Satz 1 genannte Krankheit vorhanden sind;
[bookmark: DQPErrorScope8931F7D4050A53D751A20916FD2]dass auf Grund eines bei Reisen allgemein gesteigerten Infektionsrisikos in Bezug auf die Krankheit, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, alle Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind, ausschließlich zur Feststellung und Verhinderung der Verbreitung der Krankheit, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, verpflichtet sind, über einen Nachweis oder ein Dokument nach Nummer 1 Buchstabe b oder Buchstabe c zu verfügen und den Nachweis oder das Dokument gegenüber den Beförderern oder den in Nummer 1 genannten Behörden vorzulegen;
[bookmark: DQPErrorScope00BE84C44128246015543E69B5A]dass Unternehmen, die im Eisenbahn-, Bus-, Schiffs- oder Flugverkehr Reisende befördern, Betreiber von Flugplätzen, Häfen, Personenbahnhöfen und Omnibusbahnhöfen im Rahmen ihrer betrieblichen und technischen Möglichkeiten ausschließlich zur Feststellung und Verhinderung der Verbreitung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Krankheit, bei der Durchführung der Rechtsverordnung nach Nummer 1 oder Nummer 2 mitzuwirken haben, und verpflichtet sind,	Comment by Rexroth, Ute: Manche der u.g. Punkte gelten auch in der Routine, nicht nur in Bezug auf epidemische Notlagen: Z.B. Teilen von Passagierlisten (Auch bei Masern, Meningokokken, etc. nötig) oder Benennung von Kontaktstelle im Unternehmen für den ÖGD
[bookmark: DQPErrorScope7F9852C42C59DFBAAE74FBBAE1B]Beförderungen im Fall eines erhöhten Infektionsrisikos im Sinne von Absatz 1 Satz 1 in die Bundesrepublik Deutschland zu unterlassen, sofern eine Rückreise von Personen mit Wohnsitz in Deutschland weiterhin möglich ist, deren Einreise nicht aus aufenthaltsrechtlichen Gründen zu untersagen ist,
[bookmark: DQPErrorScopeD2B46094B2ABB69EBC8C7960A39]Beförderungen in die Bundesrepublik Deutschland nur dann durchzuführen, wenn die zu befördernden Personen den nach Nummer 1 oder Nummer 2 auferlegten Verpflichtungen vor der Beförderung nachgekommen sind,
[bookmark: DQPErrorScopeD772B074427B65E2C894B59DEF1]Reisende über die geltenden Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen und -maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland und die Gefahren der in Absatz 1 Satz 1 genannten Krankheit sowie die Möglichkeiten zu deren Verhütung und Bekämpfung barrierefrei zu informieren und in diesem Rahmen auf die Reise- und Sicherheitshinweise des Auswärtigen Amts hinzuweisen,
[bookmark: DQPErrorScope83774A244DF8A854484ABE52BE6]die zur Identifizierung einer Person oder zur Früherkennung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und Ausscheidern notwendigen personenbezogenen Angaben zu erheben und an die für den Aufenthaltsort der betreffenden Person nach diesem Gesetz zuständige Behörde zu übermitteln,
[bookmark: DQPErrorScope3D088FB441D97EFFDADD2030473]bestimmte Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Übertragung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Krankheit im Rahmen der Beförderung vorzunehmen,
[bookmark: DQPErrorScope2E196F143A29C90C2EE2251CDE3]die Beförderung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und Ausscheidern der zuständigen Behörde zu melden,
[bookmark: DQPErrorScope7164AB64D8397BCED695B327CB6]Passagierlisten und Sitzpläne auf Nachfrage der zuständigen Behörde unverzüglich zu übermitteln,	Comment by Rexroth, Ute: Frist, bis wann dies erfolgt sein muss? 
[bookmark: DQPErrorScopeEF9747745E3BCDE76BC7ABDB5B3]den Transport von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder Ausscheidern, in ein Krankenhaus oder in eine andere geeignete Einrichtung durch Dritte zu ermöglichen,
[bookmark: DQPErrorScope85124FC4B6A857EF628336E5ED7]gegenüber dem Robert Koch-Institut eine für Rückfragen der zuständigen Behörden erreichbare Kontaktstelle zu benennen;
[bookmark: DQPErrorScopeE3D90BA43D8A9B41D830254C5B4]dass Anbieter von Telekommunikationsdiensten und Betreiber öffentlicher Mobilfunknetze verpflichtet sind, Einreisende barrierefrei über elektronische Nachrichten über die geltenden Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen und -maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland zu informieren.
Bei Personen, die keinen auf Grund der Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 und 2 erforderlichen Nachweis oder kein auf Grund der Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 und 2 erforderliches Dokument vorlegen, kann die zuständige Behörde eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss der in Absatz 1 Satz 1 genannten Krankheit anordnen; Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine solche von der zuständigen Behörde erlassene Anordnung haben keine aufschiebende Wirkung.
[bookmark: DQPErrorScopeF34FF114DAD9B0809DE4FF463DC]Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden können anlässlich der grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung als unterstützende Behörde nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 stichprobenhaft von den in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 genannten Personen verlangen, dass sie ihnen die in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c genannten Nachweise oder Dokumente vorlegen oder ihnen Auskunft nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d erteilen. Die unterstützenden Behörden nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 unterrichten bei Kenntnis unverzüglich die zuständigen Behörden über die Einreise der in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 genannten Personen, soweit diese ihren den unterstützenden Behörden gegenüber bestehenden in der Rechtsverordnung nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 festgelegten Verpflichtungen bei der Einreise nicht nachkommen. Zu diesem Zweck dürfen bei den in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 genannten Personen ihre personenbezogenen Angaben, Angaben zu ihren Aufenthaltsorten bis zu zehn Tage vor und nach der Einreise und Angaben zu dem von ihnen genutzten Reisemittel erhoben und der zuständigen Behörde übermittelt werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten in Bezug auf die in der Rechtsverordnung nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 genannten Personen mit den Maßgaben entsprechend, dass nur die in Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 genannten Nachweise oder Dokumente vorgelegt werden müssen und nur die personenbezogenen Angaben erhoben und übermittelt werden dürfen. Die nach § 71 Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes zuständigen Behörden und die unterstützenden Behörden nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 unterrichten bei Kenntnis unverzüglich die zuständigen Behörden über die Einreise der in der Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1 oder nach Absatz 7 Satz 1 genannten Personen. Zu diesem Zweck dürfen bei diesen Personen ihre personenbezogenen Angaben erhoben und der zuständigen Behörde übermittelt werden. Die von den Behörden nach den Sätzen 1, 3, 4 und 6 erhobenen Daten dürfen mit den Daten vorgelegter Reisedokumente abgeglichen werden.
[bookmark: DQPErrorScopeC8EA8C648DEB205CFAE8C4963F1]Eine aufgrund des Absatzes 1 Satz 1 oder des Absatzes 3 Satz 1 erlassene Rechtsverordnung tritt spätestens ein Jahr nach der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 außer Kraft. Bis zu ihrem Außerkrafttreten kann eine aufgrund des Absatzes 1 Satz 1 oder des Absatzes 3 Satz 1 erlassene Rechtsverordnung auch nach Aufhebung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geändert werden.
[bookmark: DQPErrorScope9BF15354BD2A58DB48A26E9FE5A]Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung festzulegen, dass Personen, die nach dem 31. Dezember 2018 in die Bundesrepublik Deutschland eingereist sind und die auf Grund ihrer Herkunft oder ihrer Lebenssituation wahrscheinlich einem erhöhten Infektionsrisiko für bestimmte bedrohliche übertragbare Krankheiten ausgesetzt waren, nach ihrer Einreise ein ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen haben, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen solcher bedrohlicher übertragbarer Krankheiten vorhanden sind, sofern dies zum Schutz der Bevölkerung vor einer Gefährdung durch bedrohliche übertragbare Krankheiten erforderlich ist. Bei Personen, die kein auf Grund der Rechtsverordnung nach Satz 1 erforderliches ärztliches Zeugnis vorlegen, kann die zuständige Behörde eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss bedrohlicher übertragbarer Krankheiten im Sinne des Satzes 1 anordnen; Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine solche von der zuständigen Behörde erlassene Anordnung haben keine aufschiebende Wirkung. In der Rechtsverordnung nach Satz 1 ist zu bestimmen:
[bookmark: DQPErrorScopeF01F63443979510CC32521DFC6E]das jeweils zugrundeliegende erhöhte Infektionsrisiko im Hinblick auf bestimmte bedrohliche übertragbare Krankheiten,
[bookmark: DQPErrorScopeA00217E4E6582DE7F95EC1E5B87]die jeweils betroffenen Personengruppen unter Berücksichtigung ihrer Herkunft oder ihrer Lebenssituation,
[bookmark: DQPErrorScopeA3A71984C37BE9B88F662AAB30E]Anforderungen an das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 und zu der ärztlichen Untersuchung nach Satz 2 sowie
[bookmark: DQPErrorScope487170541BDB8E06F5E44FE7293]die Frist, innerhalb der das ärztliche Zeugnis nach der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland vorzulegen ist.
Das Robert Koch-Institut kann zu den Einzelheiten nach Satz 3 Nummer 1 Empfehlungen abgeben. Die Landesregierungen können die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen.	Comment by Rexroth, Ute: Bezieht sich auf sog. Inaugenscheinnahme
[bookmark: DQPErrorScopeCB83B7645AD89E994CCF9B771E3]Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind und die wahrscheinlich einem erhöhten Infektionsrisiko für eine bestimmte bedrohliche übertragbare Krankheit ausgesetzt waren, vor oder nach ihrer Einreise ein ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen haben, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer solchen bedrohlichen übertragbaren Krankheit vorhanden sind, sofern dies zum Schutz der Bevölkerung vor einer Gefährdung durch bedrohliche übertragbare Krankheiten erforderlich ist. § 15 Absatz 2 gilt entsprechend. Bei Personen, die kein auf Grund der Rechtsverordnung nach Satz 1 erforderliches ärztliches Zeugnis vorlegen, kann die zuständige Behörde eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss einer bedrohlichen übertragbaren Krankheit im Sinne des Satzes 1 anordnen; Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine solche von der zuständigen Behörde erlassene Anordnung haben keine aufschiebende Wirkung. In der Rechtsverordnung können nähere Einzelheiten insbesondere zu den betroffenen Personengruppen und zu den Anforderungen an das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 und zu der ärztlichen Untersuchung nach Satz 2 bestimmt werden. Das Robert Koch-Institut kann zu den Einzelheiten nach Satz 3 Empfehlungen abgeben. 
[bookmark: DQPErrorScopeA426DF64F019ECD26A55AEE9A9E]Wenn eine nach den Absätzen 1, 3, 6 oder 7 verpflichtete Person minderjährig ist, so hat derjenige für die Einhaltung der diese Person nach den Absätzen 1, 3, 6 oder 7 treffenden Verpflichtungen zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft den Betreuer einer von Verpflichtungen nach den Absätzen 1, 3, 6 oder 7 betroffenen Person, soweit die Erfüllung dieser Verpflichtungen zu seinem Aufgabenkreis gehört.
[bookmark: DQPErrorScope1460DC041499B8CFEB6944F4BFB]Durch die Absätze 1, 3, 6 und 7 werden die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit der Person (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.
§ 34
Infektionsschutz in medizinischen Einrichtungen
0. Beim Robert Koch-Institut wird eine Kommission für Infektionsprävention in medizinischen Einrichtungen und der Pflege (KRINKO)und Hygiene in Krankenhäusern und in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe eingerichtet. Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Bundesministeriums für Gesundheit bedarf. Die Kommission erstellt Empfehlungen zur Prävention nosokomialer und weiterer Infektionen sowie zu betrieblich-organisatorischen und baulich-funktionellen Maßnahmen der Hygiene in Krankenhäusern, anderen medizinischen Einrichtungen und Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe. Sie erstellt zudem Empfehlungen zu Kriterien und Verfahren zur Einstufung von Einrichtungen als Einrichtungen für ambulantes Operieren. Die Empfehlungen der Kommission werden unter Berücksichtigung aktueller infektionsepidemiologischer Auswertungen stetig weiterentwickelt und vom Robert Koch-Institut veröffentlicht. Die Mitglieder der Kommission werden vom Bundesministerium für Gesundheit im Benehmen mit den obersten Landesgesundheitsbehörden unter Berücksichtigung des gesamten Aufgabenspektrums berufen. Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit, der obersten Landesgesundheitsbehörden und des Robert Koch-Institutes nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen teil.
[bookmark: DQPErrorScopeD5F6B464795974D1601EADDBAD9]Beim Robert Koch-Institut wird eine Kommission Antiinfektiva, Resistenz und Therapie eingerichtet. Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Bundesministeriums für Gesundheit bedarf. Die Kommission erstellt Empfehlungen mit allgemeinen Grundsätzen für Diagnostik und antimikrobielle Therapie, insbesondere bei Infektionen mit resistenten Krankheitserregern. Die Empfehlungen der Kommission werden unter Berücksichtigung aktueller infektionsepidemiologischer Auswertungen stetig weiterentwickelt und vom Robert Koch-Institut veröffentlicht. Die Mitglieder der Kommission werden vom Bundesministerium für Gesundheit im Benehmen mit den obersten Landesgesundheitsbehörden berufen. Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit, der obersten Landesgesundheitsbehörden, des Robert Koch-Institutes und des Bundesinstitutes für Arzneimittel und Medizinprodukte nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen teil.
[bookmark: DQPErrorScope4A32DE24EE5A728654B21186F2C]Die Leiter Ffolgender Einrichtungen haben sicherzustellen, dass die nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, um nosokomiale Infektionen zu verhüten und die Weiterverbreitung von Krankheitserregern, insbesondere solcher mit Resistenzen, zu vermeiden:
[bookmark: DQPErrorScope2974D2747D29BF3DF11D9C959F2]Krankenhäuser,
[bookmark: DQPErrorScope42B30A9413EB38FCA79DE77A2D5]Einrichtungen für ambulantes Operieren,
[bookmark: DQPErrorScope28024F741468579FE371BE9BBD9]Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt,
[bookmark: DQPErrorScope4C8CE9F42B5AB9E6C899D339122]Dialyseeinrichtungen,
[bookmark: DQPErrorScope35DF3E842F199EB2F10B1E66A8D]Tageskliniken,
[bookmark: DQPErrorScope26171C143EC847C0F253EF30C5A]Entbindungseinrichtungen,
[bookmark: DQPErrorScope1B4CC0F4CE2A24AC150894D6395]Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in den Nummern 1 bis 6 genannten Einrichtungen vergleichbar sind,
[bookmark: DQPErrorScopeA7440624E5DB31BEC58A65DA3DA]Arztpraxen, Zahnarztpraxen,
[bookmark: DQPErrorScopeC0D51BD4493BC612D510D6AE6A6]Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe,
[bookmark: DQPErrorScope86CE37D40D18FA3A0C0022E76D4]Einrichtungen, bei denen die Möglichkeit besteht, dass durch Tätigkeiten am Menschen durch Blut Krankheitserreger übertragen werden,
[bookmark: DQPErrorScope553A4844FE0A89BAE9AD6F9D5E4]Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen medizinische Untersuchungen, Präventionsmaßnahmen oder ambulante Behandlungen durchgeführt werden,
[bookmark: DQPErrorScopeBBBF03D4EC3B79C947AC8F69FD3]Rettungsdienste und Einrichtungen des Katastrophenschutzes.
Die Einhaltung des Standes der medizinischen Wissenschaft auf diesem Gebiet wird vermutet, wenn jeweils die veröffentlichten Empfehlungen der Kommission für Infektionsprävention in medizinischen Einrichtungen und der Pflege (KRINKO)und Hygiene in Krankenhäusern und in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe beim Robert Koch-Institut, der Kommission Antiinfektiva, Resistenz und Therapie beim Robert Koch-Institut und die Vorgaben einer Rechtsverordnung nach Absatz 7 und 8 sowie der §§ 20 Absatz 8 bis 13 und 20a Absatz 1 bis 6 beachtet worden sind. Dies gilt unabhängig vom Ort der Durchführung einer medizinischen Maßnahme. Einrichtungen nach Satz 1 Nummer 1 bis 7 8 und 12 11 müssen in Hygieneplänen innerbetriebliche Verfahrensweisen zur Infektionshygiene festlegen und unterliegen der infektionshygienischen Überwachung durch das Gesundheitsamt; das gilt bei Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen auch dann, wenn dort keine den Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt. Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung vorsehen, dass Einrichtungen nach Satz 1 Nummer 8 bis 10, in denen invasive Eingriffe vorgenommen werden, sicherzustellen haben, dass innerbetriebliche Verfahrensweisen zur Infektionshygiene in Hygieneplänen festgelegt sind. Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. Einrichtungen nach Satz 1 Nummer 8 bis 10 können durch das Gesundheitsamt infektionshygienisch überwacht werden.
[bookmark: DQPErrorScope9F490C049EAADD55A0E3C326134]Soweit es zur Erfüllung von Verpflichtungen nach diesem Gesetz in Bezug auf übertragbare Krankheiten erforderlich ist, darf der Arbeitgeber personenbezogene Daten eines Beschäftigten über dessen Test-, Impf- und Serostatus verarbeiten, um über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder über die Art und Weise einer Beschäftigung zu entscheiden. Dies gilt nicht in Bezug auf leitliniengerecht behandelte übertragbare Krankheiten, die im Rahmen einer leitliniengerechten Behandlung nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft nicht mehr übertragen werden können. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des allgemeinen Datenschutzrechts.	Comment by Abu Sin, Muna: § 20a wird in personenbezogene Angaben geändert, sollte das hier analog angepasst werden?
[bookmark: DQPErrorScopeB23835A4AADB0F7D143BE5BFA68]Die Leiter von Einrichtungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 haben sicherzustellen, dass die nach Absatz 6 festgelegten nosokomialen Infektionen und das Auftreten von Krankheitserregern mit speziellen Resistenzen und Multiresistenzen fortlaufend in einer gesonderten Niederschrift aufgezeichnet, bewertet und sachgerechte Schlussfolgerungen hinsichtlich erforderlicher Präventionsmaßnahmen gezogen werden und dass die erforderlichen Präventionsmaßnahmen dem Personal mitgeteilt und umgesetzt werden. Darüber hinaus haben die Leiter sicherzustellen, dass die nach Absatz 6 festgelegten Daten zu Art und Umfang des Antibiotika-Verbrauchs fortlaufend in zusammengefasster Form aufgezeichnet, unter Berücksichtigung der lokalen Resistenzsituation bewertet und sachgerechte Schlussfolgerungen hinsichtlich des Einsatzes von Antibiotika gezogen werden und dass die erforderlichen Anpassungen des Antibiotikaeinsatzes dem Personal mitgeteilt und umgesetzt werden. Die Aufzeichnungen nach den Sätzen 1 und 2 sind zehn Jahre nach deren Anfertigung aufzubewahren. Dem zuständigen Gesundheitsamt ist auf Verlangen Einsicht in die Aufzeichnungen, Bewertungen und Schlussfolgerungen zu gewähren.
[bookmark: DQPErrorScope23734854C0A9404FAFC83559DB7]Das Robert Koch-Institut hat entsprechend den jeweiligen epidemiologischen Erkenntnissen die nach Absatz 5 zu erfassenden nosokomialen Infektionen und Krankheitserreger mit speziellen Resistenzen und Multiresistenzen sowie Daten zu Art und Umfang des Antibiotikaverbrauchs festzulegen. Die Festlegungen hat es in einer Liste im Bundesgesundheitsblatt zu veröffentlichen. Die Liste ist an den aktuellen Stand anzupassen.
[bookmark: DQPErrorScope79E60CC435FB9890800048A6023]Die Landesregierungen haben durch Rechtsverordnung für Einrichtungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 5 die jeweils erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung, Erkennung, Erfassung und Bekämpfung von nosokomialen Infektionen und Krankheitserregern mit Resistenzen zu regeln. Dabei sind insbesondere Regelungen zu treffen über
[bookmark: DQPErrorScope4572EE14B04A2C2688A7D6FD621]hygienische Mindestanforderungen an Bau, Ausstattung und Betrieb der Einrichtungen,
[bookmark: DQPErrorScope59C0A2F4A01A2E72F54FD98D58A]Bestellung, Aufgaben und Zusammensetzung einer Hygienekommission,
[bookmark: DQPErrorScope63E692E4A5FBA9FE0468D4CE99F]die erforderliche personelle Ausstattung mit Hygienefachkräften und Krankenhaushygienikern und die Bestellung von hygienebeauftragten Ärzten, Hygienebeauftragte in der klinischen Pflege und in klinischen med. Assistenzberufen einschließlich bis längstens zum 31. Dezember 2019 befristeter Übergangsvorschriften zur Qualifikation einer ausreichenden Zahl geeigneten Fachpersonals,
[bookmark: DQPErrorScopeDEC339A4BC49F8911863BF7F1BD]Aufgaben und Anforderungen an Fort- und Weiterbildung der in der Einrichtung erforderlichen Hygienefachkräfte, Krankenhaushygieniker und hygienebeauftragten Ärzte,
[bookmark: DQPErrorScopeF1E846A44D5915109B5B3CDB5E6]die erforderliche Qualifikation und Schulung des Personals hinsichtlich der Infektionsprävention,
[bookmark: DQPErrorScopeD7680704BA28E53ED21A446CAD3]Strukturen und Methoden zur Erkennung von nosokomialen Infektionen und resistenten Erregern und zur Erfassung im Rahmen der ärztlichen und pflegerischen Dokumentationspflicht,
[bookmark: DQPErrorScope563F151438593BC0E2D15995708]die zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben erforderliche Einsichtnahme der in Nummer 4 genannten Personen in Akten der jeweiligen Einrichtung einschließlich der Patientenakten,
[bookmark: DQPErrorScope9A5A16A4999950FE1C3DB1E80A7]die Information des Personals über Maßnahmen, die zur Verhütung und Bekämpfung von nosokomialen Infektionen und Krankheitserregern mit Resistenzen erforderlich sind,
[bookmark: DQPErrorScopeB14B0B04CBFAF3FA5786BA00FC2]die klinisch-mikrobiologisch und klinisch-pharmazeutische Beratung des ärztlichen Personals,
[bookmark: DQPErrorScope66044954707ACEB8FBB4FB8C052]die Information von aufnehmenden Einrichtungen und niedergelassenen Ärzten bei der Verlegung, Überweisung oder Entlassung von Patienten über Maßnahmen, die zur Verhütung und Bekämpfung von nosokomialen Infektionen und von Krankheitserregern mit Resistenzen erforderlich sind.
Für Einrichtungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 12 können die Landesregierungen erforderliche Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 regeln. Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen.
[bookmark: DQPErrorScope14ADD7A434DBEBA663BF10F28A4]Das Bundesministerium für Gesundheit kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats mögliche Vorgaben einer Rechtsverordnung nach Absatz 7 Satz 1 bundesweit für Einrichtungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 5 und 12 erlassen. § 15 Absatz 2 gilt entsprechend. 
§ 35
Infektionsschutz in Einrichtungen und Unternehmen der der Pflege und Eingliederungshilfe
0. Folgende Einrichtungen und Unternehmen haben sicherzustellen, dass die nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft und der Pflegewissenschaft erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, um Infektionen zu verhüten und die Weiterverbreitung von Krankheitserregern zu vermeiden:
[bookmark: DQPErrorScope44B96A14EDAB4FC47481C91B588]vollstationäre Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung älterer, behinderter oder pflegebedürftiger Menschen oder vergleichbare Einrichtungen,
[bookmark: DQPErrorScopeC7C06F24F9D825B88C0F0C8362F]teilstationäre Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung älterer, behinderter oder pflegebedürftiger Menschen oder vergleichbare Einrichtungen,
[bookmark: DQPErrorScope51CA56E456EB9CB8E700CDB94CB]Pflegedienste und Unternehmen, die den Einrichtungen nach Nummer 1 oder Nummer 2 vergleichbare Dienstleistungen anbieten; Angebote zur Unterstützung im Alltag im Sinne von § 45a Absatz 1 Satz 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch zählen nicht zu den Dienstleistungen, die mit Angeboten in Einrichtungen nach Nummer 1 oder Nummer 2 vergleichbar sind.
[bookmark: _GoBack]Die Einhaltung des Standes der medizinischen Wissenschaft und der Pflegewissenschaft im Hinblick auf die Durchführung medizinischer Maßnahmen auf diesem Gebiet wird vermutet, wenn jeweils die veröffentlichten Empfehlungen der Kommission für Infektionsprävention in medizinischen Einrichtungen und der Pflege (KRINKO)und Hygiene in Krankenhäusern und in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe beim Robert Koch-Institut und die Vorgaben einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 und 4 sowie der §§ 20 Absatz 8 bis 13 und 20a Absatz 1 bis 6 beachtet worden sind. Dies gilt unabhängig vom Ort der Durchführung einer medizinischen Maßnahme. Einrichtungen nach Satz 1 müssen in Hygieneplänen innerbetriebliche Verfahrensweisen zur Infektionshygiene festlegen und unterliegen der infektionshygienischen Überwachung durch das Gesundheitsamt. Die infektionshygienische Überwachung von ambulanten Pflegediensten, die ambulante Intensivpflege in Einrichtungen, Wohngruppen oder sonstigen gemeinschaftlichen Wohnformen erbringen, erstreckt sich auch auf Orte, an denen die Intensivpflege erbracht wird. Die ambulanten Pflegedienste nach Satz 4 haben dem Gesundheitsamt auf dessen Anforderung die Namen und Kontaktdaten der von ihnen versorgten Personen und der vertretungsberechtigten Personen mitzuteilen. In den Einrichtungen und Unternehmen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 sind eine oder mehrere verantwortliche Personen zur Umsetzung von gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen zum Infektionsschutz sowie zur Koordinierung von entsprechenden Verfahren und Maßnahmen zu benennen. Die benannten Personen stellen die Einhaltung von Hygieneanforderungen, von Maßgaben zum Impfen und Testen von Bewohnern, von in der Einrichtung oder in dem Unternehmen tätigen Personen oder von Besuchern, sowie zur Versorgung mit antiviralen Therapeutika sicher. Der Qualitätsausschuss Pflege nach § 113b SGB XI erstellt bis zum 15. Oktober 2022 fachliche Grundlagen und Verfahrenshinweise für die Koordinierungsaufgabe in den voll- und teilstationären Pflegeeinrichtungen. Die Festlegungen der Einrichtungen und ihre Umsetzung unterliegen der infektionshygienischen Überwachung durch das Gesundheitsamt.
[bookmark: DQPErrorScope2508DD242429417DAA4F8E3AAAD]Soweit es zur Erfüllung von Verpflichtungen nach diesem Gesetz in Bezug auf übertragbare Krankheiten erforderlich ist, darf der Arbeitgeber personenbezogene Daten eines Beschäftigten über dessen Test-, Impf- und Serostatus verarbeiten, um über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder über die Art und Weise einer Beschäftigung zu entscheiden. Dies gilt nicht in Bezug auf übertragbare Krankheiten, die im Rahmen einer leitliniengerechten Behandlung nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft nicht mehr übertragen werden können. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des allgemeinen Datenschutzrechts.	Comment by Abu Sin, Muna: Angaben anstelle von Daten, siehe Kommentar oben
[bookmark: DQPErrorScopeD89931641439F7D993D9A573519]Die Landesregierungen haben durch Rechtsverordnung für Einrichtungen und Unternehmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 die jeweils erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung, Erkennung, Erfassung und Bekämpfung von Infektionen zu regeln. Dabei sind insbesondere Regelungen zu treffen über
[bookmark: DQPErrorScopeBB79439474683ED151A2F9857BB]hygienische Mindestanforderungen an Bau, Ausstattung und Betrieb der Einrichtungen,
[bookmark: DQPErrorScopeA218ABB4DE1AA789E8874DF7026]die erforderliche personelle Ausstattung mit hygienebeauftragten Pflegefachkräften oder Hygienefachkräften,
[bookmark: DQPErrorScope06ED0284508BAD0B7144BE0BB49]Aufgaben und Anforderungen an Fort- und Weiterbildung der in der Einrichtung erforderlichen hygienebeauftragten Pflegefachkräfte oder Hygienefachkräfte,
[bookmark: DQPErrorScope361EDF94DF3BB2CED80B1B0E790]die erforderliche Qualifikation und Schulung des Personals hinsichtlich der Infektionsprävention,
[bookmark: DQPErrorScope10672F54929ADF3125F0706F5F9]die Information des Personals über Maßnahmen, die zur Verhütung und Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten erforderlich sind.
Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen.
[bookmark: DQPErrorScope70646F04DA2A7A61E1480B6D35F]Das Bundesministerium für Gesundheit kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats mögliche Vorgaben einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 Satz 1 bundesweit für Einrichtungen nach Absatz 1 Satz 1 erlassen. § 15 Absatz 2 gilt entsprechend.
[bookmark: DQPErrorScope1EB38EE4353B985685045ACAA9D]§ 36 Absatz 5 bis 9 gilt entsprechend. 
§ 36
Infektionsschutz in Gemeinschaftseinrichtungen
0. Folgende Einrichtungen müssen in Hygieneplänen innerbetriebliche Verfahrensweisen zur Infektionshygiene festlegen und unterliegen der infektionshygienischen Überwachung durch das Gesundheitsamt: 
[bookmark: DQPErrorScopeDED79364DE3AB08A7F67B57D3BE]Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte,
[bookmark: DQPErrorScope97E09DF4D8D81F06414762F1CB1]die nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erlaubnispflichtige Kindertagespflege,
[bookmark: DQPErrorScopeE3266B24750A96D33D162537E7C]Schulen und sonstige Ausbildungseinrichtungen,
[bookmark: DQPErrorScope1CD313442D28DE0154E8E1EBE9F]Heime,
[bookmark: DQPErrorScopeE19B2B14A9B9E3B490ADF4586FC]Ferienlager,
[bookmark: DQPErrorScope29791E14E9BBF9DCB2AD330C7F4]Obdachlosenunterkünfte,
[bookmark: DQPErrorScopeFD111D3437AB751962C9DA52EB2]Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung von Asylbewerbern, vollziehbar Ausreisepflichtigen, Flüchtlingen und Spätaussiedlern,
[bookmark: DQPErrorScope8419D09425699C6760C7962583C]sonstige Massenunterkünfte,
[bookmark: DQPErrorScopeB6789914D1DAF52D369F3298D80]Justizvollzugsanstalten.
Abweichend von Satz 1 können Einrichtungen nach Satz 1 Nummer 2 durch das Gesundheitsamt infektionshygienisch überwacht werden.
[bookmark: DQPErrorScopeDE49AEF41BDBE7545CA5F025233]Soweit es zur Erfüllung von Verpflichtungen nach diesem Gesetz in Bezug auf übertragbare Krankheiten erforderlich ist, darf der Arbeitgeber personenbezogene Daten eines Beschäftigten über dessen Test-, Impf- und Serostatus verarbeiten, um über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder über die Art und Weise einer Beschäftigung zu entscheiden. Dies gilt nicht in Bezug auf übertragbare Krankheiten, die im Rahmen einer leitliniengerechten Behandlung nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft nicht mehr übertragen werden können. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des allgemeinen Datenschutzrechts.	Comment by Abu Sin, Muna: Angaben?
[bookmark: DQPErrorScope715E074440BB94DDE3591C497D4]Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 6 bis 8 aufgenommen werden sollen, haben der Leitung der Einrichtung vor oder unverzüglich nach ihrer Aufnahme ein ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer ansteckungsfähigen Lungentuberkulose vorhanden sind. Bei der erstmaligen Aufnahme darf die Erhebung der Befunde, die dem ärztlichen Zeugnis zugrunde liegt, nicht länger als sechs Monate zurückliegen, bei einer erneuten Aufnahme darf sie nicht länger als zwölf Monate zurückliegen. Bei Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 4 aufgenommen werden sollen, muss sich das Zeugnis auf eine im Geltungsbereich dieses Gesetzes erstellte Röntgenaufnahme der Lunge oder auf andere von der obersten Landesgesundheitsbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle zugelassene Befunde stützen. Bei Personen, die das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sowie bei Schwangeren ist von der Röntgenaufnahme abzusehen; stattdessen ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, dass nach sonstigen Befunden eine ansteckungsfähige Lungentuberkulose nicht zu befürchten ist. Satz 1 gilt nicht für Obdachlose, die weniger als drei Tage in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 6 aufgenommen werden.	Comment by Rexroth, Ute: Vorschlag: Ggf. ausweiten. Auch bei anderen Personengruppen ist es schwierig in der Kürze der Zeit umzusetzten (Asylsuchende, Pflege,…)
[bookmark: DQPErrorScopeA8018E04B0383CD4FA353509044]Bei Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 7 aufgenommen werden sollen und die kein ärztliches Zeugnis nach Absatz 3 vorlegen, kann die zuständige Behörde eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss einer ansteckungsfähigen Lungentuberkulose anordnen. Dies gilt nicht, wenn sie unmittelbar vor ihrer Aufnahme in einer anderen Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 7 untergebracht waren und die entsprechenden Untersuchungen bereits dort durchgeführt wurden. Bei Personen, die in eine Justizvollzugsanstalt aufgenommen werden, kann die zuständige Behörde eine ärztliche Untersuchung auf übertragbare Krankheiten einschließlich einer Röntgenaufnahme der Lunge anordnen. Für Untersuchungen nach den Sätzen 1 und 3 gilt Absatz 3 Satz 4 entsprechend. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Anordnungen nach den Sätzen 1 und 3 haben keine aufschiebende Wirkung.
[bookmark: DQPErrorScope76BE69D442FBCC175B182C39AD3]Personen, die an
[bookmark: DQPErrorScope605AA5847F8857EEA7EDD1A0621]Cholera
[bookmark: DQPErrorScope3830DAB4756AD902718AF8C6184]Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19)
[bookmark: DQPErrorScopeE38665741188E9BAA870594D887]Diphtherie
[bookmark: DQPErrorScopeCFB83D44E218F0439CB1B6815B1]Enteritis durch enterohämorrhagische E. coli (EHEC)
[bookmark: DQPErrorScope891CD974DFB84BBDD61D88C6FBF]virusbedingtem hämorrhagischen Fieber
[bookmark: DQPErrorScope47DF7DB44E2A4F55CA6E4027E37]Haemophilus influenzae Typ b-Meningitis
[bookmark: DQPErrorScopeA289D37464EB4A798633C7C987F]Impetigo contagiosa (ansteckende Borkenflechte)
[bookmark: DQPErrorScope914DA28416ABF2E1DBDE75F4BF8]Keuchhusten
[bookmark: DQPErrorScope1743B5B4DEABDB99EC348A204B1]ansteckungsfähiger Lungentuberkulose
[bookmark: DQPErrorScopeD3293D94CB5B99A1024948D1982]Masern
[bookmark: DQPErrorScopeF375B5F43BDB96FDAAE8AA9173C]Meningokokken-Infektion
[bookmark: DQPErrorScope55C05AA428B9FC50D8507E1EDA1]Mumps
[bookmark: DQPErrorScope6085EE94AFFBB79E4C936636809]durch Orthopockenviren verursachte Erkrankungen
[bookmark: DQPErrorScopeF6910464590B732C8B2342211FA]Paratyphus
[bookmark: DQPErrorScope88F35884624A38E29DCB63192F3]Pest
[bookmark: DQPErrorScope748FDD44C0C920E37376726E336]Poliomyelitis
[bookmark: DQPErrorScope9375D0F47C08CD6D687CEA49687]Röteln
[bookmark: DQPErrorScopeC7334BC4AD880F56CF279540D09]Scharlach oder sonstigen Streptococcus pyogenes-Infektionen
[bookmark: DQPErrorScope50C7EFA4163B6C5EF9E5C3447F0]Shigellose
[bookmark: DQPErrorScope746474A41579AB010DE0529558D]Skabies (Krätze)
[bookmark: DQPErrorScope33AC82C488D90698A3EAA6ED0B7]Typhus abdominalis
[bookmark: DQPErrorScopeE5D33484AF19866F8F738023F37]Virushepatitis A oder E
[bookmark: DQPErrorScope0B9099D4AD28C9A61BB122905DB]Windpocken
erkrankt oder dessen verdächtig oder die verlaust sind, dürfen in den in Absatz 1 Satz 1 genannten Gemeinschaftseinrichtungen keine Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder sonstige Tätigkeiten ausüben, bei denen sie Kontakt zu den dort Betreuten haben, bis nach ärztlichem Urteil eine Weiterverbreitung der Krankheit oder der Verlausung durch sie nicht mehr zu befürchten ist. Satz 1 gilt entsprechend für die in der Gemeinschaftseinrichtung Betreuten mit der Maßgabe, dass sie die dem Betrieb der Gemeinschaftseinrichtung dienenden Räume nicht betreten, Einrichtungen der Gemeinschaftseinrichtung nicht benutzen und an Veranstaltungen der Gemeinschaftseinrichtung nicht teilnehmen dürfen. Satz 2 gilt auch für Kinder, die das 6. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und an infektiöser Gastroenteritis erkrankt oder dessen verdächtig sind. Satz 1 und 2 gilt entsprechend für Personen, in deren Wohngemeinschaft nach ärztlichem Urteil eine Erkrankung an oder ein Verdacht auf eine übertragbare Krankheit nach Satz 1 Nummer 1, 3 bis 5, 9 bis 17, 19, 21 bis 23 aufgetreten ist. 
[bookmark: DQPErrorScopeE2A6AED409E8AA4E0DA26C3E977]Ausscheider von
[bookmark: DQPErrorScope61CF5EB47ECAB9324BA4F08E671]Vibrio cholerae O 1 und O 139
[bookmark: DQPErrorScope609A085482FBCA2BC76A4F5A1AF]Corynebacterium spp., Toxin bildend
[bookmark: DQPErrorScope0D13CE547A1984B149E37BBF26E]Salmonella Typhi
[bookmark: DQPErrorScope0EF9FE249448B9CC3A49E8F7E6E]Salmonella Paratyphi
[bookmark: DQPErrorScopeC91515540DE9B09636CA8378952]Shigella sp.
[bookmark: DQPErrorScopeD8B12DF43729A9C0C22E71F075E]enterohämorrhagischen E. coli (EHEC)
dürfen nur mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und unter Beachtung der gegenüber dem Ausscheider und der Gemeinschaftseinrichtung verfügten Schutzmaßnahmen die dem Betrieb der Gemeinschaftseinrichtung dienenden Räume betreten, Einrichtungen der Gemeinschaftseinrichtung benutzen und an Veranstaltungen der Gemeinschaftseinrichtung teilnehmen.
[bookmark: DQPErrorScopeE21B4D446279A961727EA6350D8]Wenn einer der in den Absätzen 5 oder 6 genannten Tatbestände bei den in Absatz 4 genannten Personen auftritt, so haben diese Personen der Gemeinschaftseinrichtung hiervon unverzüglich Mitteilung zu machen. Die Leitung der Gemeinschaftseinrichtung hat jede Person, 
[bookmark: DQPErrorScopeAC293FB455CAD199CE1B1C1F984]die in der Gemeinschaftseinrichtung neu betreut wird 
[bookmark: DQPErrorScope60DDACB4255AB3F851DF4EB9D7F]die in den in Absatz 1 Satz 1 genannten Gemeinschaftseinrichtungen Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder sonstige regelmäßige Tätigkeiten ausüben und Kontakt mit den dort Betreuten haben, vor erstmaliger Aufnahme ihrer Tätigkeit und im Weiteren mindestens im Abstand von zwei Jahren 
über die Pflichten nach Satz 1 zu belehren. In den Fällen des Absatzes 11 ist der Sorgeberechtigte oder Betreuer zu belehren. Über die Belehrung ist ein Protokoll zu erstellen, das bei der Leitung der Einrichtung für die Dauer von drei Jahren aufzubewahren ist. 
[bookmark: DQPErrorScope42F66D547B1A0C2CD8DECA6E494]Werden Tatsachen bekannt, die das Vorliegen einer der in den Absätzen 5 oder 6 aufgeführten Tatbestände annehmen lassen, so hat die Leitung der Gemeinschaftseinrichtung das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Gemeinschaftseinrichtung befindet, unverzüglich zu benachrichtigen und krankheits- und personenbezogene Angaben zu machen. Dies gilt auch beim Auftreten von zwei oder mehr gleichartigen, schwerwiegenden Erkrankungen, wenn als deren Ursache Krankheitserreger anzunehmen sind. Eine Benachrichtigungspflicht besteht nicht, wenn der Leitung ein Nachweis darüber vorliegt, dass die Meldung des Sachverhalts nach § 6 bereits erfolgt ist.	Comment by Rexroth, Ute: Wird die Verdachtsmeldung für SARS-CoV-2 dann noch benötigt?
[bookmark: DQPErrorScope79CFF474B41A66B3DD983AB76C8]Die zuständige Behörde kann im Einvernehmen mit dem Gesundheitsamt für die in Absatz 1 genannten Einrichtungen Ausnahmen von dem Verbot nach Absatz 5 zulassen, wenn Maßnahmen durchgeführt werden oder wurden, mit denen eine Übertragung der aufgeführten Erkrankungen oder der Verlausung verhütet werden kann.
[bookmark: DQPErrorScopeB434ADB4E28B17F6547A1F504CD]Die Gesundheitsämter und die in Absatz 1 genannten Gemeinschaftseinrichtungen sollen die betreuten Personen oder deren Sorgeberechtigte gemeinsam über die Bedeutung eines vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission ausreichenden Impfschutzes und über die Prävention übertragbarer Krankheiten aufklären. Bei der Erstaufnahme in eine Kindertageseinrichtung haben die Personensorgeberechtigten gegenüber dieser einen schriftlichen Nachweis darüber zu erbringen, dass zeitnah vor der Aufnahme eine ärztliche Beratung in Bezug auf einen vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission ausreichenden Impfschutz des Kindes erfolgt ist. Wenn der Nachweis nicht erbracht wird, benachrichtigt die Leitung der Kindertageseinrichtung das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, und übermittelt dem Gesundheitsamt personenbezogene Angaben. Das Gesundheitsamt kann die Personensorgeberechtigten zu einer Beratung laden. Weitergehende landesrechtliche Regelungen bleiben unberührt. Bei Erstaufnahme in die erste Klasse einer allgemein bildenden Schule hat das Gesundheitsamt oder der von ihm beauftragte Arzt den Impfstatus zu erheben und die hierbei gewonnenen aggregierten und anonymisierten Daten über die oberste Landesgesundheitsbehörde dem Robert Koch-Institut zu übermitteln.
[bookmark: DQPErrorScopeAFA16204E9996A51930484265BF]Wenn eine nach den Absätzen 3 bis 6 verpflichtete Person minderjährig ist, so hat derjenige für die Einhaltung der diese Person nach Absätzen 3 bis 6 treffenden Verpflichtungen zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft den Betreuer einer von Verpflichtungen nach den Absätzen 3 bis 6 betroffenen Person, soweit die Erfüllung dieser Verpflichtungen zu seinem Aufgabenkreis gehört.
[bookmark: DQPErrorScope40FD11F42A585BEB679647E44B8]Durch die Absätze 3 und 4 wird das Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.“
[bookmark: eNV_522ACF13AD284BB4890DDEA32A29C49F_1]§ 56 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_E3898679117F43B689E3147193ED7545_1]In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 36 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1“ durch die Angabe „§ 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt. 
[bookmark: eNV_6470C638C37A40B09737B4D6EE8CABE7_1]Absatz 1a wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_6CD6BB9E91F5408398009584B18D41F8_1]Satz 1 wird wie folgt geändert:	
[bookmark: eNV_0D55249FA7274CB582E18BAA9593D10D_1]Vor der Aufzählung werden die Wörter „Sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat,“ durch das Wort „Außerdem“ ersetzt. 
[bookmark: eNV_89479C2BC66C44F38F24A8C67D760F9A_1]In Nummer 1 werden die Wörter „oder wenn von der zuständigen Behörde aus Gründen des Infektionsschutzes Schul- oder Betriebsferien angeordnet oder verlängert werden, die Präsenzpflicht in einer Schule aufgehoben oder der Zugang zum Kinderbetreuungsangebot eingeschränkt wird oder eine behördliche Empfehlung vorliegt, vom Besuch einer Einrichtung zur Betreuung von Kindern, einer Schule oder einer Einrichtung für Menschen mit Behinderungen abzusehen,“ gestrichen.
[bookmark: eNV_A3AB347D1CE04F73B30A45DBCE463BFE_1]Satz 5 wird aufgehoben. 
[bookmark: eNV_52AB6A2D2BE54DDA9A433F6AAF17FF60_1]In Absatz 2 Satz 5 werden die Wörter „für die Dauer der vom Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite und für den in Absatz 1a Satz 5 genannten Zeitraum“ gestrichen. 
[bookmark: eNV_F2324A3BB93F41398E220F1B3B3A8EEE_1]§ 66 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_CBE2B4B01EEA4D2088B40C777DBAB927_1]In Nummer 1 wird die Angabe „§ 34 Absatz 1 bis 3“ durch die Angabe „§ 36 Absatz 5 und 6“ ersetzt.
[bookmark: eNV_9651297B2663456C8DFBFA6E41F13E9D_1]In Nummer 2 wird die Angabe „§ 36 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1“ durch die Angabe „§ 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_582AFB2CF9FE473B9CF5300C515E341C_1]In § 68 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Der Verwaltungsrechtsweg ist auch gegeben, soweit andere Ansprüche wegen Entschädigung für Maßnahmen aufgrund dieses Gesetzes geltend gemacht werden, Artikel 14 Absatz 3 Satz 4 und Artikel 34 Satz 3 des Grundgesetzes bleiben unberührt.“
[bookmark: eNV_2B4D8401105A4A7AA220DDC06AD5491E_1]§ 69 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
[bookmark: eNV_2458EAFA821E41268FC2BF9A2BD4E9D0_1]Satz 1 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_01C098970CDD4660AB36AEA69C4609FE_1]Vor der Aufzählung werden nach den Wörtern „aus öffentlichen Mitteln“ die Wörter „der Länder“ eingefügt.
[bookmark: eNV_726D5D72C56B45D9A00F34C47E0055E1_1]In Nummer 2 wird die Angabe „Satz 5“ gestrichen. 
[bookmark: eNV_345929A72FC8436699B85528BCD4CF3E_1]In Nummer 9 wird die Angabe „§ 36 Absatz 5 Satz 1 und 3, Absatz 6 Satz 2, Absatz 7 Satz 2 und Absatz 10 Satz 2“ durch die Angabe „§ 20 Absatz 12 Satz 2, § 20a Absatz 5 Satz 2, § 33 Absatz 3 Satz 2, Absatz 6 Satz 2, Absatz 7 Satz 2 und § 36 Absatz 4 Satz 1 und 3“ ersetzt. 
[bookmark: eNV_C2F185EB592B4110A860F5E45F070CE5_1]Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:
„In Rechtsverordnungen nach § 13 Absatz 2, § 23, § 34 Absatz 8 und § 35 Absatz 4 kann vorgesehen werden, dass der Bund sich anteilig an der Kostentragung beteiligt.“	Comment by Walter Haas: Vorschlag, hier auch Absatz 4 zu nennen (analog zur Coronasurveillance-VO könnten auch für die Daten- oder Probenlieferungen Vergütungen für die teilnehmenden Einrichtungen der Gesundheitsvesorgung vorgesehen werden.

[bookmark: eNV_8E9C27298CEB4C0EAA103CEF3799A20D_1]§ 73 Absatz 1a wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_F48D25C65F094C2CA5E956989287EC24_1][bookmark: eNV_6723D66FE87646D8B3E7586C3C774A0C_1]Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefügt:
„2a.	entgegen § 13 Absatz 7 Satz 1, jeweils auch in Verbindung mit § 14 Absatz 8 Satz 2, 3, 4 oder 5 und der Rechtsverordnung nach § 13 Absatz 7 Satz 3 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Form oder nicht rechtzeitig macht,“
[bookmark: eNV_AF130C598F3F4BCEA5110F79EDFF6BEE_1]In Nummer 6 wird die Angabe „§ 32 Satz 1, oder § 34 Abs. 8 oder 9“ durch die Angabe „§ 32 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_0D7BDAFE99A241FCA960C538D10D945F_1]Nummer 9 bis 19 durch folgende Nummern ersetzt:
[bookmark: eNV_D2425BA5F0434D84BD0A9B951F6C0CCE_1]„9. entgegen § 25 Absatz 4 Satz 1 eine Untersuchung nicht gestattet,
[bookmark: eNV_F28E4AFD5A40445C93E0A73D5795997B_1]10. einer vollziehbaren Anordnung nach § 28 Absatz 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 32 Satz 1, zuwiderhandelt,
[bookmark: eNV_46DCDB2B323845158D6E6E7C378F3C73_1]11. entgegen § 28b Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 3, ein dort genanntes Verkehrsmittel benutzt,
[bookmark: eNV_42CDB56106AE48AAA1C39C3AD36039DD_1]12. entgegen § 29 Absatz 2 Satz 3, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 32 Satz 1, Zutritt nicht gestattet,
[bookmark: eNV_568F07B765724839B36645A75CC4A8F0_1]12a. entgegen § 29 Absatz 2 Satz 3, auch in Verbindung mit Satz 4 oder einer Rechtsverordnung nach § 32 Satz 1, § 49 Absatz 1 Satz 1, § 50 Satz 1 oder 2 oder § 50a Absatz 1 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,
[bookmark: eNV_1F89A8C0FC37492BB9FEB88DC9AED3A5_1]13.  entgegen einer Anordnung nach § 33 Absatz 3 Satz 2 erster Halbsatz, Absatz 6 Satz 2 erster Halbsatz, Absatz 7 Satz 3 erster Halbsatz oder § 36 Absatz 4 Satz 1 oder Satz 3 eine ärztliche Untersuchung nicht duldet,
[bookmark: eNV_E5183A6AB635489583C7560370E558EE_1]14.  entgegen § 34 Absatz 3 Satz 3, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 34 Absatz 3 Satz 4, nicht sicherstellt, dass die dort genannten Verfahrensweisen festgelegt sind,
[bookmark: eNV_884ED279D620466B9058F2BE8DB0FA62_1]14a.  entgegen § 34 Absatz 5 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die dort genannten Infektionen und das Auftreten von Krankheitserregern aufgezeichnet oder die Präventionsmaßnahmen mitgeteilt oder umgesetzt werden,
[bookmark: eNV_213823621DD54F77B919AA77E8951096_1]14b.  entgegen § 34 Absatz 5 Satz 2 nicht sicherstellt, dass die dort genannten Daten aufgezeichnet oder die Anpassungen mitgeteilt oder umgesetzt werden,
[bookmark: eNV_52FEB3B4206744C4912B213E9F21A39A_1]14c. entgegen § 34 Absatz 5 Satz 3 eine Aufzeichnung nicht oder nicht mindestens zehn Jahre aufbewahrt,
[bookmark: eNV_CB4529E552B24B2FAC87B5A57AC7DF96_1]14d.  entgegen § 34 Absatz 5 Satz 4 Einsicht nicht gewährt,
[bookmark: eNV_A745DDAF569B4B8ABFFEEAB4BE1235C7_1]15.  entgegen § 35 Absatz 1 Satz 3 nicht sicherstellt, dass die dort genannten Verfahrensweisen festgelegt sind,
[bookmark: eNV_45F67625F76A4FF39EEE32DB94CF1FE0_1]15a. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 5 Kontaktdaten nicht mitteilt, 
[bookmark: eNV_752B15A2EE2940539CC6B3804009E29F_1]15b. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 6 eine Benennung nicht vornimmt,
[bookmark: eNV_B150943E0DD14AF3B603BCD5C47FB4DF_1]15c. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 7 die Einhaltung von Hygieneanforderungen, von Maßgaben zum Impfen und Testen von Bewohnern, von in der Einrichtung oder in dem Unternehmen tätigen Personen oder von Besuchern, sowie zur Versorgung mit antiviralen Therapeutika nicht sicherstellt,
[bookmark: eNV_A777D72794E94697918E1E9C9E3381D7_1]16. entgegen § 36 Absatz 5 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, Satz 3 oder Satz 4, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 11 oder in Verbindung mit § 35 Absatz 5, eine dort genannte Tätigkeit ausübt, einen Raum betritt, eine Einrichtung benutzt oder an einer Veranstaltung teilnimmt,
[bookmark: eNV_52D408D89FF9437ABD6F2409ECB68390_1]16a. ohne Zustimmung nach § 36 Absatz 6 einen Raum betritt, eine Einrichtung benutzt oder an einer Veranstaltung teilnimmt,
[bookmark: eNV_4FEF9828A87940B19173C2AD6FB66A83_1]16b. entgegen § 36 Absatz 7 Satz 1 oder § 43 Absatz 2 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht,
[bookmark: eNV_4D9681B3E1E744989D6D59A1C805F3F0_1]16c. entgegen § 36 Absatz 7 Satz 2 oder Satz 3 oder § 43 Abs. 4 Satz 1 eine Belehrung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig durchführt,
[bookmark: eNV_6FA5948109EF475CB19B029802D55955_1]16d.  entgegen § 36 Absatz 8 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2 oder in Verbindung mit § 35 Absatz 5 das Gesundheitsamt nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig benachrichtigt,
[bookmark: eNV_9480088252C54E72A70ECD45E650A3ED_1]16e.  entgegen § 36 Absatz 10 Satz 2 einen Nachweis nicht oder nicht rechtzeitig erbringt,“
[bookmark: eNV_EB274B796E79436895435B80D9E51472_1]Nummer 24 wird wie folgt gefasst:
[bookmark: eNV_FBFD461DDE9E4E869032BD3D52ADDF4D_1]„24. einer Rechtsverordnung nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe c bis f oder Nummer 8 Buchstabe c, § 13 Absatz 2 Satz 7, Absatz 3 Satz 8, Absatz 4 Satz 2 oder Absatz 5 Satz 2, § 17 Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1, § 20 Abs. 6 Satz 1 oder Absatz 7 Satz 1, § 32 Satz 1, § 33 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 4, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 8, Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 8, Nummer 3 oder Nummer 4, § 34 Absatz 7 Satz 1 oder 2, Absatz 8, § 35 Absatz 3 Satz 1 oder 2, Absatz 4, § 38 Abs. 1 Satz 1 Nummer 3 oder Absatz 2 Nummer 3 oder 5 oder § 53 Abs. 1 Nr. 2 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.“
[bookmark: eNV_20BC44822A5A4DC293ED75C4A147B229_1]§ 77 Absatz 6 und Absatz 7 werden aufgehoben.

[bookmark: eNV_1D174633D0A04451AC0D3C53217ECB9E_1]Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. März 2022 (BGBl. I S. 473) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
2. [bookmark: eNV_ACD5A21C2393465693BAF4396C28925B_1]§ 20i wird wie folgt geändert: 
[bookmark: eNV_5FDDC40DA0A64EDCAF136D03316C0CAE_1]In Absatz 1 Satz 3 werden vor dem Satzpunkt am Ende ein Semikolon und folgende Wörter eingefügt: „die Leistungen können auch Schutzimpfungen mit zugelassenen Arzneimitteln für Indikationen und Indikationsbereiche umfassen, für die sie nach dem Arzneimittelgesetz nicht zugelassen sind“.	Comment by Siedler, Anette: Achtung: hier off-label-Impfungen; Öffnung von Impfempfehlungen und Kostenerstattung für off-label?  
[bookmark: eNV_C6C4232BAA6B4EC58F8BBEA7D21E6ED4_1]Absatz 3 wird wie folgt geändert
[bookmark: eNV_BA518096825542129D849C26CADD50B0_1]In Satz 2 werden das Komma nach dem Wort „wird“ und die Wörter „sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat,“ durch die Wörter „bis zum 30. April 2023“ ersetzt.
[bookmark: eNV_97A01350B6B240EC952A60EEE78BC7CA_1]In Satz 3 werden die Wörter „§ 22 des Infektionsschutzgesetzes“ durch die Wörter „§ 22 und 22a des Infektionsschutzgesetzes“ ersetzt.
[bookmark: eNV_BFC5FCEF87F24C3AB9A7AD82C0C29751_1]Die Sätze 16 und 17 werden durch folgenden Satz ersetzt:	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: Frage an BMJ: Ist hier eine Übergangsregelung zu schaffen, die den Inhalt des alten Satz 17 aufgreift? Aus unserer Sicht nicht, weil die Bindung an die epidem. Lage entfällt. 
„Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates ausschließlich zur Abwicklung einer aufgrund des Satzes 2 erlassenen Rechtsverordnung zu bestimmen, dass Regelungen dieser Rechtsverordnung zur Abrechnung und Prüfung bereits erbrachter Leistungen und zur Zahlung aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds und Erstattung dieser Zahlungen aus Bundesmitteln bis zum 31. Dezember 2024 fortgelten.“
3. [bookmark: eNV_5A0DC13371F642BD9157FCCAA0BE10BF_1]Dem § 85a wird der folgende Absatz 7 angefügt: 
„(7) Die Partner der Gesamtverträge haben die Vereinbarungen im Zeitraum des Vorliegens der epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes an die infolge der COVID-19-Pandemie verminderte Inanspruchnahme vertragszahnärztlicher Leistungen anzupassen, um die Leistungsfähigkeit der Zahnarztpraxen zu gewährleisten.“
4. [bookmark: eNV_B084EC197AF84EFBB411EB4206CA63F2_1]§ 111 wird wie folgt geändert:
a) [bookmark: eNV_26589C4AD1AF4954A7B6A8E7BB1F4365_1]In der Überschrift wird das Wort „;Verordnungsermächtigung“ gestrichen.
b) [bookmark: eNV_546C4C0A31F644B387B9701143EF58F8_1]Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) [bookmark: eNV_19ECCA09503247FA9D29ACC76BE44D1D_1]Satz 5 wird wie folgt gefasst: 
„Die Vertragsparteien haben die Vereinbarungen an die durch die Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes oder wenn gemäß § 23 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist, bedingte Sondersituation anzupassen, um die Leistungsfähigkeit der Einrichtungen bei wirtschaftlicher Betriebsführung zu gewährleisten.“
bb) [bookmark: eNV_2490406E9B7548B4BEAB3A8EBF90E79E_1]Satz 6 wird aufgehoben.
c) [bookmark: eNV_050CF6C9BDF04BF4805BB78EA854BDB6_1]Absatz 7 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
„2.	Grundsätze einer leistungsgerechten Vergütung und ihrer Strukturen sowie bis zum 31. Dezember 2022 Grundsätze für Vereinbarungen nach Absatz 5 Satz 5 und“.
5. [bookmark: eNV_4001BAD4ACF84AC59A8234BBEA50F998_1]§ 111c wird wie folgt geändert:
a) [bookmark: eNV_576C1897ADC04D08A1A2C9F183241E1A_1]In der Überschrift wird das Wort „;Verordnungsermächtigung“ gestrichen.
b) [bookmark: eNV_0D5555E0D1F148CAA89534CBB1AD0C6F_1]Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) [bookmark: eNV_9B76BA6F6D9B43A9A5FE0AFD3C0C1CC3_1]Satz 5 wird wie folgt gefasst:
„Die Vertragsparteien haben die Vereinbarungen an die durch die Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes oder wenn gemäß § 23 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist, bedingte Sondersituation anzupassen, um die Leistungsfähigkeit der Einrichtungen bei wirtschaftlicher Betriebsführung zu gewährleisten.“
bb) [bookmark: eNV_AC0365B7974B4A02B9A09E50C81D8B2C_1]Satz 6 wird aufgehoben.
c) [bookmark: eNV_DDB9595AEC45406CACAB02F25483C70E_1]Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
„2.	Grundsätze einer leistungsgerechten Vergütung und ihrer Strukturen sowie bis zum 31. Dezember 2022 Grundsätze für Vereinbarungen nach Absatz 3 Satz 5 und“.
6. [bookmark: eNV_04411686FE5B4C988716F386DE2E066E_1]§ 125b wird wie folgt geändert:
a) [bookmark: eNV_F23197279AA4419A8DF4D6C20DF23D36_1]Absatz 2a Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Die Vertragsparteien nach § 125 Absatz 1 Satz 1 haben im Zeitraum des Vorliegens epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes oder wenn gemäß § 23 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist, Vereinbarungen zur pauschalen Abgeltung der ihnen infolge der COVID-19-Pandemie entstehenden Kosten für erhöhte Hygienemaßnahmen für jede Heilmittelverordnung zu treffen.“
b) [bookmark: eNV_9E39D8C2602246CFA7638A430B2AB5D1_1]Folgender Absatz 2b wird eingefügt: 
„(2b)	Die Vertragsparteien nach § 125 Absatz 1 Satz 1 haben die Vereinbarungen im Zeitraum des Vorliegens der epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes an die infolge der COVID-19-Pandemie verminderte Inanspruchnahme von Heilmitteln anzupassen, um die Leistungsfähigkeit der Heilmittelerbringer zu gewährleisten.“
[bookmark: eNV_748CE289795B44FE83BDB62E889F1A76_1]§ 371 Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3.	Schnittstellen zum elektronischen Melde- und Informationssystem nach § 14 des Infektionsschutzgesetzes und“.
[bookmark: eNV_5ED000F0234144A997B94959A5A4B2DE_1]In § 372 Absatz 1 wird Satz 4 aufgehoben.
[bookmark: eNV_25DC184B9A4A4A67B79D0799A958B4EE_1]In § 373 Absatz 1 wird Satz 3 aufgehoben. 

[bookmark: eNV_A89B8A79D0334F03A8C0D5E406512760_1]Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch
In § 114 Absatz 2 Satz 12 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 1a des Gesetzes vom 23. März 2022 (BGBl. I S. 482) geändert worden ist, werden die Wörter „Kommission für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention nach § 23 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes“ durch die Wörter „Kommission für Infektionsprävention und Hygiene in Krankenhäusern und in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe nach § 34 Absatz 1“ ersetzt.

[bookmark: eNV_CC2FE524404B4E409AA1537E3C1C79D8_1]Änderung des Arzneimittelgesetzes
§ 71 Absatz 2 des Arzneimittelgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3394), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. September 2021 (BGBl. I S. 4530) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:
„(2)	Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung für den Bereich der Bundeswehr, der Bundespolizei, der Bereitschaftspolizeien der Länder, des Zivilschutzes, des Katastrophenschutzes und für Aufgaben des Bundesministeriums nach § 79 Absatz 4a
[bookmark: DQPErrorScopeE1052444E7BA40810C6CA12A446]Ausnahmen von den Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen zuzulassen sowie
[bookmark: DQPErrorScopeA0533CA46C8AF30EB5B07CD5062]zur Durchführung der Aufgaben nach § 79 Absatz 4a Regelungen zum Vertrieb, zum Transport und zur Abgabe von Arzneimitteln sowie zur Vergütung dieser Tätigkeiten zu treffen,
soweit dies zur Durchführung der besonderen Aufgaben einschließlich der Teilnahme an internationalen Hilfsaktionen in diesen Bereichen gerechtfertigt ist und der Schutz der menschlichen Gesundheit gewahrt bleibt. Das Bundesministerium wird ermächtigt, die zur Durchführung der Aufgaben nach § 79 Absatz 4a erforderlichen Anordnungen zu treffen. Das Bundesministerium kann die Ermächtigung nach Satz 2 ganz oder teilweise auf die zuständige Bundesoberbehörde übertragen.“

[bookmark: eNV_3D930682AD614EEA96D4322DED776639_1]Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
Das Krankenhausfinanzierungsgesetz in der Fassung vom 10. April 1991 (BGBl. I 886), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. März 2022 (BGBl. I 473) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_5BA3C19A539F4037978CFBDCB7F2F27D_1]In § 23 Absatz 3 Nummer 4 werden die Wörter „jeweils um bis zu sechs Monate verlängern“ durch die Wörter „abhängig von einer Regelung nach Nummer 3 die genannten Fristen abweichend regeln“ ersetzt.
[bookmark: eNV_92189B4730F14EEEB70168A53D951B4A_1]In § 25 Absatz 3 werden die Wörter „die in Absatz 1 genannten Fristen um bis zu insgesamt zwölf Monate verlängern“ durch die Wörter „einen von Absatz 1 abweichenden Zeitraum regeln“ ersetzt.

[bookmark: eNV_4F8F9A5C1CDF43A188FE54BA4D9C774E_1]Änderung des Gesetzes zur Stärkung der Impfprävention gegen COVID-19 und zur Änderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie
Das Gesetz zur Stärkung der Impfprävention gegen COVID-19 und zur Änderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie vom 10. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5162) wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_C3BAD527B4CB4DF09E03604D4CC5ED36_1]Artikel 2 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_959F5F01C7EA466FAFD916AAC810B2F9_1]Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
„§ 20a wird aufgehoben.“
[bookmark: eNV_F2B2893FBB1B441F95198778545A85D8_1]Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 20b wird aufgehoben.“
[bookmark: eNV_48B17FE62A3D46DDA3CB7BB210FDEDC1_1]Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3.
[bookmark: eNV_781CDCF2BB5D4D0E84A441EB2324229D_1]Artikel 23 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4)	Artikel 2 Nummer 1 und 3 treten am 1. Januar 2023 in Kraft. Artikel 2 Nummer 2 tritt am 1. Mai 2023 in Kraft.“

[bookmark: eNV_6AD1CB6D76E84FDB83D05D7098D35805_1]Änderung der Verordnung zur Aufrechterhaltung und Sicherung intensivmedizinischer Krankenhauskapazitäten 
Die Verordnung zur Aufrechterhaltung und Sicherung intensivmedizinischer Krankenhauskapazitäten vom 8. April 2020 (BAnz AT 09.04.2020 V4), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 12. November 2021 (BAnz AT 12.11.2021 V1) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_DD6FC7AF5B20476EAD0DAEC3BCFF8D6B_1]In der Eingangsformel werden die Wörter „§ 5 Absatz 2 Nummer 7“ durch die Wörter „§ 13 Absatz 7 Satz 3 in Verbindung mit Satz 1 Nummer 3“ ersetzt. 
[bookmark: eNV_48276A9BB0BE474CA899358D41E59392_1]§ 2 wird aufgehoben.
[bookmark: eNV_74DDA8158B7B468EA8386B812D807E4E_1]§ 3 wird § 2 und in Satz 1 werden die Wörter „kürzt die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde die Höhe der tagesbezogenen Pauschale nach § 21 Absatz 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes um 10 Prozent“ durch die Wörter „gilt § 73 des Infektionsschutzgesetzes“ ersetzt. 
[bookmark: eNV_910D60368DC5438A96102F434A666306_1]§ 4 wird § 3 und wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_A2261CBC8D1F4E05AB2B36EAD72066FB_1]In der Überschrift werden das Komma und das Wort „Außerkrafttreten“ gestrichen.
[bookmark: eNV_8114527EAE1745D9AF7A33E8BE668FD6_1]Die Wörter „; sie tritt nach § 5 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 des Infektionsschutzgesetzes mit Ablauf des 25. November 2022 außer Kraft“ werden gestrichen.

[bookmark: eNV_A7E731D52E30422BA73545A4B34E73C6_1]Änderung der Coronavirus-Surveillanceverordnung	Comment by Mehlitz, Joachim-Martin: Die derzeitige CorSurV sieht eine Übermittlung nur bis zum 30.06.22 vor; dies müsste -falls noch nicht berücksichtigt- ggf. noch kurzfristig angepasst werden.
Die Coronavirus-Surveillanceverordnung vom 18. Januar 2021 (BAnz AT 19.01.2021 V2), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 12. November 2021 (BAnz AT 12.11.2021 V1) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_4B6E5369E1594A4B8DBBCA65103261F0_1]In § 1 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_6A647788B18E40CAA0F153871A4FAD7B_1]In § 2 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1“ durch die Angabe „§ 34 Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.

[bookmark: eNV_3BC8169AD5814C88956D7063DD7EE798_1]Änderung der Coronavirus-Testverordnung
Die Coronavirus-Testverordnung vom 21. September 2021 (BAnz AT 21.09.2021 V1), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 29. März 2022 (BAnz AT 30.03.2022 V1) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_E8AD9CA584B343BDAC4D3AF343488E19_1]§ 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_F98364C858AA42068F7A4A33EB647290_1] In Nummer 1 werden die Wörter „§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 10 und 12“ durch die Wörter „§ 34 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 11 und 12“ ersetzt.
[bookmark: eNV_1A1E1BF91E684D69B3BE4410F6A580F6_1]In Nummer 2 werden die Wörter „§ 36 Absatz 1 Nummer 1 bis 6 und Absatz 2“ durch die Wörter „§ 35 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 und § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
[bookmark: eNV_7AA12227F73C41729DD849C02F834F17_1]In Nummer 3 werden die Wörter „§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 11 oder § 36 Absatz 1 Nummer 7 einschließlich der in § 36 Absatz 1 Nummer 7 zweiter Teilsatz des Infektionsschutzgesetzes genannten Einrichtungen und Unternehmen“ durch die Wörter „§ 35 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 einschließlich der in § 35 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zweiter Teilsatz des Infektionsschutzgesetzes genannten Einrichtungen und Unternehmen“ ersetzt.
[bookmark: eNV_684784817E264233A18F98C15EE27923_1]§ 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_9B8D4ADC854B47659EB1A78BB6D13765_1]In Nummer 1 werden die Wörter „§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 7“ durch die Wörter „§ 34 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_5D3DBDAA6C774DB8AF4487D5B1AA6CBD_1]In Nummer 2 werden die Wörter „§ 36 Absatz 1 Nummer 2“ durch die Wörter „§ 35 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 “ ersetzt.
[bookmark: eNV_2A1474FC3EE64B9884326B73438BE0DB_1]In Nummer 3 werden die Wörter „§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 11 oder § 36 Absatz 1 Nummer 7 einschließlich der in § 36 Absatz 1 Nummer 7 zweiter Teilsatz des Infektionsschutzgesetzes genannten Einrichtungen und Unternehmen“ durch die Wörter „§ 35 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 einschließlich der in § 35 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zweiter Teilsatz des Infektionsschutzgesetzes genannten Einrichtungen und Unternehmen“ ersetzt.
[bookmark: eNV_0C2A8151399642C4BAD1F654B5C4539B_1]In Nummer 4 werden die Wörter „§ 36 Absatz 1 Nummer 3 und 4“ durch die Wörter „§ 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 und 7“ ersetzt.
[bookmark: eNV_FCD87946A86F4D468B18442F6AC94040_1]In Nummer 7 werden die Wörter „§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 8 bis 10 und 12“ durch die Wörter „§ 34 Absatz 3 Satz 1 Nummer 8, 9, 11 und 12“ ersetzt.

[bookmark: eNV_D374A935D974439BBD32792C10E15FE6_1]Änderung der Verordnung zum Schutz vor einreisebedingten Infektionsgefahren in Bezug auf das Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronavirus-Einreiseverordnung - CoronaEinreiseV)
Die Verordnung zum Schutz vor einreisebedingten Infektionsgefahren in Bezug auf das Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronavirus-Einreiseverordnung - CoronaEinreiseV) vom 28. September 2021 (BAnz AT 29.09.2021 V1), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 25. Mai 2022 (BAnz AT 30.05.2022 V2) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
[bookmark: eNV_B3196AD1662E4AEC894D94B738B83A9C_1]In der Eingangsformel wird die Angabe „§ 36 Absatz 8 Satz 1 bis 4, Absatz 10 Satz 1 Nummer 1, 1a, 2 Buchstabe a, b, c, d, g und i, Nummer 3 und Absatz 12 Satz 2“ durch die Angabe „§ 33 Absatz 1, Absatz 3 Satz 1 Nummer 1, Nummer 2, Nummer 3 Buchstabe a, b, c, d, g und i, Nummer 4 und Absatz 5 Satz 2“ ersetzt.
[bookmark: eNV_DCF56A6D4CE44DA3B3F160FF09D78CDC_1]In § 2 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe „§ 36 Absatz 9 Satz 1“ durch die Angabe „§ 33 Absatz 2 Satz 1“ ersetzt.

[bookmark: eNV_9A842011417641689ED6636CDF0A99B8_1]Änderung der Medizinischer Bedarf Versorgungssicherstellungsverordnung
Die Medizinischer Bedarf Versorgungssicherstellungsverordnung vom 25. Mai 2020 (BAnz AT 26.05.2020 V1), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 9. März 2022 (BAnz AT 10.03.2022 V1) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
In § 10 wird die Angabe „2022“ durch die Angabe „2023“ ersetzt.

[bookmark: eNV_3BE190B64AEC4BACAF4E4ED0F24CAD80_1]Änderung der SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungsverordnung
Die SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungsverordnung vom 20. April 2020 (BAnz AT 21.04.2020 V1), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 25. Mai 2022 (BAnz AT 30.05.2022 V1) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
7. [bookmark: eNV_10CDD871C3D54DB68F7C2FFF9ACCED09_1]§ 4 Absatz 6 wird wie folgt geändert:
a) [bookmark: eNV_911D4ED088BF4A4EAFC6CB077247920C_1]In Satz 3 wird die Angabe „2022“ jeweils um die Angabe „2023“ ersetzt.
b) [bookmark: eNV_B4EB948EA55740BAA6FCF7898900AEE3_1]In Satz 4 wird die Angabe „2022“ jeweils um die Angabe „2023“ ersetzt.
8. [bookmark: eNV_26253B91E5524B3B9BD8364A1AB86D45_1]§ 9 wird wie folgt geändert:
a) [bookmark: eNV_5764AAE81EA043EAA2F4CDFE7023474E_1]In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „25. November 2022“ durch die Wörter „25. November 2023“ ersetzt.
b) [bookmark: eNV_443B8B220668437ABE8A3FEAB1EF46F5_1]In Absatz 3 werden die Wörter „1. Oktober 2022“ durch die Wörter „1. Oktober 2023“ ersetzt.

[bookmark: eNV_F948165763BC46839D3745B622992155_1]Änderung der Monoklonale Antikörper-Verordnung
Die Monoklonale-Antikörper-Verordnung vom 21. April 2021 (BAnz AT 22.04.2021 V2), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 9. März 2022 (BAnz AT 10.03.2022 V2) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
In § 6 wird die Angabe „2022“ durch die Angabe „2023“ ersetzt.

[bookmark: eNV_1F1B7D2CD91842098879FB94715160D0_1]Änderung der Coronavirus-Impfverordnung
Die Coronavirus-Impfverordnung vom 30. August 2021 (BAnz AT 31.08.2021 V1), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 23. Mai 2022 (BAnz AT 24.05.2022 V1) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
In § 17 Satz 1 werden die Wörter „25. November 2022“ durch die Wörter „30. April 2023“ ersetzt.

[bookmark: eNV_AB795806928C4DE29943820E0AD1DF49_1]Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(2) [bookmark: eNV_4AEB6E156844414399970F4C2D5AA0D2_1]Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatz 2 am Tage nach der Verkündung in Kraft.
(3) [bookmark: eNV_5DAD5BB0C2E84D39970FA2D3421CE73E_1]Artikel 2 Nummer 3 und 4 treten am 24. September 2023 in Kraft. 

Begründung
A. Allgemeiner Teil
Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen
Durch die Subtypen der Variante Omikron des Coronavirus SARS-CoV-2 BA.4 und BA.5 verursacht, werden derzeit wieder erhöhte Infektionszahlen in der Bundesrepublik Deutschland festgestellt. Das Auftreten von Varianten mit neuartigen Erreger- bzw. Immunfluchteigenschaften ist jederzeit möglich und nicht vorhersehbar. Des Weiteren ist durch saisonbedingte Effekte mit einem Wiederanstieg der Infektions- und in der Folge auch mit einem Anstieg der Hospitalisierungszahlen zum Herbst/Winter 2022/2023 zu rechnen. Gleichzeitig treten wichtige Verordnungsermächtigungen zur Bekämpfung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 zeitnah außer Kraft.
Ein hoher Anteil von Personen mit SARS-CoV-2-Immunität senkt die Wahrscheinlichkeit schwerer SARS-CoV-2-Ausbrüche, die das öffentliche Gesundheitssystem überfordern können. Die COVID-19-Schutzimpfung ist das wirksamste Mittel, um die Pandemie dauerhaft unter Kontrolle zu bringen und künftige Notlagen zu vermeiden. Eine vollständige COVID-19-Schutzimpfung (Grundimmunisierung plus Auffrischimpfung) ist nach derzeitigem wissenschaftlichen Stand der beste Schutz zur Verhinderung einer COVID-19-Infektion mit schwerem Verlauf und der Ausbreitung einer SARS-CoV-2-Virusvariante mit neuen pandemischen Eigenschaften, die eine Überlastung des Gesundheitswesens zur Folge haben könnte. Die derzeitige Impfquote reicht auf Basis der bisherigen Erfahrungen mit der Omikron-Variante das Coronavirus SARS-CoV-2 jedoch nicht aus, um einen möglichen, sehr schnellen und starken Anstieg der Erkrankungszahlen und die damit bestehende Gefahr einer Überlastung des Gesundheitssystems und gegebenenfalls weiterer Versorgungsbereiche in den kommenden Herbst- und Wintermonaten einzudämmen. Durch diese Situation wäre insbesondere die vulnerable Bevölkerung erneut besonders gefährdet, weil auch eine Schutzimpfung nicht in jedem Fall eine schwere Erkrankung und eine Hospitalisierung verhindern kann. Gleichzeitig sollen die schweren gesamtgesellschaftlichen Einschränkungen der vergangenen Jahre vermieden werden, indem Surveillance- und Schutzmaßnahmen zielgerichtet eingesetzt werden. 
Zur Optimierung des Pandemiemanagements hat der Corona-Expertenrat es für notwendig erachtet, dass spätestens bis zum Herbst 2022 Kennzahlen zur aktuellen Hospitalisierungsprävalenz und der Bettenbelegung der Krankenhäuser vorliegen. Es bedarf daher gesetzlicher Anpassungen mit Blick auf das mögliche Pandemiegeschehen im Herbst und Winter 2022 auch in Bezug auf die Meldungen intensivmedizinischer Behandlungskapazitäten an das DIVI-Intensivregister.
Seit dem 1. Januar 2021 besteht für SARS-CoV-2 diagnostizierende Labore die Verpflichtung zur Anbindung und elektronische Meldung der positiven Testergebnisse an DEMIS, sodass für positive PCR-Testergebnisse auf SARS-CoV-2 nahezu eine Vollerfassung vorliegt (PoC-PCR-Ergebnisse werden ggf. nicht über diesen Weg gemeldet). Mit diesen Daten kann allerdings keine Positivrate ermittelt werden, zusätzlich können bei der alleinigen Erfassung der Positivmeldungen über DEMIS keine Rückschlüsse auf die PCR-Testkapazitäten gezogen werden.
Nach jetziger Rechtslage kann das Bundesministerium für Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und mit Zustimmung des Bundesrates den Zeitraum, in dem die Vertragsparteien nach §§ 111 Absatz 5 Satz 1, 111c Absatz 3 Satz 1 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) Vergütungsvereinbarungen für Leistungen der Vorsorge oder medizinischen Rehabilitation an die durch COVID-19-bedingte Sondersituation anzupassen haben, längstens bis zum Ablauf des 23. September 2022 verlängern. Mit Blick auf die Ungewissheit der weiteren pandemischen Entwicklung ist allerdings nicht absehbar, ob es über diesen Zeitpunkt hinaus zu Mehraufwand und Mindererlösen für Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen kommt. Es ist daher auch über den 23. September 2022 hinaus erforderlich sicherzustellen, dass die möglicherweise während des Zeitraums einer epidemischen Lage nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG oder einer bundesweiten Gefährdung der öffentlichen Gesundheit durch eine übertragbare Krankheit im Sinne von § 23 Absatz 1 IfSG entstehenden wirtschaftlichen Probleme der betroffenen Einrichtungen abgefedert werden.
Nach den bisherigen Erfahrungen konnte in der COVID-19-Pandemie in Phasen eines hohen Infektionsgeschehens eine verminderte Inanspruchnahme von Heilmitteln und vertragszahnärztlichen Leistungen durch die Versicherten beobachtet werden. 
Die Leistung der Heilmittelerbringer ist in der Regel nicht unter Einhaltung des Mindestabstandes durchführbar, sodass erhöhte Hygieneanforderungen insbesondere in Form von persönlicher Schutzausrüstung (zum Beispiel Schutzmasken, Handschuhe) bereits im Fall einer bundesweiten Gefährdung der öffentlichen Gesundheit durch eine übertragbare Krankheit im Sinne von § 23 Absatz 1 IfSG dazu beitragen können, das Infektionsgeschehen in diesem Bereich deutlich einzudämmen. Die Beschaffung dieser Schutzausrüstung führt jedoch zu einem finanziellen Mehraufwand für die Heilmittelerbringer.
Im Sinne des vom Bundesministerium für Gesundheit vorgelegten 7-Punkte-Plans für den Herbst sollen zum Schutz vor COVID-19 die Arzneimittelversorgung für die kommende Herbst-/Wintersaison verbessert, zielgerichtete Impfkampagnen ermöglicht und der Schutz der vulnerablen Bevölkerung gestärkt werden.
Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
Die Ermächtigungsgrundlage für die Coronavirus-Impfverordnung (CoronaImpfV) und Coronavirus-Testverordnung (TestV) sowie die Geltungsdauer der Coronavirus-Impfverordnung werden bis zum 30. April 2023 verlängert. Darüber hinaus wird die Berechtigung zur Durchführung von COVID-19-Impfungen durch Apotheker, Zahnärzte sowie Tierärzte bis zum 30. April 2023 verlängert. Des Weiteren wird in dem neu gefassten § 23 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) eine Grundlage für nationale Präventionsprogramme geschaffen, mit der die weitere Aufrechterhaltung insbesondere der Strukturen für bevölkerungsbezogene Impf- und Testkampagnen sichergestellt werden soll. Eine Kostenbeteiligung des Bundes (zum Beispiel für Testungen) wird ermöglicht.
Der Infektionsschutz in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe wird durch besondere Regelungen und durch eine Aufgabenerweiterung der KRINKO gestärkt. Die Regelungen zu sonstigen vulnerablen Einrichtungen werden zum Schutz des Personenkreises mit erhöhtem Risiko für einen schweren Covid-19-Krankheitsverlauf in den neu gefassten §§ 34 bis 36 IfSG zusammengeführt und vereinheitlicht. Es werden Verordnungsermächtigungen vorgesehen, die eine bundesweite Festlegung bestimmter Mindestschutzstandards zur Infektionsprävention und Hygiene in diesen Einrichtungen ermöglichen. Die Länder erhalten eine (ergänzende) Ermächtigungsgrundlage um auch im Pflegebereich Regelungen zu Hygiene und Infektionsschutz zu treffen, z.B. die Bestellung von hygienebeauftragten Pflegefachkräften in vollstationären Einrichtungen, was der Empfehlung des Expertenrates der Bundesregierung entspricht. Die Regelungsmöglichkeiten für Schutzmaßnahmen außerhalb dieser Einrichtungen (§§ 28 ff. IfSG) sollen nach Vorliegen der Evaluation nach § 5 Absatz 9 IfSG im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfs im parlamentarischen Verfahren Berücksichtigung finden. 
Krankenhäuser sollen verpflichtet werden, regelmäßig die Anzahl der belegten Betten sowie der aufgestellten Betten auf Normalstationen pro Krankenhaus zu melden. Um die Datengrundlagen weiter zu verbessern und gleichzeitig die Meldeaufwände für die Krankenhäuser zu reduzieren, sollen die Meldungen modifiziert und technisch angepasst werden. Dafür wird die gesetzliche Grundlage der entsprechenden Verordnungsermächtigung geschaffen. Gleichzeitig wird die Ermächtigungsgrundlage, die Grundlage für die DIVI-Intensivregisterverordnung ist, verstetigt.
Es wird in § 7 Absatz 4 IfSG eine verpflichtende anonymisierte Erfassung der durchgeführten (auch negativen) SARS-CoV-2-PCR-Testungen vorgesehen. 
Es werden weitergehend als bisher repräsentative Sentinel-Erhebungen und -Studien ermöglicht, bei denen beispielsweise in Zusammenarbeit mit Einrichtungen der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung repräsentative Auswertungen zu Erkrankungs- sowie Infektionszahlen und Durchimpfungsraten stattfinden können. Auch die sogenannte Abwassersurveillance kann auf dieser Basis fortgeführt werden. Das Bundesministerium für Gesundheit erhält die Ermächtigung, bestimmte Einrichtungen zur Mitwirkung zu verpflichten. Der Bund kann sich über § 69 IfSG an den Kosten dafür beteiligen.
Die Ermächtigungsgrundlage für die auf § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 IfSG beruhenden Verordnungen wird um ein Jahr verlängert. Dasselbe gilt für die Geltungsdauer der einschlägigen Verordnungen. Außerdem wird die Ermächtigungsgrundlage für die auf § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 IfSG beruhenden Anordnungen um ein Jahr verlängert.
Für den Fall der erneuten Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG sollen die Folgen einer erneuten verminderten Inanspruchnahme von Leistungen durch die Versicherten in entsprechenden Vereinbarungen zwischen den Partnern der Gesamtverträge im vertragszahnärztlichen Bereich sowie den maßgeblichen Spitzenorganisationen der Heilmittelerbringer auf Bundesebene und dem GKV-Spitzenverband Berücksichtigung finden. 
Die Regelung des § 56 Absatz 1a IfSG wird entfristet.
§ 71 Absatz 2 des Arzneimittelgesetzes wird dahingehend ergänzt, dass Regelungen zur Abwicklung des Vertriebs und zur Abgabe der beschafften Arzneimittel sowie zu Fragen der Vergütung dieser Tätigkeiten erlassen werden können.
Um breitflächige und niederschwellige Testungen in Rahmen der Pandemiebekämpfung zu erleichtern, soll die Durchführung von Testungen zum Nachweis des Krankheitserregers SARS-CoV-2 vom Werbeverbot weiterhin ausgenommen sein. Die Regelung soll bis Ende 2023 befristet werden.
Mit dem Ziel, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen auch für den Fall einer erneuten Verschärfung der pandemischen Lage sicherzustellen, wird den Vertragsparteien nach § 111 Absatz 5 Satz 1 und § 111c Absatz 3 Satz 1 SGB V aufgegeben, bei Feststellung einer epidemischen Lage nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG oder, wenn gemäß § 23 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist, an diese Sondersituation angepasste Vergütungsvereinbarungen zu vereinbaren. Auf diese Weise können die Vertragsparteien im Bedarfsfall flexibel und zeitnah auf die durch Mindereinnahmen und Mehrausgaben verursachte Gefährdung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit dieser Einrichtungen reagieren.
Alternativen
Keine.
Gesetzgebungskompetenz
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die vorgesehenen Änderungen ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 des Grundgesetzes (GG) (Maßnahmen gegen übertragbare Krankheiten bei Menschen, Recht der Arzneien) sowie hinsichtlich der Bußgeldregelungen aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Strafrecht).  Für die Regelungen im KHG ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zudem aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19a GG (die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser und die Regelung der Krankenhauspflegesätze) in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Danach können die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser und die Krankenhauspflegesätze durch Bundesgesetz geregelt werden. Bundesgesetzliche Regelungen sind auch zur Wahrung der Rechtseinheit erforderlich. In einer Pandemiesituation, die mit hoher Belastung der Krankenhäuser einhergeht, ist es von besonderer Bedeutung, dass im gesamten Bundesgebiet kurzfristig ausreichende Krankenhauskapazitäten zur Verfügung stehen, um mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (COVID-19) Infizierte zu behandeln. Dieses Regelungsziel könnte durch eine Gesetzesvielfalt auf Landesebene nicht erreicht werden, sodass eine flächendeckende und gleichmäßige Versorgung Infizierter, etwa durch Verteilungen aus Regionen mit starker Belastung in solche mit weniger Belastung nicht gewährleistet wäre. 
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die soziale Pflegeversicherung sowie sozialversicherungsrechtlichen Regelungen im SGB V ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes. Danach hat der Bund für die Sozialversicherung die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz.
Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen
Das Gesetz ist mit dem Recht der Europäischen Union und den völkerrechtlichen Verträgen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 
Gesetzesfolgen
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
[…]
Nachhaltigkeitsaspekte
Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit dem Leitprinzip der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung hinsichtlich Gesundheit, Lebensqualität, sozialem Zusammenhalt und sozialer Verantwortung, gerade in Zeiten einer Pandemie. 
Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
Gesetzliche Krankenversicherung
Für den Fall, dass angepasste Vergütungsvereinbarungen im Bereich der Vorsorge und Rehabilitation vereinbart werden, können den gesetzlichen Krankenversicherungen Mehrausgaben in nicht quantifizierbarem Umfang entstehen. Sie hängen von den konkret getroffenen Vereinbarungen und der Entwicklung der Infektionslage ab. 
Für den Fall, dass angepasste Vergütungsvereinbarungen in den Bereichen der vertragszahnärztlichen Versorgung und Heilmittelversorgung vereinbart werden, können den gesetzlichen Krankenversicherungen Mehrausgaben in nicht quantifizierbarem Umfang entstehen. Sie hängen von den konkret getroffenen Vereinbarungen und der Entwicklung der Infektionslage ab. 
Für den Fall, dass je Heilmittelverordnung eine Pauschale zur Abgeltung erhöhter Hygienekosten vereinbart wird, entstehen der gesetzlichen Krankenversicherung Mehrausgaben in Abhängigkeit von der Zahl der abgerechneten Heilmittelverordnungen und der vereinbarten Höhe der Pauschale. Im Jahr 2021 wurden laut der GKV-Schnellinformation für Deutschland nach § 84 Absatz 5 Satz 4 in Verbindung mit Absatz 7 SGB V rund 38,4 Millionen Verordnungsblätter abgerechnet.
Bund, Länder und Gemeinden
Mehrbelastungen des Bundes aufgrund der Verlängerung der Coronavirus-Impfverordnung über das derzeitige Außerkrafttreten zum 25. November 2022 hinaus bis zum 30. April 2023 hängen von stark volatilen Parametern wie dem weiteren Verlauf des Infektionsgeschehens und der Inanspruchnahme der Bevölkerung ab.  Je eine Million Impfungen durch die Leistungserbringer nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 bis 9 CoronaImpfV entstehen Kosten für den Bund in Höhe von höchstens 36 Millionen Euro, sofern bei der Impfung die Verpflichtung zur Teilnahme an der Impfsurveillance erfüllt wird.
Für die Ausstellung von Impfzertifikaten, für die Apotheken- und Großhandelsvergütung sowie Impfungen in Apotheken könnten in der Summe auf Grundlage der Abrechnungsdaten des ersten Halbjahres 2022 darüber hinaus geschätzte Kosten von rund 75 Millionen Euro pro Monat entstehen. Die durch die Verlängerung der CoronaImpfV entstehenden Kosten für das Digitale Impfquotenmonitoring (DIM) betragen insgesamt voraussichtlich ca. 2 Millionen Euro.
Für die Länder können durch Erlass von Schutzmaßnahmen nach § 56 Absatz 1a IfSG weitere Haushaltsausgaben zur Finanzierung der Entschädigungszahlungen nach dieser Vorschrift notwendig werden.
Für Bund, Länder und Kommunen entstehen durch die Verlängerung der Medizinischer Bedarf Sicherstellungsverordnung keine finanziellen Belastungen.
Für Bund, Länder und Kommunen entstehen durch die Änderung des § 71 Absatz 2 AMG keine finanziellen Belastungen.
Erfüllungsaufwand
Bürgerinnen und Bürger
Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand.
Für Bürgerinnen und Bürger wird durch die Verlängerung der Medizinischer Bedarf Sicherstellungsverordnung kein Erfüllungsaufwand begründet, geändert oder aufgehoben.
Für Bürgerinnen und Bürger wird durch die Änderung des § 71 Absatz 2 AMG kein Erfüllungsaufwand begründet, geändert oder aufgehoben. 
Wirtschaft
Für die Krankenhäuser entsteht im Zeitraum vom 17. September 2022 bis zum 31. Dezember 2022 Erfüllungsaufwand für die täglichen Meldungen der belegten Betten und für die einmalige Meldung der Zahl der im Durchschnitt des Vorjahres aufgestellten Betten. Für die täglichen Meldungen entsteht insgesamt über alle Krankenhäuser hinweg ein Erfüllungsaufwand von ca. 3 Millionen Euro, für die Meldung der Zahl der Betten des Vorjahres entsteht ein einmaliger geringer Erfüllungsaufwand, der je 100 Krankenhäuser den Betrag von 500 Euro nicht übersteigen dürfte.
Den Meldepflichtigen nach § 8 IfSG entsteht ein geringfügiger Erfüllungsaufwand in nicht quantifizierbarer Höhe durch die Einführung zusätzlicher Meldepflichten. 
Durch neue Vorgaben in § 35 IfSG (hygienebeauftragte Pflegefachkraft in vollstationären Einrichtungen) entstehen für die Wirtschaft jährliche Belastungen in Höhe von rund 18 Millionen Euro.
Für die Wirtschaft wird durch die Verlängerung der Medizinischer Bedarf Sicherstellungsverordnung kein Erfüllungsaufwand begründet, geändert oder aufgehoben.
Für die Wirtschaft wird durch die Änderung des § 71 Absatz 2 AMG kein Erfüllungsaufwand begründet, geändert oder aufgehoben.
Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten
Der vorgenannte Erfüllungsaufwand besteht zum Teil aus Bürokratiekosten aus Informationspflichten.  
Verwaltung
Beim Robert Koch-Institut entsteht ein Erfüllungsaufwand für die Verarbeitung der zusätzlichen Meldedaten der Krankenhäuser, dessen Umfang abhängig ist von der Ausgestaltung der Rechtsverordnung, die das Nähere zur Übermittlung der Daten der Krankenhäuser festlegt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist eine Quantifizierung daher noch nicht möglich.
Den Gesundheitsämtern entsteht ein geringfügiger Erfüllungsaufwand in nicht quantifizierbarer Höhe durch die Einführung zusätzlicher Meldepflichten.
Den Krankenkassen kann im Bereich der Vorsorge und Rehabilitation Erfüllungsaufwand in nicht bezifferbarer Höhe entstehen, sofern Vergütungsvereinbarungen angepasst werden. 
Den Krankenkassen kann in den Bereichen der vertragszahnärztlichen Versorgung und Hilfsmittelversorgung Erfüllungsaufwand in nicht bezifferbarer Höhe entstehen, sofern Vergütungsvereinbarungen angepasst werden.
Für die Verwaltung entsteht durch die Verlängerung der Medizinischer Bedarf Sicherstellungsverordnung kein Erfüllungsaufwand.
Für die Verwaltung entsteht durch die Änderung des § 71 Absatz 2 AMG kein Erfüllungsaufwand.
Weitere Kosten
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten. 
Weitere Gesetzesfolgen
Die Regelungen haben keine Auswirkungen für Verbraucherinnen und Verbraucher und keine gleichstellungspolitischen oder demografischen Auswirkungen. 
Befristung; Evaluierung
[…]
B. Besonderer Teil
Zu Artikel 1 (Änderung des Infektionsschutzgesetzes)
Zu Nummer 1	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: Inhaltsverzeichnis
Durch die Änderungen in Nummer 1 wird die Inhaltsübersicht an die sich aus diesem Gesetzentwurf ergebenden Änderungen des IfSG angepasst.
Zu Nummer 2	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 5
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Zu Dreifachbuchstabe aaa
§ 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b wird neu gefasst und an die Formulierung der Ermächtigungsgrundlagen nach den Buchstaben c, d und f angepasst. Damit werden die Voraussetzungen für den Erlass von Vorschriften mit von den Approbationsordnungen abweichenden Regelungen insoweit erleichtert, indem diese für Ärzte, Apotheker und Zahnärzte aneinander angeglichen und vereinheitlicht werden.
Zu Dreifachbuchstabe bbb
Die Verordnungsermächtigung ist künftig in § 14 Absatz 7 geregelt.
Zu Doppelbuchstabe bb
Die Regelung ist durch Zeitablauf erledigt.
Zu Buchstabe b
Absatz 4 Satz 1 regelt, dass eine auf Grund des Absatzes 2 oder des § 5a Absatz 2 erlassene Rechtsverordnung mit Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite außer Kraft tritt. Dies gilt jedoch nicht hinsichtlich der für die in den Verordnungen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 b bis f enthaltenen Übergangsregelungen. Diese bleiben bis zum Ablauf der Phase des Studiums in Kraft, für die sie gelten. Ferner bleiben Regelungen zur Versorgung mit Arzneimitteln und anderem medizinischen Bedarf sowie untergesetzliche Regelungen der Selbstverwaltung nach dem SGB V und Gesetzen, die auf dieses Bezug nehmen, bis spätestens zwei Jahre nach Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite in Kraft; Änderungen an den Regelungen dürfen weiterhin vorgenommen werden. Die Regelungen sind weiterhin notwendig, um eine Sicherstellung der Versorgung mit Arzneimitteln etc. zu gewährleisten.
Zu Nummer 3	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 6
Nach § 6 Absatz 1 Satz 1 ist künftig auch der Verdacht einer Erkrankung, die Erkrankung sowie der Tod in Bezug auf durch Orthopocken verursachte Erkrankungen (z. B. Pocken und sog. Affenpocken) namentlich zu melden.
Zu Nummer 4	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 7
Zu Buchstabe a
Nr. 36a trägt dem aktuellen Affenpocken-Ausbruch in Deutschland Rechnung, der eine eigenständige Meldung von Nachweisen dieser Krankheitserreger erfordert.
Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa
Für Gonokokken wird eine allgemeine nichtnamentliche Meldepflicht eingeführt. Mit ca. 118.000 Fällen im Jahr 2019 ist die Gonorrhö die zweithäufigste gemeldete sexuell übertragbare Infektion (STI) in der Europäischen Union, mit steigender Tendenz. Infektionen mit NG sind vor dem dargestellten Hintergrund von hoher Public-Health-Relevanz. Deutschland und Liechtenstein sind derzeit die einzigen europäischen Länder, in denen keine Meldepflicht für Gonorrhö besteht. Aufgrund der besonders hohen Morbidität sowie der besorgniserregenden Resistenzentwicklung bei Gonokokken ist die Einführung einer allgemeinen Meldepflicht prioritär zur Erkennung von Trends neu aufgetretener NG-Infektionen und Resistenzen in Deutschland und zur Schaffung einer Evidenzgrundlage, um gezielte Maßnahmen zur verbesserten Prävention, Erkennung und Behandlung von Gonokokken-Infektionen und Resistenzen ergreifen zu können. Die Angabe über eine verminderte Empfindlichkeit gegenüber Azithromycin, Cefixim oder Ceftriaxon hat künftig nach § 10 Absatz 2 zu erfolgen.
Zu Doppelbuchstabe bb
Die Chlamydien Serotypen L1, L2 und L3 verursachen das Lymphogranuloma venereum. Dabei handelt es sich um eine Sonderform einer genitalen Chlamydieninfektion und zählt zu den „klassischen“ Geschlechtskrankheiten, die nach § 1 Nr. 4 GeschlechtskrG meldepflichtig war. Vereinzelt ist Chlamydia trachomatis bereits über landesrechtliche Regelungen meldepflichtig.
Zu Buchstabe c
Mit der Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die zusätzliche nichtnamentliche elektronische Meldung der durchgeführten PCR-Tests in § 7 Absatz 4 kann eine Vollerfassung der in Deutschland durchgeführten PCR-Tests tagesgenau, demografisch und regional hochaufgelöst vorliegen. Dadurch kann eine bessere Einschätzung der epidemischen Lage erfolgen, auf deren Grundlage Empfehlungen für Maßnahmen und politische Entscheidungen getroffen werden können. 
Der ExpertInnenrat der Bundesregierung hat in seiner 11. Stellungnahme für die Vorbereitung auf den Herbst eine Verbesserung der Datenlage gefordert; ebenso die Bundesärztekammer und die Deutsche Krankenhausgesellschaft. Der ExpertInnenrat der Bundesregierung fordert eine wöchentliche Erhebung der Testpositivquote von SARS-CoV-2. Über eine systematische Datenerhebung und ein digitales Echtzeitlagebild des Infektionsgeschehens sollen sowohl Wissenschaft als auch die Öffentlichkeit leichten und unkomplizierten Zugang zu den Ergebnissen erhalten. 
Seit dem 1. Januar 2021 besteht für SARS-CoV-2 diagnostizierende Labore die Verpflichtung zur Anbindung und elektronischen Meldung der positiven Testergebnisse an DEMIS, sodass für positive PCR-Testergebnisse auf SARS-CoV-2 eine Vollerfassung vorliegt. Mit diesen Daten kann allerdings keine Positivrate ermittelt werden, zusätzlich können bei der alleinigen Erfassung der Positivmeldungen über DEMIS keine Rückschlüsse auf die PCR-Testkapazitäten gezogen werden.
Zu Nummer 5	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 8
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Nummer 6	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 9
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Nummer 7	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 10
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe bb
Die Erfassung der Syphilis- und HIV-Infektionen im Zusammenhang mit PrEP-Nutzung ist ein wichtiger Indikator zur Verbesserung von HIV-Präventionsstrategien. 
Es ist einer der Hauptindikatoren des ECDC PrEP-Monitorings, um verpasste Chancen bei der HIV-Prävention sowie die Adhärenz der PrEP-Nutzenden zu bewerten und darzustellen, an welchen Stellen Nachbesserungen in Zugang und Kontinuität der PrEP-Nutzung nötig sind.   
Die Angaben zu einer vorliegenden verminderten Empfindlichkeit gegenüber Azithromycin, Cefixim oder Ceftriaxon bei Neisseria gonorrhoeae war zuvor als eigenständige Meldepflicht unter § 7 Absatz 3 geregelt.
Zu Buchstabe b
In Absatz 3 werden nunmehr die Angaben aufgeführt, die bei einer nichtnamentlichen Meldung nach § 7 Absatz 4 zu machen sind.
Der neue Absatz 4 entspricht dem bisherigen Absatz 3.
Zu Nummer 8	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 11
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Nummer 9	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 13
Zu Buchstabe a
Durch die Regelung werden repräsentative Bevölkerungs-Sentinels (syndromische Sentinelsurvillance) ermöglicht, um die epidemiologische Überwachung von Krankheiten zu verbessern. Dabei wird insbesondere auch die Abwassersurveillance verstetigt und einzelne Einrichtungen können durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Gesundheit verpflichtet werden, an den Sentinel-Erhebungen mitzuwirken.
Zu Buchstabe b
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Buchstabe c
[bookmark: eNormErrorScope794BB4478A9FC8549BA51595A]Zu Doppelbuchstabe aa
Zu Dreifachbuchstabe aaa
Durch die Neufassung von § 13 Absatz 5 Satz 1 werden neben den bereits zur Meldung verpflichteten Impfzentren und Kassenärztlichen Vereinigungen nunmehr auch weitere Erbringer von Schutzimpfungen, etwa Apotheken, die Grippeschutzimpfungen durchführen, zur Datenmeldung an das Robert Koch-Institut und das Paul-Ehrlich-Institut zum Zwecke der Impfsurveillance bzw. Pharmakovigilanz nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Satz 2 verpflichtet. Die Meldepflicht soll das Robert Koch-Institut in die Lage versetzen, die Inanspruchnahme des Impfangebots unter anderem gegen Influenza in Apotheken, die Wirkung der Impfstoffe und die Entwicklung der Impfquoten, insbesondere bei den von der Ständigen Impfkommission benannten Risikogruppen, auszuwerten. Die von Apotheken übermittelten Impfdaten ermöglichen darüber hinaus dem Paul-Ehrlich-Institut, die Überwachung der Impfstoffsicherheit zu verbessern, indem Meldungen von Verdachtsfällen einer über das übliche Ausmaß einer Impfreaktion hinausgehenden gesundheitlichen Schädigung auf  eine vollständigere Anzahl von durchgeführten Impfungen in einer Region oder bundesweit bezogen und bewertet werden können, da zum Beispiel die Meldungen der Apotheken, die Grippeschutzimpfungen durchführen, die Meldungen aus dem niedergelassenen ärztlichen Bereich komplettieren. Dadurch kann die Häufigkeit und Schwere von Impfkomplikationen besser beurteilt werden.
Zu Dreifachbuchstabe bbb
[bookmark: eNormErrorScope9DE024CC28DF7F8714E9730C1]Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe bb
Das Bundesministerium für Gesundheit wird nach Satz 2 ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates das Nähere und Abweichungen zu den Inhalten und Verfahren der Übermittlung der Daten nach Satz 1 festzulegen. Soweit keine Rechtsverordnung nach Satz 2 vorliegt, kann das Robert Koch-Institut das Nähere und Abweichungen zu den Inhalten und Verfahren der Übermittlung der Daten nach Satz 1 festlegen (Satz 2). Solange das Bundesministerium für Gesundheit keinen Gebrauch von seiner Verordnungsermächtigung nach Satz 2 gemacht hat, legt das Robert Koch-Institut nach Satz 3 die Inhalte der Meldung, die technischen Übermittlungsstandards sowie das Verfahren zur Bildung des Patienten-Pseudonyms fest. Das Robert Koch-Institut kann insbesondere gegenüber öffentlichen Apotheken festlegen, dass Meldedaten nach Satz 1 über das elektronische Meldeportal des Deutschen Apothekerverbands e.V. zu übermitteln sind.
Die Kassenärztlichen Vereinigungen und die zur Durchführung von Schutzimpfungen verantwortlichen Einrichtungen und Personen sowie von Ihnen beauftragte Dritte erhalten die datenschutzrechtliche Befugnis zur Datenverarbeitung zum Zwecke der Meldung im Rahmen der Impfsurveillance und Pharmakovigilanz nach Satz 4. In der Verordnung kann bestimmt werden, welche der Angaben in Satz 1 an die Bundesoberbehörden übermittelt werden müssen; hierbei können je nach Schutzimpfung und je nach Leistungserbringer unterschiedliche Datensätze festgelegt werden.
Zu Buchstabe d
Wie die bisherigen Erfahrungen in der Pandemie gezeigt haben, kann eine große Zahl von Infektionen nicht nur zu Überlastungen von intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten führen, sondern auch zu einer erheblich stärkeren Inanspruchnahme der Behandlungskapazitäten auf Normalstationen. Um frühzeitig Engpässe auf Normalstationen erkennen und entsprechende Gegenmaßnahmen ergreifen zu können, ist es daher erforderlich, dass neben der Erfassung der freien und belegten intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten auf Grund der DIVI-IntensivRegister-Verordnung auch die freien und belegten Behandlungskapazitäten auf Normalstationen erfasst und an eine zentrale Stelle gemeldet werden.
Aus diesem Grund werden die zugelassenen Krankenhäuser nach Satz 1 verpflichtet, ab Inkrafttreten des Gesetzes die Zahl der belegten Betten auf Normalstationen zu melden. Diese Meldungen sollen täglich erfolgen, da nur so ein aktueller Überblick über die belegten Behandlungskapazitäten geschaffen werden kann. Dies ist erforderlich, um kurzfristig Entscheidungen im Zusammenhang mit der Bekämpfung der Pandemie treffen zu können. Zur Verfahrenserleichterung für die Krankenhäuser erfolgt die Ermittlung der freien Behandlungskapazitäten auf Normalstationen näherungsweise dadurch, dass die Zahl der belegten Betten mit der Zahl der im Durchschnitt des Vorjahres aufgestellten Betten abgeglichen wird. Diese Zahl ist ein tauglicher Indikator zur Ermittlung der zur Verfügung stehenden Behandlungskapazitäten auf Normalstationen. Dieses Vorgehen macht eine tägliche Meldung der freien Betten auf Normalstationen entbehrlich und trägt damit zur Verfahrensvereinfachung bei. 
In Satz 1 Nummer 3 wird die Verpflichtung der Krankenhäuser, ihre intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten an das Robert Koch-Institut zu melden, ausdrücklich gesetzlich geregelt und damit in gleicher Weise wie die Verpflichtung zur Meldung der Behandlungskapazitäten auf Normalstationen.
Die Übermittlung nach Satz 1 Nummer 1 und 2 hat nach Satz 2 über das elektronische Melde- und Informationssystem nach § 14 zu erfolgen; die Übermittlung nach Satz 1 Nummer 3 hat an das DIVI IntensivRegister zu erfolgen.
Satz 3 sieht vor, dass das BMG durch Rechtsverordnung das Nähere zu den Meldepflichten der Krankenhäuser regeln kann, so wie dies bisher schon hinsichtlich der Meldung der intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten in der DIVI-IntensivRegister-Verordnung der Fall ist. Hierdurch wird die Möglichkeit geschaffen, die Vorgaben für die Meldungen der Krankenhäuser zur Verbesserung der Datengrundlagen und zur Verringerung der Meldeaufwände für die Krankenhäuser zu modifizieren oder technisch anzupassen. So kann etwa durch Rechtsverordnung vorgesehen werden, dass auch die Meldungen der intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten zur Verfahrenserleichterung für die Krankenhäuser ebenfalls über DEMIS erfolgen können, wenn die technischen Möglichkeiten hierfür zur Verfügung stehen.
Gleichzeitig wird die Ermächtigungsgrundlage, die Grundlage für die DIVI-IntensivRegisterVerordnung ist, damit verstetigt. 
Satz 4 sieht vor, dass in der Rechtsverordnung auch die Übermittlung weiterer Angaben durch die Krankenhäuser vorgesehen werden kann. Voraussetzung hierfür ist, dass aus diesen Angaben Anhaltspunkte für die Auslastung der Krankenhauskapazitäten abgeleitet werden können. Eine Übermittlung weiterer Angaben kann insbesondere dann sinnvoll sein, wenn die Feststellungen zur Auslastung der Krankenhauskapazitäten hierdurch erheblich verbessert werden können, insbesondere mit Blick auf die weitere Pandemieentwicklung.
Die Einzelheiten der von den Krankenhäusern zu übermittelnden Angaben betreffen vielfach technische Fragen zu ihrer Abgrenzung und Übermittlung an das RKI. Auf Grund seiner größeren Sachnähe kann es zweckmäßig sein, dass diese technischen Einzelfragen unmittelbar vom RKI festgelegt werden. Daher sieht Satz 5 vor, dass die Verordnungsermächtigung ganz oder teilweise auf das RKI übertragen werden kann.
Zu Nummer 10	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: Zu § 14
Zu Buchstabe a bis d
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Buchstabe e
Meldepflichtige in Krankhäusern müssen nach Satz 6 ab dem 17. September 2022 ihrer Meldepflicht durch Nutzung des elektronischen Melde- und Informationssystems nach § 14 nachkommen. Satz 7 sieht dagegen für Melde- und Benachrichtigungspflichtige nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 und Benachrichtigungspflichtige nach §§ 35 und 36 eine Nutzungspflicht erst ab dem 1. Juli 2023 vor.
Zu Nummer 11
§ 15a wird klarstellend dem 3. Abschnitt zugeordnet.
Zu Nummer 12	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: Zu § 15a
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Nummer 13	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: Zu § 20
Zu Buchstabe a
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa
[bookmark: eNormErrorScopeE3CAC468D8F4B117E39678822]Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um Folgeanpassungen. 
Zudem werden in § 20 Absatz 9 Satz 2 die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt, um einen eindeutigen Bezug zu § 2 Nummer 16 herzustellen.
Zu Doppelbuchstabe cc
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe dd
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe ee
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Buchstabe c
Zu Doppelbuchstabe aa
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe bb
In § 20 Absatz 9a Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt, um einen eindeutigen Bezug zu § 2 Nummer 16 herzustellen.
Zu Buchstabe d
Zu Doppelbuchstabe aa
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe bb
In § 20 Absatz 10 Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt, um einen eindeutigen Bezug zu § 2 Nummer 16 herzustellen.
Zu Buchstabe e
Zu Doppelbuchstabe aa
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe bb
In § 20 Absatz 11 Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt, um einen eindeutigen Bezug zu § 2 Nummer 16 herzustellen.
Zu Buchstabe f
Zu Doppelbuchstabe aa
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe cc
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Nummer 14	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: Zu § 20a
Zu Buchstabe a-c
In § 20a Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt, um einen eindeutigen Bezug zu § 2 Nummer 16 herzustellen.
Zu Buchstabe d
In § 20a Absatz 7 Satz 2 werden die Wörter „personenbezogene Daten“ durch die Wörter „personenbezogene Angaben“ ersetzt, um einen eindeutigen Bezug zu § 2 Nummer 16 herzustellen.
Zu Nummer 15	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: Zu § 22a 
In Absatz 9 wird klargestellt, dass vorbehaltlich nationaler (beispielsweise nach der Coronavirus-Impfverordnung) oder europäischer Regelungen kein individueller Anspruch auf Ausstellung eines COVID-19-Zertifikats nach den Absätzen 5 bis 7 oder auf Anschluss eines Leistungserbringers zur Generierung eines COVID-19-Zertifikats nach den Absätzen 5 bis 7 besteht. Für diese Leistungen können demgemäß von den entsprechenden verantwortlichen Stellen angemessene Gebühren erhoben werden.
Zu Nummer 16	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 23
§ 23 wird neu gefasst und enthält nun Regelungen über Nationale Programme zur Prävention übertragbarer Krankheiten. Der bisherige Inhalt des § 23 wird in § 34 überführt.
Absatz 1 Satz 1 enthält, wenn eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist, eine bundesratszustimmungspflichtige Verordnungsermächtigung für das Bundesministerium für Gesundheit, nach der bestimmt werden kann, dass Stellen des Bundes oder die Länder zum Schutz einer die öffentliche Gesundheit bedrohenden übertragbaren Krankheit bestimmte Schutzimpfungen oder andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe, Gegenstände der persönlichen Schutzausrüstung und Produkte zur Desinfektion und Beratung und Untersuchung einschließlich Testungen unentgeltlich oder gegen Gebühr anzubieten haben.
Die zuständigen Behörden können mit den Maßnahmen nach Satz 1 Dritte beauftragen. 
Es kann die Einrichtung einer grundlegenden Infrastruktur für Leistungen nach Satz 1 vorgesehen werden, insbesondere die Einrichtung oder Vorhaltung einer Infrastruktur für den Betrieb von Impf- und Testzentren. 
Im Fall beschränkter Verfügbarkeit von entsprechenden Ressourcen kann die Rechtsverordnung eine Priorisierung festlegen. Als Priorisierungskriterien kommen insbesondere das Alter, der Gesundheitszustand, das behinderungs-, tätigkeits- oder aufenthaltsbedingte Expositionsrisiko sowie die Systemrelevanz in zentralen staatlichen Funktionen und Kritischen Infrastrukturen in Betracht. 
Der Bund kann sich nach § 69 Absatz 1 Satz 2 n. F. an den Kosten beteiligen.
Zu Nummer 17	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 23a
§ 23a war infolge der Aufnahme der Regelung in § 34 Absatz 4 aufzuheben.
Zu Nummer 18	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 24
Es handelt sich um eine Folgeänderung.
Zu Nummer 19	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 28
Es handelt sich um Folgeänderungen.
Zu Nummer 20	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 28a
Zu Buchstabe a
Es handelt sich um eine Folgeänderung.
Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa
Zu Dreifachbuchstabe aaa
Es handelt sich um Folgeänderungen.
Zu Dreifachbuchstabe bbb
Es handelt sich um Folgeänderungen.
Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um Folgeänderungen.
Zu Buchstabe c
Es handelt sich um Folgeänderungen.
Zu Nummer 21	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 29
Es handelt sich um Folgeänderungen.
Zu Nummer 22	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: zu §§ 33-36
Der sechste Abschnitt zum Infektionsschutz bei bestimmten Einrichtungen, Unternehmen und Personen wird neugefasst und insbesondere mit den bisherigen Vorschriften zu Gesundheitseinrichtungen in § 23 zusammengeführt.
Zu § 33 (Maßnahmen im Reiseverkehr, Verordnungsermächtigung)
In § 33 werden die bisherigen Regelungen zum Reiseverkehr zusammengefasst.
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 enthält die Verordnungsermächtigung der Bundesregierung für Maßnahmen im Reiseverkehr und war ursprünglich in § 36 Absatz 8 geregelt. 
Zu Absatz 2:
In Absatz 2 wird die Nutzung des elektronischen Melde- und Informationssystems geregelt, die in § 36 Absatz 9 enthalten war.
Zu Absatz 3
Absatz 3 enthält die Verordnungsermächtigung der Bundesregierung zu den Pflichten der Beförderer, die ursprünglich in § 36 Absatz 10 geregelt war. 
Zu Absatz 4
In Absatz 4 wird die polizeiliche Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs geregelt, die in § 36 Absatz 11 geregelt war. 
Zu Absatz 5
Absatz 5 regelt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens der aufgrund des Absatzes 1 Satz 1 oder des Absatzes 3 Satz 1 erlassenen Rechtsverordnungen und war vorher in § 36 Absatz 12 geregelt.
Zu Absatz 6
Absatz 6 enthält die Verordnungsermächtigung der Landesregierungen für Maßnahmen im Reiseverkehr, die ursprünglich in § 36 Absatz 6 geregelt war. 
Zu Absatz 7
In Absatz 7 wird die Verordnungsermächtigung des Bundesministeriums für Gesundheit für Maßnahmen im Reiseverkehr geregelt, die ursprünglich in § 36 Absatz 7 enthalten war. 
Zu Absatz 8
Absatz 8 regelt die Verpflichtungen der Sorgeberechtigten und Betreuer und war zuvor in verschiedenen Regelungen mit Verweis auf § 34 Absatz 4 enthalten.
Zu Absatz 9
Absatz 9 benennt die Grundrechte, die durch die Absätze 1, 3, 7 und 8 eingeschränkt werden und war ursprünglich u. a. in § 36 Absatz 13 geregelt.
Zu § 34 (Infektionsschutz in medizinischen Einrichtungen)
Zu Absatz 1
Die bisher nach § 23 IfSG eingesetzte Kommission für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention beim RKI (KRINKO) ist bisher nicht ausdrücklich für die Erstellung von Empfehlungen für Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe zuständig. Bewohnerinnen und Bewohner sowie Betreute dieser Einrichtungen und Unternehmen gehören jedoch zum Personenkreis mit erhöhtem Risiko für einen schweren Covid-19-Krankheitsverlauf. Zudem ist in der SARS-CoV2-Pandemie eine große Zahl an Ausbrüchen insbesondere in Pflegeeinrichtungen aufgetreten. Es ist daher notwendig und zielführend, auf Hygiene und Infektionsprävention in diesem Versorgungsbereich dauerhaft mehr Aufmerksamkeit zu richten. Um dem gerecht zu werden, wird in dem neuen Absatz 1 das Aufgabenspektrum der bisherigen KRINKO erweitert und die Bezeichnung der Kommission wird dementsprechend angepasst, indem „Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und der Eingliederungshilfe“ nunmehr explizit genannt werden. Bei der Benennung der Mitglieder der KRINKO - wie bisher durch das BMG im Benehmen mit den obersten Landesgesundheitsbehörden – ist das Aufgabenspektrum zu berücksichtigen, d.h. es sind auch Mitglieder mit einer professionellen Kenntnis der Verhältnisse und Aufgaben in den Bereichen der Pflege- und der Eingliederungshilfe einzubeziehen. Insoweit besondere Empfehlungen für Unternehmen und Einrichtungen der Pflege und Eingliederungshilfe erarbeitet werden, soll die KRINKO hierfür in der Geschäftsordnung die Einrichtung einer ständigen Arbeitsgruppe vorsehen. 
Absatz 1 war ursprünglich in § 23 Absatz 1 geregelt.
Zu Absatz 2
Absatz 2 enthält Regelungen zu der beim Robert-Koch-Institut eingerichteten Kommission Antiinfektiva, Resistenz und Therapie und war zuvor im § 23 Absatz 2 geregelt. 
Zu Absatz 3
Die Inhalte des Absatzes 3 waren bislang in § 23 Absatz 3, 5 und 6 geregelt. 
In Absatz 3 sind die Einrichtungen genannt, die sicherzustellen haben, dass die nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, um nosokomiale Infektionen zu verhüten und die Weiterverbreitung von Krankheitserregern, insbesondere solcher mit Resistenzen, zu vermeiden. 
In Satz 1 Nummer 12 werden klarstellend neben Rettungsdiensten Einrichtungen des Katastrophenschutzes aufgezählt. Ambulante Intensivpflegedienste unterfallen künftig § 35 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3.
Zu Absatz 4
Absatz 4 enthält Regelungen zur Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Arbeitgeber, die zuvor in § 23a enthalten waren, und werden um Angaben zum Teststatus ergänzt. 
Zu Absatz 5
Absatz 5 regelt die Aufzeichnungspflichten der Leitungen von Einrichtungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 über nach Absatz 6 festgelegte nosokomiale Infektionen und das Auftreten von Krankheitserregern mit speziellen Resistenzen und Multiresistenzen sowie die erforderlichen Präventionsmaßnahmen. Die Regelung war zuvor in § 23 Absatz 4 enthalten. 
Zu Absatz 6
In Absatz 6 ist geregelt, dass das Robert-Koch-Institut entsprechend den jeweiligen epidemiologischen Erkenntnissen die nach Absatz 5 zu erfassenden nosokomialen Infektionen und Krankheitserreger mit speziellen Resistenzen und Multiresistenzen sowie Daten zu Art und Umfang des Antibiotikaverbrauchs festzulegen hat. Die Regelung war vorher in § 23   Absatz 4a enthalten. 
Zu Absatz 7
In Absatz 7 ist die Verordnungsermächtigung der Landesregierungen zur Regelung der für Einrichtungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 5 jeweils erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung, Erkennung, Erfassung und Bekämpfung von Nosokomialen Infektionen und Krankheitserregern mit Resistenzen enthalten. Die Regelung war vorher in § 23 Absatz 8 geregelt. 
Zu Absatz 8
Neu aufgenommen als Absatz 8 ist die Verordnungsermächtigung des Bundesministeriums für Gesundheit, mögliche Vorgaben einer Rechtsverordnung nach Absatz 7 Satz 1 bundesweit für Einrichtungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 5 und 12 zu erlassen.
Zu § 35 (Infektionsschutz in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe)
Der neue § 35 schafft eine Grundlage für nachhaltige Hygienekompetenz und Infektionsschutz in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe. 
In Absatz 1 werden vollstationäre, teilstationäre und ambulante pflegerische Einrichtungen benannt, für die die Regelungen der Vorschrift, in zum Teil unterschiedlicher, jeweils angegebener Weise, gelten.
Als „vergleichbare Einrichtungen“ nach Nummer 3 sind insbesondere auch besondere ambulante Wohnformen wie Pflegewohngemeinschaften oder andere neue Wohnformen in die Umsetzung einbezogen. 
In Absatz 1 ist der Stellenwert der Empfehlungen der in § 34 neu geregelten Kommission für Infektionsprävention und Hygiene in Krankenhäusern und in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe dargelegt, die einzuhalten sind, um dem Stand der medizinischen Wissenschaft und der Pflegewissenschaft zu entsprechen. Wie bisher haben die hier genannten Einrichtungen und Unternehmen in Hygieneplänen innerbetriebliche Verfahrensweisen zur Infektionshygiene festzulegen.
Die Vorschrift stellt insbesondere einen Handlungsrahmen für die unmittelbare Umsetzung wichtiger Elemente der Konzepte und der praktischen Arbeit in den Einrichtungen dar, um den Herausforderungen der SARS-CoV2-Pandemie im Herbst/Winter 2022/23 zu begegnen Die Leitungen von voll- und teilstationären Einrichtungen der Pflege und Eingliederungshilfe haben insbesondere sicherzustellen, dass die Umsetzung von Regelungen und Maßnahmen zum Impfen, Testen, zu Hygieneanforderungen sowie zur Versorgung mit antiviralen Therapeutika in der Einrichtung auf der Grundlage festgelegter Verantwortlichkeiten vollzogen werden kann. Diese Aufgabe kann durch die Einrichtungsleitung selbst, aber auch durch Benennung bzw. Delegation an hierfür ausgewählte Beschäftigte wahrgenommen werden. Rahmen und Grundlage für entsprechende Festlegungen stellen die Hygienepläne dar, zu deren Erstellung die Einrichtungen wie schon bisher verpflichtet sind. Um eine zügige und fachlich fundierte Umsetzung zu gewährleisten, erstellt der Qualitätsausschuss Pflege nach § 113b SGB XI bis zum 15. Oktober 2022 fachliche Grundlagen und Verfahrenshinweise für die Koordinierungsaufgabe in den voll- und teilstationären Pflegeeinrichtungen. Die Gesundheitsämter sollen in den Einrichtungen vor Ort die notwendige Ergänzung der Hygienepläne und deren Umsetzung im Rahmen ihrer infektionsmedizinischen Überwachung unterstützen und überprüfen.
Absatz 2 ermöglicht Arbeitgebern von Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Eingliederungshilfe personenbezogene Daten der Beschäftigten zum Test-, Impf- und Serostatus zu erfragen und zu verarbeiten, um über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder die Art und Weise einer Beschäftigung zu entscheiden. Dies war bisher nach § 23a nur für Beschäftigte im medizinischen Bereich möglich bzw. nach § 36 Absatz 3 in Bezug auf die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19). Eine Verpflichtung zur Datenerfassung und Nutzung ergibt sich hieraus nicht.
Nach Absatz 3 erhalten die Länder eine Ermächtigungsgrundlage, um nun auch im Pflegebereich Regelungen zur Hygiene und zum Infektionsschutz zu treffen. Diese richtete sich im bisherigen § 23 nur an medizinische Einrichtungen. Neu ist dabei insbesondere die Möglichkeit zur Bestellung von hygienebeauftragten Pflegefachkräften in vollstationären Einrichtungen. Dies wurde u. a. auch vom ExpertInnenrat der Bundesregierung angeregt.
Absatz 4 räumt dem BMG die Möglichkeit ein, durch Verordnung bundesweit Vorgaben für die von den Landesregierungen nach Absatz 3 zu erlassenden Verordnungen zu schaffen.
Absatz 5 sieht nunmehr generell eine entsprechende Anwendbarkeit der Regelungen zu Gemeinschaftseinrichtungen in § 36 Absatz 6 bis 9 vor, das galt bislang nur teilweise in Bezug auf Skabies.
Zu § 36 (Infektionsschutz in Gemeinschaftseinrichtungen) 
Zu Absatz 1
In Absatz 1 werden Einrichtungen genannt, die verpflichtet sind, in Hygieneplänen innerbetriebliche Verfahrensweisen zur Infektionshygiene festzulegen und die der infektionshygienischen Überwachung durch das Gesundheitsamt unterliegen. In § 36 Absatz 1 Satz 1 wurden die ursprünglich in § 33 sowie § 36 Absatz 1 genannten Einrichtungen zusammengeführt (mit Ausnahme der nunmehr von § 35 erfassten Einrichtungen). In Abweichung zur bisherigen engen Begriffsbildung in § 33 werden als Gemeinschaftseinrichtungen künftig alle Einrichtungen erfasst, bei denen durch potentiell engen Umgang zahlreicher (und oftmals wechselnder) Personen miteinander typischerweise (auch durch beengte räumliche Verhältnisse) ein erhöhtes Infektionsrisiko besteht. 
Zu Absatz 2
Der neue Absatz 2 regelt die Befugnis des Arbeitgebers zur Verarbeitung personenbezogener Daten eines Beschäftigten über dessen Test-, Impf- und Serostatus, um über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder über die Art und Weise einer Beschäftigung zu entscheiden. Dies gilt nicht in Bezug auf übertragbare Krankheiten, die im Rahmen einer leitliniengerechten Behandlung nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft nicht mehr übertragen werden können. 
Zu Absatz 3
Absatz 3 enthält Regelungen zur Nachweispflicht von Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 6 bis 8 aufgenommen werden sollen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer ansteckungsfähigen Lungentuberkulose vorhanden sind. Die Regelung war zuvor in § 36 Absatz 4 geregelt. 
Zu Absatz 4
Absatz 4 enthält Regelungen zur Pflicht von Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 7 aufgenommen werden sollen, eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss einer ansteckungsfähigen Lungentuberkulose einschließlich einer Röntgenaufnahme der Atmungsorgane zu dulden. Die Regelung war zuvor in § 36 Absatz 5 geregelt. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Anordnungen nach den Sätzen 1 und 3 haben keine aufschiebende Wirkung.
Zu Absatz 5
Absatz 5 enthält ein Tätigkeitsverbot für Personen die an den dort genannten Krankheiten erkrankt sind oder dessen verdächtig oder die verlaust sind, zudem ein Verbot der Nutzung von Gemeinschaftseinrichtungen sowie ein Verbot der Teilnahme an Veranstaltungen der Gemeinschaftseinrichtungen. Die Regelung war zuvor in § 34 Absatz 1 und 3 enthalten. 
Zu Absatz 6
Nach Absatz 6 dürfen Ausscheider der genannten Erreger nur mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und unter Beachtung der gegenüber dem Ausscheider und der Gemeinschaftseinrichtung verfügten Schutzmaßnahmen die dem Betrieb der Einrichtung dienenden Räume betreten, Einrichtungen der Gemeinschaftseinrichtung benutzen und an Veranstaltungen der Gemeinschaftseinrichtungen teilnehmen werden. Die Regelung war zuvor in § 34 Absatz 2 enthalten. 
Zu Absatz 7
Nach Absatz 7 haben, wenn einer der in den Absätzen 5 oder 6 genannten Tatbestände bei den in Absatz 4 genannten Personen auftritt, diese Personen der Gemeinschaftseinrichtung unverzüglich Mitteilung zu machen. Die Vorschrift entspricht § 34 Absatz 5 Satz 1 bisheriger Fassung.
Die Leitung der Gemeinschaftseinrichtung hat über die Mitteilungspflicht zu belehren. Die Regelung war zuvor in § 34 Absatz 5 Satz 2 und § 35 enthalten. 
Zu Absatz 8
Absatz 8 enthält eine unverzügliche Benachrichtigungs- und Angabepflicht der Leitung der Gemeinschaftseinrichtung an das Gesundheitsamt, wenn Tatsachen bekannt werden, die das Vorliegen einer der in den Absätzen 5 oder 6 aufgeführten Tatbestände annehmen lässt. Die Regelung war bisher in § 34 Absatz 6 enthalten.
Zu Absatz 9
Nach Absatz 9 kann die zuständige Behörde im Einvernehmen mit dem Gesundheitsamt für die in Absatz 1 genannten Einrichtungen Ausnahmen von dem Verbot nach Absatz 4, auch in Verbindung mit Absatz 6, zulassen, wenn Maßnahmen durchgeführt werden oder wurden, mit denen eine Übertragung der aufgeführten Erkrankungen oder der Verlausung verhütet werden kann. Die Regelung war zuvor in § 34 Absatz 7 enthalten. 
Der bisherige § 34 Absatz 8 und 9 kann aufgrund der weiterhin gegebenen Anwendbarkeit des § 28 gestrichen werden. 
Zu Absatz 10
Nach Absatz 10 sollen die Gesundheitsämter und die in Absatz 1 genannten Gemeinschaftseinrichtungen die betreuten Personen oder deren Sorgeberechtigte gemeinsam über die Bedeutung eines vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission ausreichenden Impfschutzes und über die Prävention übertragbarer Krankheiten aufklären. Bei der Erstaufnahme in eine Kindertageseinrichtung haben die Personensorgeberechtigten gegenüber dieser einen schriftlichen Nachweis darüber zu erbringen, dass zeitnah vor der Aufnahme eine ärztliche Beratung in Bezug auf einen vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission ausreichenden Impfschutz des Kindes erfolgt ist. Wenn der Nachweis nicht erbracht wird, benachrichtigt die Leitung der Kindertageseinrichtung das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, und übermittelt dem Gesundheitsamt personenbezogene Angaben. Das Gesundheitsamt kann die Personensorgeberechtigten zu einer Beratung laden. Weitergehende landesrechtliche Regelungen bleiben unberührt. Bei Erstaufnahme in die erste Klasse einer allgemeinbildenden Schule hat das Gesundheitsamt oder der von ihm beauftragte Arzt den Impfstatus zu erheben und die hierbei gewonnenen aggregierten und anonymisierten Daten über die oberste Landesgesundheitsbehörde dem Robert Koch-Institut zu übermitteln. 
Die Regelungen waren zuvor in § 34 Absatz 10, 10a und 11 enthalten.
Zu Absatz 11
Absatz 11 regelt die Verpflichtungen der Sorgeberechtigten und Betreuer und war zuvor in § 34 Absatz 4 enthalten. 
Zu Absatz 12
Absatz 12 benennt die Grundrechte, die durch die Absätze 3 und 4 eingeschränkt werden und war ursprünglich in § 36 Absatz 13 geregelt.
Zu Nummer 23	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 56
Zu Buchstabe a
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen.
Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa
Zu Dreifachbuchstabe aaa
Die Regelung wird entfristet und kann daher künftig immer dann greifen, wenn entsprechende Schutzmaßnahmen im Sinne des Absatz 1a ergriffen werden.
Zu Dreifachbuchstabe bbb
Die entschädigungspflichtigen Schutzmaßnahmen werden im Gegenzug auf ausschließlich noch mögliche bzw. zu erwartende Maßnahmen nach dem IfSG zurückgeführt.
Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen.
Zu Buchstabe c
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen.
Zu Nummer 24	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 66
Zu Buchstabe a
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen.
Zu Buchstabe b
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen.
Zu Nummer 25	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 68
Es handelt sich um eine Klarstellung, dass der Verwaltungsrechtsweg auch dann eröffnet ist, soweit andere Ansprüche wegen Entschädigung für Maßnahmen aufgrund dieses Gesetzes geltend gemacht werden, Artikel 14 Absatz 3 Satz 4 und Artikel 34 Satz 3 des Grundgesetzes bleiben unberührt.
Zu Nummer 26	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 69
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen.
Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. Der Bund kann generell an den Kosten nach § 13 Absatz 2 beteiligt werden.
Zu Doppelbuchstabe cc
Es handelt sich um eine klarstellende Regelung, nach der Kosten für ärztliche Untersuchungen nach § 20 Absatz 12 und § 20a Absatz 5 künftig ebenfalls aus öffentlichen Mitteln der Länder zu bestreiten sind.
Zu Buchstabe b
In Satz 2 wird geregelt, dass in Rechtsverordnungen nach § 13 Absatz 2, § 23, § 34 Absatz 8 und § 35 Absatz 4 künftig auch vorgesehen werden kann, dass der Bund sich anteilig an der Kostentragung beteiligt.
Zu Nummer 27	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 73
Zu Buchstabe a
Die Vorschrift erweitert den Bußgeldkatalog auf die Fälle, in denen die Meldepflichten nach § 13 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 bis Nummer 3 nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Form erfüllt werden. Ohne eine entsprechende Sanktionsregelung wäre nicht sichergestellt, dass die Meldepflichten flächendeckend erfüllt werden. Eine flächendeckende Meldung ist aber Voraussetzung dafür, dass belastbare Aussagen über die zur Verfügung stehenden Behandlungskapazitäten auf Normalstationen möglich sind und frühzeitig Gegenmaßnahmen bei sich andeutenden Überlastungen ergriffen werden können. Verstöße gegen Meldepflichten nach § 6 oder § 7, jeweils auch in Verbindung mit § 14 Absatz 8 Satz 2, 3, 4 oder 5 oder einer Rechtsverordnung nach § 15 Absatz 1 oder 3 sind bereits bußgeldbewehrt.
Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.
Zu Buchstabe c
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen.
Zu Buchstabe d
Die Vorschrift erweitert den Bußgeldkatalog auf Zuwiderhandlungen gegen Verpflichtungen auf Grund von Rechtsverordnungen nach § 13 Abs. 5 Satz 2 und nach § 35 Absatz 3 Satz 1 oder 2, Absatz 4. Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Folgeänderungen.
Zu Nummer 28	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 77
§ 77 Absatz 6 und Absatz 7 werden wegen Erledigung aufgehoben.
Zu Artikel 2 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a
Es wird klargestellt, dass, soweit die Ständige Impfkommission beim Robert Koch-Institut Schutzimpfungen mit zugelassenen Arzneimitteln für Indikationen und Indikationsbereiche empfiehlt, für die sie nach dem Arzneimittelgesetz nicht zugelassen sind, diese auch durch den Gemeinsamen Bundesausschuss in der Schutzimpfungs-Richtlinie vorgesehen werden können.
Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa
Die Verordnungsermächtigung nach § 20i Absatz 3 Satz 2 wird übergangsweise von der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite entkoppelt und bis zum 30. April 2023 vorgesehen.
Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.
Zu Doppelbuchstabe cc
Vor Außerkrafttreten der Rechtsverordnungen nach Satz 2 sind Regelungen zu treffen, die Ausschlussfristen für die Abrechnung erbrachter Leistungen und den regelhaften Zeitraum für den Abschluss der Abrechnungsverfahren und für die Zahlung der für die Abrechnung notwendigen Mittel aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds sowie deren Refinanzierung aus Bundesmitteln festlegen. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass auch nach diesem regelhaften Abwicklungsverfahren Nachzahlungen an Leistungserbringer beispielsweise aufgrund von Klageverfahren notwendig sein können oder sich Rückzahlungen ergeben. Das BMG wird daher ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Anschluss an das Außerkrafttreten einer Rechtsverordnung nach Satz 2 Regelungen dieser Verordnung fortgelten zu lassen, die ausschließlich der Abwicklung oder Prüfung bereits erbrachter Leistungen dienen.
Zu Nummer 2	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: Zu Änderung in § 85a – neuer Abs. 7
Vor dem Hintergrund der bisherigen Erfahrungen der COVID-19-Pandemie sollen die Vertragsparteien auf eine pandemiebedingte, verminderte Inanspruchnahme vertragszahnärztlicher Leistungen reagieren können und entsprechende Vereinbarungen zur Gewährleistung der Leistungsfähigkeit der Zahnarztpraxen für den Zeitraum der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG anpassen.    
Zu Nummer 3	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 111
Zu Buchstabe a
Die Streichung stellt eine Folgeänderung zu Buchstabe b) dar.
Zu Buchstabe b
Nach jetziger Rechtslage kann der Zeitraum, in dem die Vertragsparteien nach § 111 Absatz 5 Satz 1 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) an die durch die COVID‑19‑bedingte Sondersituation angepasste Vergütungsvereinbarungen zu vereinbaren haben, längstens bis zum Ablauf des 23. September 2022 verlängert werden. Mit Blick auf die Ungewissheit der weiteren pandemischen Entwicklung ist allerdings nicht absehbar, ob es über diesen Zeitpunkt hinaus zu Mehraufwand und Mindererlösen für stationäre Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen kommt.
Vor diesem Hintergrund wird in § 111 Absatz 5 Satz 5 SGB V festgelegt, dass bei Feststellung einer epidemischen Lage nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG oder wenn eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist die Vergütungsvereinbarungen nach § 111 Absatz 5 Satz 1 SGB V an diese Sondersituation anzupassen sind. Auf diese Weise wird die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der stationären Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen sichergestellt und eine Verstetigung der Regelungen bewirkt. 
Zu Buchstabe c
Nach Absatz 7 Satz 1 Nummer 2 vereinbaren der Spitzenverband Bund der Krankenkassen und die für die Erbringer von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation maßgeblichen Verbände auf Bundesebene in Rahmenempfehlungen Grundsätze einer leistungsgerechten Vergütung und ihrer Strukturen. Um sicherzustellen, dass Rahmenempfehlungen auch die nach Absatz 5 Satz 5 vorgesehenen Anpassung von Vergütungsvereinbarungen an die durch die Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite oder für den Fall einer bundesweiten Gefährdung der öffentlichen Gesundheit durch eine übertragbare Krankheit bedingte besondere Situation der stationären Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen berücksichtigen, wird die Nummer 2 angepasst. Die Rahmenempfehlungen sollen bis zum 31. Dezember 2022 vereinbart werden, um gemäß Absatz 7 Satz 3 den Verhandlungen über Vergütungsverträge zugrunde gelegt werden zu können.
Zu Nummer 4	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: Zu Änderungen in § 111c
Zu Buchstabe a
Die Streichung stellt eine Folgeänderung zu Buchstabe b) dar.
Zu Buchstabe b
Nach jetziger Rechtslage kann der Zeitraum, in dem die Vertragsparteien nach § 111c Absatz 3 Satz 1 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) an die durch die COVID-19-bedingte Sondersituation angepasste Vergütungsvereinbarungen zu vereinbaren haben, längstens bis zum Ablauf des 23. September 2022 verlängert werden. Mit Blick auf die Ungewissheit der weiteren pandemischen Entwicklung ist allerdings nicht absehbar, ob es über diesen Zeitpunkt hinaus zu Mehraufwand und Mindererlösen für ambulante Rehabilitationseinrichtungen kommt.
Vor diesem Hintergrund wird in § 111c Absatz 3 Satz 5 SGB V festgelegt, dass bei Feststellung einer epidemischen Lage nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG oder wenn eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist die Vergütungsvereinbarungen nach § 111c Absatz 3 Satz 1 SGB V an diese Sondersituation anzupassen sind. Auf diese Weise wird die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der ambulanten Rehabilitationseinrichtungen sichergestellt und eine Verstetigung der Regelungen bewirkt.
Zu Buchstabe c
Nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 vereinbaren der Spitzenverband Bund der Krankenkassen und die für die Erbringer von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation maßgeblichen Verbände auf Bundesebene in Rahmenempfehlungen Grundsätze einer leistungsgerechten Vergütung und ihrer Strukturen. Um sicherzustellen, dass Rahmenempfehlungen auch die nach Absatz 3 Satz 5 vorgesehenen Anpassung von Vergütungsvereinbarungen an die durch die Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite oder für den Fall einer bundesweiten Gefährdung der öffentlichen Gesundheit durch eine übertragbare Krankheit bedingte besondere Situation der Rehabilitationseinrichtungen berücksichtigen, wird die Nummer 2 angepasst. Die Rahmenempfehlungen sollen bis zum 31. Dezember 2022 vereinbart werden, um gemäß Absatz 5 Satz 3 den Verhandlungen über Vergütungsverträge zugrunde gelegt werden zu können.
Zu Nummer 5	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: Zu Änderungen in § 125b
Zu Buchstabe a
Die Heilmittelerbringer sind infolge der COVID-19-Pandemie und der daraus resultierenden gestiegenen Bedarfe an Hygieneartikeln, insbesondere persönlicher Schutzausrüstung wie Mundschutz und Handschuhen, mit Mehrkosten belastet. 
Die Vertragsparteien haben für den erhöhten Bedarf an verschiedenen Hygieneartikeln für die Durchführung therapeutischer Behandlungen im Zeitraum des Vorliegens der epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG wenn eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist die Abrechnungsmöglichkeit einer Hygienepauschale für Verordnungen zu vereinbaren. Der Einsatz insbesondere von persönlicher Schutzausrüstung wie Mundschutz und Handschuhen trägt in einem hohen Maße zur Eindämmung der Verbreitung von Viren bei und ist daher bereits erforderlich, wenn eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist, um das Infektionsgeschehen bei den körpernahen Heilmittelleistungen einzudämmen.
Zu Buchstabe b
Vor dem Hintergrund der bisherigen Erfahrungen der COVID-19-Pandemie sollen die Vertragsparteien auf eine pandemiebedingte, verminderte Inanspruchnahme von Heilmitteln reagieren können und entsprechende Vereinbarungen zur Gewährleistung der Leistungsfähigkeit der Heilmittelerbringer für den Zeitraum der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 IfSG anpassen.
Zu Nummer 6	Comment by Kutzner, Lisa Josefine -Z13 BMG: § 371
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung des § 14 IfSG.
Zu Nummer 7
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung des § 14 IfSG.
Zu Nummer 8
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung des § 14 IfSG.
Zu Artikel 3 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)
Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Anpassungen im Infektionsschutzgesetz.
Zu Artikel 4 (Änderung des Arzneimittelgesetzes)
Durch die Änderung wird das Bundesministerium für Gesundheit in die Lage versetzt, in den Fällen des § 79 Absatz 4a dem Einzelfall angepasste Regelungen zu erlassen, um die Versorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln sicherzustellen. Die Herstellung, Beschaffung, Lagerung und das Inverkehrbringen der benötigten Arzneimittel sowie der Wirk-, Ausgangs- und Hilfsstoffe sowie Packmittel von Arzneimitteln durch das Bundesministerium oder durch beauftragte Stellen kann auf diese Weise mit adäquaten Regelungen auf eine für alle betroffenen Akteure transparente Grundlage gestellt werden. In diesem Zusammenhang können auch Regelungen zur Vergütung der zum Vertrieb und zur Abgabe der benötigten Arzneimittel notwendigen Tätigkeiten erlassen werden. Die Ermächtigung zum Erlass von Anordnungen beispielsweise in Form von Allgemeinverfügungen kann das Bundesministerium ganz oder teilweise auf die zuständige Bundesoberbehörde übertragen. Dies ist für den Fall zielführend, dass die zuständige Bundesbehörde Beschaffung, Lagerung und Inverkehrbringen in operativer Hinsicht organisiert.
Zu Artikel 5 (Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes)
Zu Nummer 1
§ 23 Absatz 3 Nummer 3 regelt die Verordnungsermächtigung des Bundesministeriums für Gesundheit, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen einen von § 21a Absatz 1 Satz 1 abweichenden Zeitraum für die Zahlung des Versorgungsaufschlags regeln zu können. Die in Nummer 4 entsprechende Ermächtigung zur Verlängerung der Fristen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit einer möglichen Verlängerung der Zeiträume für die Zahlung von Versorgungsaufschlägen stehen, können dagegen bislang nur um bis zu sechs Monate verlängert werden. Die Verordnungsermächtigung ist daher an die Regelung in Nummer 3 zwingend anzupassen. 
Zu Nummer 2
§ 25 Absatz 3 regelt die Verordnungsermächtigung des Bundesministeriums für Gesundheit, die Fristen nach Absatz 1 für Covid-19-bedingte Ausnahmen von Prüfungen bei Krankenhausbehandlung und von der Prüfung von Strukturmerkmalen verlängern zu können. Mit der Änderung wird gewährleistet, dass im Falle einer erneuten Covid-19-bedingten Belastungssituation der Krankenhäuser abweichende Zeiträume festgelegt werden können.
Zu Artikel 6 (Änderung des Gesetzes zur Stärkung der Impfprävention gegen COVID-19 und zur Änderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie)
Um weiterhin ein niedrigschwelliges, flächendeckendes Impfangebot sicherzustellen, wird die Berechtigung zur Durchführung von COVID-19-Impfungen durch Apothekerinnen und Apotheker, Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie Tierärztinnen und Tierärzte bis zum 30. April 2023 verlängert.
Der bislang im Gesetz zur Stärkung der Impfprävention gegen COVID-19 und zur Änderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie vorgesehene Zeitpunkt des Außerkrafttretens der Regelung des § 20b IfSG, der Apothekerinnen und Apotheker, Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie Tierärztinnen und Tierärzte zur Durchführung von Impfungen gegen COVID-19 berechtigt, wird vom 1. Januar 2023 auf den 1. Mai 2023 verschoben. Damit wird ein flächendeckendes, niedrigschwelliges Impfangebot über die Wintersaison hinweg sichergestellt und die Impfkampagne gegen Covid-19 lageangepasst aufgestellt. Das Außerkrafttreten der einrichtungsbezogenen Impfpflichten nach § 20a IfSG zum 1. Januar 2023 bleibt unberührt.
Zu Artikel 7 (Änderung der Verordnung zur Aufrechterhaltung und Sicherung intensivmedizinischer Krankenhauskapazitäten )
Zu Nummer 1
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Verstetigung der Ermächtigungsgrundlage der Verordnung in § 13 Absatz 7 Satz 3 in Verbindung mit Satz 1 Nummer 3 IfSG. 
Zu Nummer 2
Aufgrund der Tatsache, dass Krankenhäuser keinen Anspruch mehr auf Ausgleichszahlungen nach § 21 KHG haben, entfallen die wöchentlichen Meldungen nach § 21 Absatz 2a Satz 3 des KHG an die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörden, mit denen die Meldungen der täglichen Übermittlung der Angaben nach § 1 Absatz 2 und 3 nachzuweisen waren. Die Regelungen im bisherigen § 3, nach denen die für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehörden die Erfüllung der Pflichten nach § 1 in geeigneter Weise zu überprüfen haben und das Robert Koch-Institut an die jeweils für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde einmal wöchentlich eine nach Krankenhäusern differenzierte Übersicht über die Tage, an denen die Pflichten nach § 1 vollständig und fristgerecht erfüllt wurden zu übermitteln haben, bleiben bestehen und sind ausreichend, um die Landesbehörden über die Erfüllung der Meldepflichten durch die Krankenhäuser in Kenntnis zu setzen.
Zu Nummer 3
Die Ausgleichszahlungen nach § 21 KHG waren bis zum 18. April 2022 befristet. Die entsprechende Sanktionsregelung geht daher seitdem ins Leere. Als Folgeänderung zur Regelung in Artikel 1 (§ 73 IfSG) mit der die nicht oder nicht fristgerechte Meldung als Ordnungswidrigkeit geregelt wird, ist die Sanktionsregelung entsprechend anzupassen. 
Zu Nummer 4
[bookmark: eNormErrorScope24CE04499863E305DFA5A888F]In Zusammenhang mit der Neuregelung der Ermächtigungsgrundlage für die Verordnung in § 13 Absatz 7 Satz 3 in Verbindung mit Satz 1 Nummer 3 IfSG ist die Regelung zum Außerkrafttreten der Verordnung zu streichen.
Zu Artikel 8 (Änderung der Coronavirus-Surveillanceverordnung)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Neufassung des § 23 und der §§ 34 bis 36 des Infektionsschutzgesetzes, die eine Anpassung der Verweise in §§ 1 und 2 der Coronavirus-Surveillanceverordnung notwendig macht.
Zu Artikel 9 (Änderung der Coronavirus-Testverordnung)
Es handelt sich um Folgeänderungen zu der Neufassung des § 23 und der §§ 34 bis 36 des Infektionsschutzgesetzes. Diese macht eine Anpassung der Verweise in §§ 3 und 4 der Coronavirus-Testverordnung erforderlich.
Zu Artikel 10 (Änderung der Verordnung zum Schutz vor einreisebedingten Infektionsgefahren in Bezug auf das Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronavirus-Einreiseverordnung - CoronaEinreiseV))
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Neufassung der §§ 33 und 36 des Infektionsschutzgesetzes, die eine Anpassung der Eingangsformel und des Verweises in § 2 Satz 1 Nr. 2 der Verordnung zum Schutz vor einreisebedingten Infektionsgefahren in Bezug auf das Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronavirus-Einreiseverordnung - CoronaEinreiseV) notwendig macht.
Zu Artikel 11 (Änderung der Medizinischer Bedarf Versorgungssicherstellungsverordnung)
Der Änderung von § 5 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 IfSG folgend wird die Geltung der auf Grund von § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a, b und c in Verbindung mit Absatz 3 Satz 2 IfSG erlassenen Verordnung bis 25. November 2023 verlängert. Damit werden bewährte Instrumente zur Sicherstellung des medizinischen Bedarfs für den Fall einer über den 25. November 2022 hinaus fortbestehenden Pandemielage verfügbar gehalten, insbesondere zur Beschaffung und zum Inverkehrbringen von Impfstoffen und antiviralen Arzneimitteln. Diese Maßnahme folgt den Empfehlungen des ExpertInnenrates der Bundesregierung zu COVID-19 (vgl. 11. Stellungnahme des ExpertInnenrates der Bundesregierung zu COVID-19 vom 8. Juni 2022).
Zu Artikel 12 (Änderung der SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungsverordnung)
Der Änderung von § 5 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 IfSG folgend wird die Geltung der auf Grund von § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a, b, c, e und f und Nummer 7 IfSG erlassenen Verordnung bis 25. November 2023 und die Fristen in § 4 Absatz 6 dementsprechend um ein Jahr verlängert. Damit werden bewährte Instrumente zur Sicherstellung der Arzneimittelversorgung für den Fall einer über den 25. November 2022 hinaus fortbestehenden Pandemielage verfügbar gehalten, insbesondere zur Versorgung von Risikogruppen mit Präexpositionsprophylaxe. Diese Maßnahme folgt den Empfehlungen des ExpertInnenrates der Bundesregierung zu COVID-19 (vgl. 11. Stellungnahme des ExpertInnenrates der Bundesregierung zu COVID-19 vom 8. Juni 2022).
Zu Artikel 13 (Änderung der Monoklonale Antikörper-Verordnung)
Die Verlängerung der Geltungsdauer erfolgt insbesondere vor dem Hintergrund, dass die vom Bundesministerium bereits beschafften Arzneimittel auch über den 25. November 2022 auch weiterhin abgegeben werden können müssen. Anderenfalls müssten die noch nicht abgegebenen Arzneimittel zu diesem Datum vernichtet werden.
Zu Artikel 14 (Änderung der Coronavirus-Impfverordnung)
Der Änderung des § 20i Absatz 3 Satz 2 SGB V folgend wird die Geltung der auf Grund von § 20i Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 2, Satz 3, 9, 10 und 12 bis 15 SGB V und § 13 Absatz 5 Satz 2 IfSG erlassenen Verordnung bis 30. April 2023 verlängert. Damit wird ermöglicht, die Impfkampagne gegen das Coronavirus für den Fall einer über den 25. November 2022 hinaus anhaltenden Pandemielage fortzuführen und die Impfquoten anzupassen, um insbesondere vulnerable Bevölkerungsgruppen vor einer Erkrankung mit schwerem Verlauf zu schützen. Diese Maßnahme folgt den Empfehlungen des ExpertInnenrates der Bundesregierung zu COVID-19 (vgl. 11. Stellungnahme des ExpertInnenrates der Bundesregierung zu COVID-19 vom 8. Juni 2022).
Zu Artikel 15 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
Zu Absatz 1
Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatz 2 am Tage nach der Verkündung in Kraft.
Zu Absatz 2
Artikel 2 Nummer 3 und 4 treten am 24. September 2023 in Kraft.
